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(Verdffentlichungsbediirftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EG) Nr. 216/2008 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 20. Februar 2008

zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften fir die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer
Europiischen Agentur fiir Flugsicherheit, zur Aufhebung der Richtlinie 91/670/[EWG des Rates, der
Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 und der Richtlinie 2004/36/EG

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EURO-
PAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 80 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

gemifl dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (?),

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1)

()
)

Im Bereich der Zivilluftfahrt sollte fir die europdischen
Biirger jederzeit ein einheitliches und hohes Schutzniveau
gewdhrleistet sein; hierzu sind gemeinsame Sicherheitsvor-
schriften zu erlassen, und es ist sicherzustellen, dass
Erzeugnisse, Personen und Organisationen, die in der
Gemeinschaft im Umlauf bzw. titig sind, diese Vorschriften
sowie die geltenden Umweltschutzvorschriften einhalten.
Dies sollte auch dazu beitragen, den freien Verkehr fur
Waren, Personen und Organisationen im Binnenmarkt zu
erleichtern.

Dariiber hinaus sollten Drittlandluftfahrzeuge, die fiir Fliige
in das und aus dem Hoheitsgebiet oder innerhalb des
Hoheitsgebiets eingesetzt werden, in dem der Vertrag gilt,
im Rahmen des am 7. Dezember 1944 in Chicago

ABI. C 185 vom 8.8.2006, S. 106.

Stellungnahme des Europdischen Parlaments vom 14. Mirz 2007
(ABL C 301 E vom 13.12.2007, S. 103), Gemeinsamer Standpunkt
des Rates vom 15. Oktober 2007 (ABIL. C 277 E vom 20.11.2007,
S. 8) und Standpunkt des Européischen Parlaments vom 12. Dezem-
ber 2007. Beschluss des Rates vom 31. Januar 2008.

unterzeichneten Abkommens iiber die internationale Zivil-
luftfahrt (,Abkommen von Chicago®), dem alle Mitglied-
staaten beigetreten sind, einer angemessenen Aufsicht auf
Gemeinschaftsebene unterstellt werden.

Das Abkommen von Chicago sieht bereits Mindestnormen
zur Gewdhrleistung der Sicherheit der Zivilluftfahrt und
entsprechende  Umweltschutzvorschriften vor. Mit den
grundlegenden Anforderungen der Gemeinschaft und den
zu ihrer Durchfithrung erlassenen Vorschriften soll sicher-
gestellt werden, dass die Mitgliedstaaten die sich aus dem
Abkommen von Chicago ergebenden Verpflichtungen,
einschlieflich  Verpflichtungen gegeniiber Drittlindern,
erfiillen.

Die Gemeinschaft sollte im Einklang mit den Normen und
empfohlenen Verfahren des Abkommens von Chicago
grundlegende  Anforderungen fiir luftfahrttechnische
Erzeugnisse, Teile und Ausriistungen sowie fiir Personen
und Organisationen, die mit dem Betrieb von Luftfahrzeu-
gen befasst sind, und fiir Personen und Erzeugnisse
festlegen, die bei der Ausbildung und flugmedizinischen
Untersuchung von Piloten eingesetzt werden bzw. mitwir-
ken. Die Kommission sollte ermichtigt werden, die
erforderlichen Durchfiihrungsvorschriften zu erarbeiten.

Es wire nicht sinnvoll, gemeinsame Vorschriften fiir
samtliche Luftfahrzeuge festzulegen, insbesondere nicht
fur Luftfahrzeuge einfacher Bauart oder hauptsichlich lokal
betriebene oder selbst gebaute oder besonders seltene oder
nur in geringer Anzahl vorhandene Luftfahrzeuge. Solche
Luftfahrzeuge sollten auch weiterhin der rechtlichen
Kontrolle der Mitgliedstaaten unterliegen, wobei gemifd
der vorliegenden Verordnung die tibrigen Mitgliedstaaten
nicht verpflichtet sein sollten, solche nationalen Regelungen
anzuerkennen. Es sollten jedoch angemessene Mafnahmen
getroffen werden, um das allgemeine Sicherheitsniveau im
Freizeitflugverkehr anzuheben. Besonders beriicksichtigt
werden sollten dabei Flugzeuge und Hubschrauber mit
einer geringen hochstzuldssigen Startmasse, deren Leistung
stindig zunimmt, die tiberall in der Gemeinschaft ver-
kehren diirfen und industriell hergestellt werden. Fiir diese
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kann daher besser eine Regulierung auf Gemeinschafts-
ebene vorgesehen werden, um das erforderliche einheitliche
Sicherheits- und Umweltschutzniveau zu gewahrleisten.

Der Anwendungsbereich der Gemeinschaftsmaffnahmen
sollte klar abgegrenzt sein, damit Personen, Organisationen
und Erzeugnisse, die dieser Verordnung und ihren Durch-
fihrungsbestimmungen unterliegen, eindeutig bestimmbar
sind. Der Anwendungsbereich sollte daher anhand einer
Liste von Luftfahrzeugen, die von dieser Verordnung
ausgenommen werden, eindeutig festgelegt werden.

Luftfahrttechnische Erzeugnisse, Teile und Ausriistungen,
gewerbliche Luftverkehrsbetreiber sowie Piloten und Perso-
nen, Erzeugnisse und Organisationen, die bei deren Aus-
bildung und flugmedizinischen Untersuchung eingesetzt
werden bzw. mitwirken, sollten zugelassen oder lizenziert
werden, sobald deren Ubereinstimmung mit grundlegenden
Anforderungen feststeht, die von der Gemeinschaft nach
den Normen und empfohlenen Verfahren des Abkommens
von Chicago festgelegt werden. Die Kommission sollte
ermichtigt werden, die erforderlichen Durchfithrungsvor-
schriften in Bezug auf die Festlegung der Bedingungen fiir
die Erteilung der Zeugnisse oder der Bedingungen, unter
denen das Zeugnis durch eine Erklarung iiber die
Befdhigung ersetzt werden kann, zu erarbeiten, wobei die
mit den verschiedenen Betriebsarten verbundenen Risiken,
wie beispielsweise bestimmte Arten von Luftarbeitseinst-
zen und lokale Flige mit kleinen Luftfahrzeugen, zu
beriicksichtigen sind.

Fiir den nichtgewerblichen Bereich sollten die Betriebs- und
Lizenzierungsvorschriften auf die Komplexitit des Luft-
fahrzeugs zugeschnitten sein, und es sollte eine entspre-
chende Begriffsbestimmung festgelegt werden.

Die mit der Pilotenlizenz fiir den Freizeitflugverkehr
verbundenen Sonderrechte sollten entsprechend der Aus-
bildung, die fur den Erwerb der betreffenden Berech-
tigungen vermittelt wurde, gemifS den Durchfithrungsvor-
schriften beschrankt werden.

Damit die Ziele der Gemeinschaft hinsichtlich des freien
Waren-, Personen- und Dienstleistungsverkehrs sowie die
Ziele der gemeinsamen Verkehrspolitik erreicht werden,
sollten die Mitgliedstaaten ohne weitere Anforderungen
oder Bewertungen Erzeugnisse, Teile und Ausriistungen
sowie Organisationen oder Personen anerkennen, die
gemdfl dieser Verordnung und ihren Durchfithrungsbe-
stimmungen zugelassen wurden.

Es sollte eine ausreichend flexible Reaktion auf besondere
Umstinde wie dringende Sicherheitsmaflnahmen oder
unvorhergesehene oder begrenzte betriebliche Notwendig-
keiten moglich sein. Es sollte auch die Moglichkeit bestehen,
ein gleichwertiges Sicherheitsniveau mit anderen Mitteln zu
erreichen. Die Mitgliedstaaten sollten berechtigt sein, Aus-
nahmen in Bezug auf die Anforderungen dieser Verordnung

(13)

(14)

(15)

)

und ihrer Durchfithrungsbestimmungen zuzulassen, sofern
diese jhrem Umfang nach streng begrenzt sind und einer
angemessenen Kontrolle durch die Gemeinschaft unter-
liegen.

In allen Bereichen, die unter diese Verordnung fallen, sind
bessere Verfahren erforderlich, so dass bestimmte Auf-
gaben, die derzeit auf Gemeinschaftsebene oder auf
nationaler Ebene durchgefithrt werden, von einer einzigen
speziellen Fachinstanz wahrgenommen werden sollten. Es
besteht daher die Notwendigkeit, innerhalb der bestehenden
institutionellen Struktur der Gemeinschaft und im Rahmen
der bestehenden Aufteilung der Befugnisse eine Europaische
Agentur fiir Flugsicherheit (im Folgenden als ,Agentur”
bezeichnet) zu schaffen, die in technischen Fragen unab-
hingig und rechtlich, verwaltungstechnisch und finanziell
autonom ist. Notwendigerweise sollte es sich hierbei um
eine Einrichtung der Gemeinschaft mit eigener Rechts-
personlichkeit handeln, die die Durchfithrungsbefugnisse
ausiibt, die ihr durch diese Verordnung verlichen werden.

Im Rahmen des institutionellen Systems der Gemeinschaft
ist die Durchfihrung des Gemeinschaftsrechts in erster
Linie Sache der Mitgliedstaaten. Die von dieser Verordnung
und ihren Durchfithrungsvorschriften verlangten Zulas-
sungsaufgaben sind deshalb auf einzelstaatlicher Ebene
auszufithren. In bestimmten, klar umrissenen Fillen jedoch
sollte die Agentur ebenfalls befugt sein, Zulassungsaufgaben
gemdfl dieser Verordnung durchzufithren. Aus dem glei-
chen Grund sollte es der Agentur gestattet sein, die
notwendigen Maflnahmen in Bezug auf den Flugbetrieb,
die Befihigung der Besatzung oder die Sicherheit von
Luftfahrzeugen aus Drittlindern zu treffen, wenn dies die
beste Moglichkeit ist, um fiir Einheitlichkeit zu sorgen und
das Funktionieren des Binnenmarkts zu erleichtern.

Durch die Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 (!) wird die
Agentur verpflichtet, alle Informationen, die fir die
Aktualisierung der Liste von Luftfahrtunternehmen, gegen
die aus Sicherheitsgriinden eine Betriebsuntersagung in der
Gemeinschaft erlassen wurde, von Bedeutung sein konnen,
zu {ibermitteln. Verweigert die Agentur einem Luftfahrt-
unternehmen die Ausstellung einer Genehmigung gemafd
dieser Verordnung, sollte sie alle relevanten Informationen
zur Begriindung dieser Verweigerung der Kommission
tibermitteln, damit der Name dieses Luftfahrtunternehmens
erforderlichenfalls in diese Liste aufgenommen wird.

Damit ein gemeinschaftliches Sicherheitssystem fiir die
Zivilluftfahrt in den von dieser Verordnung erfassten
Bereichen wirksam funktioniert, ist eine stirkere Zusam-
menarbeit zwischen der Kommission, den Mitgliedstaaten
und der Agentur erforderlich, damit Sicherheitsmingel
festgestellt und gegebenenfalls Abhilfemaffnahmen ergriffen
werden.

Die Forderung einer Sicherheitskultur und das ordnungs-
gemife Funktionieren eines Regelungssystems in den von
dieser Verordnung erfassten Bereichen machen es not-
wendig, dass Zwischenfille und Vorfille spontan von

Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 des Europdischen Parlaments und

des Rates vom 14. Dezember 2005 iiber die Erstellung einer
gemeinschaftlichen Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen die in der
Gemeinschaft eine Betriebsuntersagung ergangen ist, sowie iiber die
Unterrichtung von Fluggisten iiber die Identitit des ausfithrenden
Luftfahrtunternehmens (ABL L 344 vom 27.12.2005, S. 15).
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Zeugen gemeldet werden. Derartige Meldungen wiirden
erleichtert, wenn damit keine Sanktionen verbunden wiren;
die Mitgliedstaaten sollten daher geeignete Mafnahmen
zum Schutz dieser Informationen und der meldenden
Personen ergreifen.

Auf die Ergebnisse der Untersuchungen der Unfille im
Luftverkehr sollte, insbesondere wenn sie Konstruktions-
fehler undfoder operative Fragen betreffen, unverziiglich
mit entsprechenden Mafnahmen reagiert werden, um das
Vertrauen der Verbraucher in den Luftverkehr zu gewihr-
leisten.

Um dazu beizutragen, die Sicherheitsziele dieser Verord-
nung zu erreichen, sollte der Gemeinschaft das Recht
gegeben werden, Geldstrafen gegen Inhaber von Zulassun-
gen und von der Agentur ausgestellten Genehmigungen zu
verhdngen. Gemif$ der gemeinschaftlichen Rechtsordnung
sollten solche Geldstrafen von der Kommission auf
Empfehlung der Agentur verhingt werden. Es sollte
hervorgehoben werden, dass die Kommission durch die
Einfithrung von Geldstrafen in der Lage sein wird, auf die
Verletzung der Vorschriften im Gegensatz zum Entzug von
Bescheinigungen nuancierter, flexibler und abgestufter zu
reagieren.

Da alle Entscheidungen, die die Kommission nach Maf3gabe
dieser Verordnung erldsst, unter den im Vertrag festgelegten
Voraussetzungen der Uberwachung durch den Gerichtshof
der Europdischen Gemeinschaften unterliegen, sollte der
Gerichtshof gemdfd Artikel 229 des Vertrags die Befugnis zu
unbeschrankter Ermessensnachpriifung bei Entscheidungen
der Kommission iiber die Auferlegung von GeldbufSen oder
Zwangsgeldern erhalten.

Um den wachsenden Besorgnissen iiber die Gesundheit und
das Wohlergehen der Fluggiste wihrend der Fliige Rech-
nung zu tragen, ist es notwendig, die Flugzeuge so zu
gestalten, dass Sicherheit und Gesundheit der Fluggiste
besser geschiitzt sind.

Die Ziele dieser Verordnung koénnen wirksam durch
Zusammenarbeit mit Drittlindern erreicht werden. Dabei
sollten die Bestimmungen dieser Verordnung und ihrer
Durchfithrungsbestimmungen durch Ubereinkiinfte zwi-
schen der Gemeinschaft und diesen Lindern angepasst
werden konnen. Bestehen keine solchen Ubereinkiinfte, so
sollte es den Mitgliedstaaten dennoch gestattet sein, unter
angemessener Kontrolle der Gemeinschaft die Zulassungen
fur auslandische Erzeugnisse, Teile und Ausriistungen,
Organisationen und Personen, die von einem Drittland
erteilt wurden, anzuerkennen.

Damit die Agentur die Gemeinschaft ordnungsgemafS
unterstiitzen kann, sollte es ihr moglich sein, ihren
Sachverstand in allen Bereichen der zivilen Flugsicherheit
und des Umweltschutzes, die von dieser Verordnung erfasst
werden, weiterzuentwickeln. Sie sollte die Kommission bei
der Erarbeitung der erforderlichen Rechtsvorschriften sowie
die Mitgliedstaaten und die Industrie bei deren Umsetzung
unterstiitzen. Sie sollte in der Lage sein, Zulassungs-
spezifikationen und Leitlinien herauszugeben, technische
Feststellungen zu treffen und gegebenenfalls Zulassungen
bzw. Zeugnisse auszustellen, und sie sollte die Kommission

(23)

(24)

(25)

(27)

bei der Uberwachung der Anwendung dieser Verordnung
und ihrer Durchfithrungsbestimmungen unterstiitzen sowie
die erforderlichen Kompetenzen erhalten, um ihre Auf-
gaben zu erfiillen.

Die Kommission und die Mitgliedstaaten sollten in einem
Verwaltungsrat vertreten sein, um die Tatigkeiten der
Agentur wirksam kontrollieren zu konnen. Der Verwal-
tungsrat sollte mit den erforderlichen Befugnissen fiir die
Aufstellung des Haushaltsplans, die Priifung seiner Durch-
fuhrung, die Verabschiedung angemessener Finanzvor-
schriften, die Festlegung transparenter Arbeitsverfahren
fur Entscheidungsprozesse der Agentur und fiir die
Ernennung des Exekutivdirektors ausgestattet sein. Die
Agentur sollte auch Forschungsarbeiten durchfithren und
fur eine angemessene Koordinierung mit der Kommission
und den Mitgliedstaaten sorgen konnen. Es ist wiinschens-
wert, dass die Agentur die Kommission und die Mitglied-
staaten auf dem Gebiet der internationalen Beziehungen,
einschlieflich der Harmonisierung von Vorschriften, der
Anerkennung von Genehmigungen und der technischen
Zusammenarbeit, unterstiitzt und dass sie berechtigt ist,
entsprechende Beziehungen zu Luftfahrtbehorden von
Drittlindern und internationalen Organisationen herzu-
stellen, die fur die von dieser Verordnung erfassten
Angelegenheiten zustindig sind.

Im Interesse der Transparenz sollten Beobachter aus
interessierten Kreisen im Verwaltungsrat der Agentur
vertreten sein.

Es liegt im offentlichen Interesse, dass die Agentur ihre
sicherheitsbezogenen Mafinahmen ausschlielich auf unab-
hingigen Sachverstand stiitzt und dabei diese Verordnung
sowie ihre Durchfithrungsbestimmungen strikt anwendet.
Um dies zu erreichen, sollten alle sicherheitsbezogenen
Entscheidungen der Agentur von ihrem Exekutivdirektor
getroffen werden, dem bei der Einholung von fachlichem
Rat und bei der internen Organisation der Agentur ein
hohes Mafd an Flexibilitdt eingerdumt werden sollte. Wenn
die Agentur jedoch Entwiirfe von Vorschriften allgemeiner
Art erarbeitet, die von nationalen Behorden umzusetzen
sind, sollten die Mitgliedstaaten an der Entscheidungs-
findung beteiligt werden.

Es muss gewdahrleistet werden, dass den von Entscheidun-
gen der Agentur Betroffenen die erforderlichen Rechts-
behelfe zur Verfiigung stehen und dass diese den
Besonderheiten der Luftfahrt angemessen sind. Es sollte
ein geeignetes Beschwerdeverfahren eingerichtet werden,
damit Entscheidungen des Exekutivdirektors vor einer
besonderen Beschwerdekammer angefochten werden kon-
nen, gegen deren Entscheidungen Klage vor dem Gerichts-
hof moglich ist.

Um die vollige Selbststindigkeit und Unabhingigkeit der
Agentur zu gewdhrleisten, sollte der Agentur ein eigen-
standiger Haushalt zuerkannt werden, dessen Einnahmen
im Wesentlichen aus einem Beitrag der Gemeinschaft und
aus Gebiihren seitens der Nutzer des Systems bestehen. Bei
der Agentur eingehende Finanzbeitrdge von Mitgliedstaaten,
Drittlindern oder anderen Einrichtungen, sollten die
Unabhingigkeit und Unparteilichkeit der Agentur nicht
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O

beeintrichtigen. Das Haushaltsverfahren der Gemeinschaft
sollte Anwendung finden, soweit der Beitrag der Gemein-
schaft und etwaige andere Zuschiisse aus dem Gesamt-
haushaltsplan der Europdischen Union betroffen sind. Die
Rechnungspriifung sollte durch den Rechnungshof erfol-
gen.

Vor Errichtung von Auflenstellen der Agentur sollte durch
eine generelle Regelung geklart werden, welche Voraus-
setzungen gegeben sein miissen und welchen Beitrag der
betroffene Mitgliedstaat zu leisten hat.

Da die Ziele dieser Verordnung, nimlich die Festlegung und
einheitliche Anwendung gemeinsamer Vorschriften fur die
zivile Flugsicherheit und den Umweltschutz, auf Ebene der
Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden
konnen und daher in Anbetracht der europaweiten Geltung
dieser Verordnung besser auf Gemeinschaftsebene zu
verwirklichen sind, kann die Gemeinschaft im Einklang
mit dem in Artikel 5 des Vertrags niedergelegten
Subsidiarititsprinzip titig werden. Entsprechend dem in
demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhiltnis-
mifligkeit geht diese Verordnung nicht iiber das zur
Erreichung dieser Ziele erforderliche Maf8 hinaus.

Es wurde anerkannt, dass die Einbeziehung europaischer
Drittlinder angestrebt werden sollte, um einen angemesse-
nen gesamteuropdischen Bezugsrahmen sicherzustellen und
so die Verbesserung der zivilen Flugsicherheit in ganz
Europa zu erleichtern. Europdische Linder, die mit der
Gemeinschaft Ubereinkiinfte geschlossen haben, wonach
sie den gemeinschaftlichen Besitzstand in dem von dieser
Verordnung erfassten Bereich tibernehmen und anwenden,
sollten an den Arbeiten der Gemeinschaft gemiff den im
Rahmen dieser Ubereinkiinfte zu vereinbarenden Bedin-
gungen beteiligt werden.

Es wird allgemein angestrebt, die Ubertragung von Funk-
tionen und Aufgaben von den Mitgliedstaaten auf die
Agentur — einschlieflich des Ubergangs der Funktionen
und Aufgaben aufgrund ihrer Zusammenarbeit im Rahmen
der gemeinsamen Luftfahrtbehérden — effizient, ohne
jegliche Beeintrachtigung des derzeitigen hohen Sicherheits-
niveaus und ohne negative Auswirkungen auf die Zulas-
sungszeitplane zu vollziechen. Es sollten angemessene
Mafinahmen getroffen werden, um den erforderlichen
Ubergang zu erméglichen.

Mit dieser Verordnung werden gemeinsame Vorschriften fiir
die Zivilluftfahrt aufgestellt und eine Europiische Agentur
fir Flugsicherheit errichtet. Die Verordnung (EG) Nr. 1592/
2002 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
15. Juli 2002 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften fiir
die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Europiischen
Agentur fiir Flugsicherheit (') sollte daher aufgehoben
werden.

Mit dieser Verordnung wird ein angemessener und umfas-
sender Rahmen fir die Festlegung und Umsetzung
gemeinsamer technischer Bestimmungen und Verwaltungs-
verfahren im Bereich der Zivilluftfahrt geschaffen. Der
Anhang III der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des Rates

ABL L 240 vom 7.9.2002, S. 1. Zuletzt geindert durch die

Verordnung (EG) Nr. 334/2007 der Kommission (ABL. L 88 vom
29.3.2007, S. 39).

(34)

(36)

(37)

(38)

—

—

%)
N

—

N

-

vom 16. Dezember 1991 zur Harmonisierung der
technischen Vorschriften und der Verwaltungsverfahren in
der Zivilluftfahrt (3 sowie die Richtlinie 91/670/EWG des
Rates vom 16. Dezember 1991 zur gegenseitigen Aner-
kennung von Erlaubnissen fiir Luftfahrtpersonal zur Aus-
iibung von Titigkeiten in der Zivilluftfahrt (°) sollten daher
unbeschadet der gemdfl diesen Akten bereits erteilten
Zulassungen, Zeugnisse oder Lizenzen fur Erzeugnisse,
Personen und Organisationen zu gegebener Zeit vollstandig
aufgehoben werden.

Diese Verordnung schafft einen angemessenen und umfas-
senden Regelungsrahmen fiir die Sicherheit von Luft-
fahrzeugen aus Drittstaaten, die Flughifen in der
Gemeinschaft anfliegen. Die Richtlinie 2004/36/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. April
2004 iber die Sicherheit von Luftfahrzeugen aus Dritt-
staaten, die Flughifen in der Gemeinschaft anfliegen (),
sollte daher zu gegebener Zeit aufgehoben werden, unbe-
schadet der Durchfithrungsvorschriften zur Erhebung von
Informationen, zu den Vorfeldinspektionen und zum
Informationsaustausch.

Diese Verordnung wird auf der Grundlage eines kiinftigen
Vorschlags im Einklang mit dem Vertrag fur jeden anderen
Bereich gelten, der mit der Sicherheit der Zivilluftfahrt in
Zusammenhang steht.

Es miissen angemessene Mafinahmen getroffen werden,
sowohl um den erforderlichen Schutz vertraulicher Sicher-
heitsdaten zu gewihrleisten als auch um die Offentlichkeit
angemessen iiber den Stand der zivilen Flugsicherheit und
des entsprechenden Umweltschutzes zu unterrichten,
wobei die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Euro-
paischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001
tiber den Zugang der Offentlichkeit zu Dokumenten des
Europdischen Parlaments, des Rates und der Kommission (°)
und die einschldgigen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
beriicksichtigt werden sollten. Gegen die Entscheidungen
der Agentur gemifl Artikel 8 der genannten Verordnung
sollte Beschwerde beim Europiischen Biirgerbeauftragten
oder Klage beim Gerichtshof nach Maflgabe der Artikel 195
bzw. 230 des Vertrags erhoben werden kénnen.

Die zur Durchfihrung dieser Verordnung erforderlichen
Mafinahmen sollten gemifl dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der
Modalititen fur die Ausiibung der der Kommission iiber-
tragenen Durchfithrungsbefugnisse () erlassen werden.

Insbesondere sollte die Kommission die Befugnis erhalten,
Durchfihrungsvorschriften fiir die Lufttiichtigkeit, die
Lizenz fir die Flugbesatzung und die zugehorigen
Genehmigungen, den Flugbetrieb, von Drittlandsbetreibern

ABL L 373 vom 31.12.1991, S. 4. Zuletzt geindert durch die

Verordnung (EG) Nr. 8/2008 der Kommission (ABL. L 10 vom
12.1.2008, S. 1).

ABL L 373 vom 31.12.1991, S. 1.

ABIL. L 143 vom 30.4.2004, S. 76. Gedndert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2111/2005 (ABL. L 344 vom 27.12.2005, S. 15).

ABL. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.

ABL L 184 vom 17.7.1999, S. 23. Geindert durch den Beschluss
2006/512[EG (ABL L 200 vom 22.7.2006, S. 11).
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eingesetzte Luftfahrzeuge, Aufsicht und Durchsetzung und
zur Annahme einer Regelung iiber die Gebiihren und
Entgelte der Agentur zu erlassen. Da es sich hierbei um
Mafinahmen von allgemeiner Tragweite handelt, die eine
Anderung nicht wesentlicher Bestimmungen der vorliegen-
den Verordnung, auch durch Erginzung um neue nicht
wesentliche Bestimmungen, bewirken, sind diese Maf3-
nahmen nach dem Regelungsverfahren mit Kontrolle des
Artikels 5a des Beschlusses 1999/468/EG zu erlassen.

(39) Aus Griinden der Effizienz sollten die fiir das Regelungs-
verfahren mit Kontrolle anwendbaren Fristen fiir die
Anpassung der grundlegenden Anforderungen fiir den
Umweltschutz und der Durchfithrungsmafinahme fiir den
Umweltschutz verkiirzt werden.

(40) Wegen der Dringlichkeit ist es erforderlich, das Dringlich-
keitsverfahren des Artikels 5a Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG anzuwenden, um der Kommission zu
erlauben, iiber Maflnahmen zu befinden, die von den
Mitgliedstaaten als Sofortmaflnahme getroffen wurden, um
auf ein Sicherheitsproblem zu reagieren sowie iiber von den

Mitgliedstaaten vorgelegte abweichende Genehmigungen zu
befinden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL 1
GRUNDSATZE
Artikel 1
Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt fur

a)  die Konstruktion, die Herstellung, die Instandhaltung und
den Betrieb von luftfahrttechnischen Erzeugnissen, Teilen
und Ausriistungen sowie fiir Personen und Organisationen,
die mit der Konstruktion, Herstellung und Instandhaltung
dieser Erzeugnisse, Teile und Ausriistungen befasst sind;

b)  Personen und Organisationen, die mit dem Betrieb von
Luftfahrzeugen befasst sind.

(2) Diese Verordnung gilt nicht fiir Fille, in denen in Absatz 1
genannte Erzeugnisse, Teile, Ausriistungen, Personen und
Organisationen einer militér-, zoll- oder polizeidienstlichen oder
dhnlichen Verwendung dienen. Die Mitgliedstaaten verpflichten
sich, dafiir zu sorgen, dass bei diesen dienstlichen Verwendungen
so weit als durchfithrbar den Zielen dieser Verordnung
gebiihrend Rechnung getragen wird.

Artikel 2
Ziele

(1) Hauptziel dieser Verordnung ist die Schaffung und die
Aufrechterhaltung eines einheitlichen, hohen Niveaus der zivilen
Flugsicherheit in Europa.

(2) In den von dieser Verordnung erfassten Bereichen bestehen
folgende weitere Ziele:

a) die Sicherstellung eines einheitlichen und hohen Niveaus
des Umweltschutzes;

b)  die Erleichterung des freien Waren-, Personen- und Dienst-
leistungsverkehrs;

¢) die Steigerung der Kostenwirksamkeit bei den Regulie-
rungs- und Zulassungsverfahren und die Vermeidung von
Doppelarbeit auf nationaler und europdischer Ebene;

d) die Unterstiitzung der Mitgliedstaaten bei der Erfiillung
ihrer Verpflichtungen, die sich aus dem Abkommen von
Chicago ergeben, indem eine Grundlage fur die gemein-
same Auslegung und einheitliche Durchfithrung seiner
Bestimmungen geschaffen und gewahrleistet wird, dass die
Bestimmungen des Abkommens in dieser Verordnung und
den entsprechenden Durchfithrungsvorschriften gebiihrend
beriicksichtigt werden;

e) die weltweite Verbreitung der Standpunkte der Gemein-
schaft zu zivilen Flugsicherheitsstandards und -vorschriften
durch Aufnahme einer geeigneten Zusammenarbeit mit
Drittlindern und internationalen Organisationen;

f)  die Schaffung gleicher Ausgangsbedingungen fir alle
Beteiligten im Luftverkehrsbinnenmarkt.

(3) Die Mittel zur Erreichung der in den Absitzen 1 und 2
genannten Ziele sind

a) die Erarbeitung, Annahme und einheitliche Anwendung
aller notwendigen Rechtsvorschriften;

b)  die ohne weitere Anforderungen erfolgende Anerkennung
von Zeugnissen, Lizenzen, Genehmigungsscheinen oder
anderen Urkunden, die Erzeugnissen, Personen und Stellen
gemdf dieser Verordnung und den zu ihrer Durchfihrung
erlassenen Vorschriften erteilt wurden;

¢) die Errichtung einer unabhingigen Europiischen Agentur
fiir Flugsicherheit (im Folgenden als , Agentur” bezeichnet);

d) die einheitliche Umsetzung aller notwendigen Rechtsvor-
schriften durch die einzelstaatlichen Luftfahrtbehorden und
die Agentur im Rahmen ihrer jeweiligen Aufgabenbereiche.

Artikel 3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

a) fortlaufende Aufsicht* die Aufgaben, die durchzufithren
sind, um zu tiberpriifen, ob die Bedingungen, unter denen
ein Zeugnis erteilt wurde, wahrend der Geltungsdauer des
Zeugnisses jederzeit weiterhin erfilllt sind, sowie die
Ergreifung von Schutzmafnahmen;

b) ,Abkommen von Chicago“ das am 7. Dezember 1944 in
Chicago unterzeichnete Abkommen {iiber die Internationale
Zivilluftfahrt und seine Anhinge;
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,Erzeugnis“ ein Luftfahrzeug, einen Motor oder einen
Propeller;

,Teile und Ausriistungen® ein Instrument, eine Vorrichtung,
einen Mechanismus, ein Teil, ein Gerit, eine Armatur oder
ein Zubehorteil, einschliefllich Kommunikationseinrichtun-
gen, der/die/das fir den Betrieb oder die Kontrolle eines
Luftfahrzeugs im Flugbetrieb verwendet wird oder verwen-
det werden soll und in ein Luftfahrzeug eingebaut oder an
ein Luftfahrzeug angebaut ist; dazu gehoren auch Teile einer
Flugzeugzelle, eines Motors oder eines Propellers;

,Zulassung” jede Form der Anerkennung, dass ein Erzeug-
nis, ein Teil oder eine Ausriistung, eine Organisation oder
eine Person die geltenden Vorschriften, einschlieflich der
Bestimmungen dieser Verordnung und ihrer Durchfiih-
rungsbestimmungen, erfiillt, sowie die Ausstellung des
entsprechenden Zeugnisses, mit dem diese Ubereinstim-
mung bescheinigt wird;

,qualifizierte Stelle” eine Stelle, der unter der Kontrolle und
Verantwortung der Agentur oder einer nationalen Luft-
fahrtbehorde von der Agentur bzw. Luftfahrtbehérde eine
spezielle Zulassungsaufgabe tibertragen werden darf;

,<Zeugnis“ einen Genehmigungsschein, einen Erlaubnis-
schein oder eine andere Urkunde, die als Ergebnis der
Zulassung ausgestellt wird;

,Betreiber eine juristische oder natiirliche Person, die ein
oder mehrere Luftfahrzeuge betreibt oder zu betreiben
beabsichtigt;

,gewerbliche Tatigkeit* den Betrieb eines Luftfahrzeugs
gegen Entgelt oder sonstige geldwerte Gegenleistungen, der
der Offentlichkeit zur Verfiigung steht oder der, wenn er
nicht der Offentlichkeit zur Verfiigung steht, im Rahmen
eines Vertrags zwischen einem Betreiber und einem Kunden
erbracht wird, wobei der Kunde keine Kontrolle tiber den
Betreiber ausiibt;

ytechnisch kompliziertes motorgetriebenes Luftfahrzeug*
i)  ein Flichenflugzeug

— mit einer hochstzuldssigen Startmasse iiber
5700 kg oder

— zugelassen fiir eine hochste Fluggastsitzanzahl
von mehr als 19 oder

— zugelassen fiir den Betrieb mit einer Flugbe-
satzung von mindestens zwei Piloten oder

— ausgeriistet mit einer oder mehreren Strahlturbi-
nen oder mit mehr als einem Turboprop-Trieb-
werk oder

ii) einen zugelassenen Hubschrauber

— fiir eine hochste Startmasse iiber 3 175 kg oder

(1)

— fuir eine hochste Fluggastsitzanzahl von mehr als
9 oder

— fur den Betrieb mit einer Flugbesatzung von
mindestens zwei Piloten oder

i) ein Kipprotor-Luftfahrzeug;

,Flugsimulationsiibungsgerit“ jede Art von Gerit, mit dem
Flugbedingungen am Boden simuliert werden; dazu geho-
ren Flugsimulatoren, Flugiibungsgerite, Flug- und Naviga-
tionsverfahrens-Ubungsgerite sowie Basisinstrumenten-
iibungsgerite;

,Berechtigung” einen Vermerk in einer Lizenz, mit dem
Rechte, besondere Bedingungen oder Einschrinkungen im
Zusammenhang mit dieser Lizenz festgelegt werden.

KAPITEL 1I
GRUNDLEGENDE ANFORDERUNGEN
Artikel 4
Grundsatzregelungen und Anwendbarkeit

Luftfahrzeuge, einschlieflich eingebauter Erzeugnisse, Teile

und Ausriistungen, die

a)

von einer Organisation konstruiert oder hergestellt werden,
iiber die die Agentur oder ein Mitgliedstaat die Sicherheits-
aufsicht ausiibt, oder

in einem Mitgliedstaat registriert sind, es sei denn, die
behordliche Sicherheitsaufsicht hierfiir wurde an ein Dritt-
land delegiert und sie werden nicht von einem Gemein-
schaftsbetreiber eingesetzt, oder

in einem Drittland registriert sind und von einem Betreiber
eingesetzt werden, iiber den ein Mitgliedstaat die Betriebs-
aufsicht ausiibt, oder von einem Betreiber, der in der
Gemeinschaft niedergelassen oder ansissig ist, auf Strecken
in die, innerhalb der oder aus der Gemeinschaft eingesetzt
werden, oder

in einem Drittland registriert sind oder in einem Mitglied-
staat registriert sind, der die behérdliche Sicherheitsaufsicht
hierfiir an ein Drittland delegiert hat, und von einem
Drittlandsbetreiber auf Strecken in die, innerhalb der oder
aus der Gemeinschaft eingesetzt werden,

miissen dieser Verordnung entsprechen.

(2)

Personen, die mit dem Betrieb von Luftfahrzeugen im Sinne

von Absatz 1 Buchstabe b, ¢ oder d befasst sind, miissen dieser
Verordnung nachkommen.

(3)

Der Betrieb von Luftfahrzeugen im Sinne von Absatz 1

Buchstabe b, ¢ oder d muss dieser Verordnung entsprechen.

(4)

Absatz 1 gilt nicht fiir die in Anhang II aufgefiihrten

Luftfahrzeuge.
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(5) Die Absitze 2 und 3 gelten nicht fir die in Anhang II
aufgefithrten Luftfahrzeuge mit Ausnahme von Luftfahrzeugen
nach Anhang II Buchstabe a Ziffer ii sowie Buchstaben d und h,
die im gewerblichen Luftverkehr eingesetzt werden.

(6) Diese Verordnung ldsst die Rechte von Drittlindern aus
internationalen Ubereinkiinften, insbesondere aus dem Abkom-
men von Chicago, unberiihrt.

Artikel 5
Lufttiichtigkeit

(1) Luftfahrzeuge im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Buch-
staben a, b und ¢ missen die in Anhang I festgelegten
grundlegenden Anforderungen fiir die Lufttiichtigkeit erfiillen.

(2) Fir Luftfahrzeuge im Sinne des Artikels 4 Absatz 1
Buchstabe b und daran angebrachte Erzeugnisse, Teile und
Ausriistungen ist der Nachweis fur die Erfiillung dieser Anforde-
rungen wie folgt zu erbringen:

a)  Fir Erzeugnisse muss eine Musterzulassung vorliegen. Die
Musterzulassung und die Anderungsgenehmigungen, ein-
schlieflich der zusitzlichen Musterzulassungen, werden
erteilt, wenn der Antragsteller nachgewiesen hat, dass das
Erzeugnis der Musterzulassungsgrundlage nach Artikel 20
entspricht, die festgelegt wurde, um die Erfillung der
grundlegenden Anforderungen nach Absatz 1 sicherzu-
stellen, und wenn das Erzeugnis keine Merkmale oder
Eigenschaften aufweist, die die Betriebssicherheit beein-
trichtigen. Die Musterzulassung gilt fir das Erzeugnis
einschlieflich aller eingebauten Teile und Ausriistungen.

b) Fir Teile und Ausriistungen konnen spezielle Zeugnisse
erteilt werden, wenn nachgewiesen wird, dass sie die
Einzelspezifikationen fiir die Lufttiichtigkeit erfiillen, die
festgelegt wurden, um die Einhaltung der grundlegenden
Anforderungen gemifl Absatz 1 sicherzustellen.

¢)  Fir jedes Luftfahrzeug ist ein individuelles Lufttiichtigkeits-
zeugnis auszustellen, wenn nachgewiesen wird, dass es der
in seiner Musterzulassung genehmigten Musterbauart ent-
spricht und dass die einschligigen Unterlagen, Inspektionen
und Priifungen belegen, dass das Luftfahrzeug die Voraus-
setzungen fur einen sicheren Betrieb erfiillt. Das Luft-
tiichtigkeitszeugnis  gilt, solange es nicht ausgesetzt,
entzogen oder widerrufen wird und solange das Luft-
fahrzeug entsprechend den grundlegenden Anforderungen
fur die Erhaltung der Lufttiichtigkeit gemdf Anhang I
Abschnitt 1.d und entsprechend den in Absatz 5 genannten
Mafnahmen instand gehalten wird.

d) Fir die Instandhaltung von Erzeugnissen, Teilen und
Ausriistungen zustindige Organisationen miissen nach-
weisen, dass sie iiber die Befihigung und die Mittel zur
Wahrnehmung der Verantwortlichkeiten verfiigen, die mit
ihren Sonderrechten verbunden sind. Sofern nichts anderes
gestattet wurde, werden diese Befihigung und diese Mittel
durch das Ausstellen einer Organisationszulassung

anerkannt. Die der zugelassenen Organisation gewihrten
Sonderrechte und der Geltungsbereich der Zulassung
werden in den Zulassungsbedingungen aufgefiihrt.

e) Fur den Entwurf und die Herstellung von Erzeugnissen,
Teilen und Ausriistungen zustindige Organisationen miis-
sen nachweisen, dass sie iiber die Befahigung und die Mittel
zur Wahrnehmung der Verantwortlichkeiten verfiigen, die
mit ihren Sonderrechten verbunden sind. Sofern nichts
anderes gestattet wurde, werden diese Befahigung und diese
Mittel durch das Ausstellen einer Organisationszulassung
anerkannt. Die der zugelassenen Organisation gewahrten
Sonderrechte und der Geltungsbereich der Zulassung
werden in den Zulassungsbedingungen aufgefiihrt.

Zusitzlich gilt Folgendes:

fy  Von dem fiir die Freigabe eines Erzeugnisses, eines Teils
oder einer Ausriistung nach Instandsetzung verantwort-
lichen Personal kann verlangt werden, dass es im Besitz
eines geeigneten Zeugnisses (Personalzeugnis) ist.

g)  Die Befihigung von Organisationen fir Instandhaltungs-
ausbildung, die mit ihren Sonderrechten verbundenen
Verantwortlichkeiten in Bezug auf die Ausstellung der in
Buchstabe f genannten Zeugnisse wahrzunehmen, kann
durch Ausstellung einer Zulassung anerkannt werden.

(3) Luftfahrzeuge im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a
und daran angebrachte Erzeugnisse, Teile und Ausriistungen
miissen Absatz 2 Buchstaben a, b und e des vorliegenden
Artikels entsprechen.

(4) Abweichend von den Absitzen 1 und 2 gilt Folgendes:

a)  Eine Fluggenehmigung kann erteilt werden, wenn nachge-
wiesen wird, dass mit dem Luftfahrzeug Fliige unter
Normalbedingungen sicher durchgefithrt werden kénnen.
Sie wird mit angemessenen Beschriankungen, insbesondere
zum Schutz der Sicherheit von Dritten, erteilt.

b)  Ein eingeschrinktes Lufttiichtigkeitszeugnis kann fir Luft-
fahrzeuge ausgestellt werden, fiir die keine Musterzulassung
nach Absatz 2 Buchstabe a erteilt wurde. In diesem Fall
muss nachgewiesen werden, dass das Luftfahrzeug beson-
dere Spezifikationen fiir die Lufttiichtigkeit erfullt, wobei
Abweichungen von den grundlegenden Anforderungen
gemdfl Absatz 1 dennoch eine angemessene Sicherheit im
Verhaltnis zu dem jeweiligen Zweck gewihrleisten. In den
in Absatz 5 genannten Mafinahmen wird festgelegt, fiir
welche Luftfahrzeuge diese eingeschrinkten Zeugnisse
ausgestellt werden konnen und welche Einschrankungen
fir den Einsatz dieser Luftfahrzeuge gelten.

¢)  Wenn es die Anzahl von Luftfahrzeugen des gleichen Typs,
fur die ein eingeschrinktes Lufttiichtigkeitszeugnis ausge-
stellt werden kann, rechtfertigt, kann eine eingeschrankte
Musterzulassung erteilt werden; in diesem Fall wird eine
angemessene Musterzulassungsgrundlage festgelegt.
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(5) Die MaRnahmen zur Anderung nicht wesentlicher Bestim-
mungen dieses Artikels durch Ergdnzung werden nach dem in
Artikel 65 Absatz 4 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle
erlassen. In diesen Mafnahmen wird insbesondere Folgendes
festgelegt:

a) Bedingungen fiir die Erstellung der fiir ein Erzeugnis
geltenden Musterzulassungsgrundlage und fiir deren Mit-
teilung an einen Antragsteller;

b)  Bedingungen fur die Erstellung der fiir Teile und Aus-
riistungen geltenden Einzelspezifikationen fiir die Luft-
tiichtigkeit und fiir deren Mitteilung an einen Antragsteller;

¢) Bedingungen fur die Erstellung der besonderen Spezifika-
tionen fiir die Lufttiichtigkeit, die fiir Luftfahrzeuge gelten,
fur die ein eingeschrinktes Lufttiichtigkeitszeugnis ausge-
stellt werden kann, und fiir deren Mitteilung an einen
Antragsteller;

d)  Bedingungen fiir die Heraus- und Weitergabe der verbind-
lichen Informationen, um die Erhaltung der Lufttiichtigkeit
von Erzeugnissen sicherzustellen;

) Bedingungen fiir Erteilung, Beibehaltung, Anderung, Aus-
setzung oder Widerruf von Musterzulassungen, einge-
schrinkten Musterzulassungen, Anderungsgenehmigungen
fur Musterzulassungen, individuellen Lufttiichtigkeitszeug-
nissen, eingeschrankten Lufttiichtigkeitszeugnissen, Flugge-
nehmigungen und Zeugnissen fiir Erzeugnisse, Teile oder
Ausriistungen, einschlieflich folgender Aspekte:

i) Vorschriften fiir die Giiltigkeitsdauer dieser Zulassun-
gen bzw. Zeugnisse und ihre Verlingerung, sofern
diese befristet sind;

ii) Einschrinkungen fiir die Ausstellung von Flugge-
nehmigungen. Diese Einschrinkungen sollten insbe-
sondere Folgendes betreffen:

—  Zweck des Flugs;
—  Luftraum fiir den jeweiligen Flug;
—  Qualifikation der Flugbesatzung;

—  Beforderung von nicht zur Flugbesatzung gehor-
enden Personen;

iii) Luftfahrzeuge, fir die eingeschrinkte Lufttiichtigkeits-
zeugnisse ausgestellt werden konnen, sowie entspre-
chende Einschrankungen;

iv)  Mindestlehrplan fiir die Ausbildung des Personals, das
berechtigt ist, die Instandhaltung zu bescheinigen, um
die Einhaltung von Absatz 2 Buchstabe f sicherzu-
stellen;

v)  Mindestlehrplan fiir den Erwerb einer Pilotenberech-
tigung und die Zulassung der betreffenden Simulato-
ren, um die Einhaltung von Artikel 7 sicherzustellen;

vi) gegebenenfalls Basis-Mindestausriistungsliste ~ und
zusitzliche Spezifikationen fur die Lufttiichtigkeit fur
die jeweilige Art des Betriebs, um die Einhaltung von
Artikel 8 sicherzustellen;

f)  Bedingungen fiir Erteilung, Beibehaltung, Anderung, Aus-
setzung oder Widerruf von Zulassungen fiir Organisatio-
nen, die nach Absatz 2 Buchstaben d, e und g erforderlich
sind, und Voraussetzungen, unter denen diese Zulassungen
nicht verlangt zu werden brauchen;

g) Bedingungen fiir Erteilung, Beibehaltung, Anderung, Aus-
setzung oder Widerruf von Zeugnissen fuir Personal, die
nach Absatz 2 Buchstabe f erforderlich sind;

h)  Verantwortlichkeiten der Inhaber von Zulassungen bzw.
Zeugnissen;

i)  die Art und Weise, in der die Einhaltung der grundlegenden
Anforderungen bei den in Absatz 1 genannten Luft-
fahrzeugen, die nicht von den Absdtzen 2 oder 4 erfasst
werden, nachgewiesen wird;

j)  die Art und Weise, in der die Einhaltung der grundlegenden
Anforderungen bei Luftfahrzeugen im Sinne von Artikel 4
Absatz 1 Buchstabe ¢ nachgewiesen wird.

(6) Bei dem Erlass der in Absatz 5 genannten Mafnahmen
achtet die Kommission besonders darauf, dass diese

a) dem Stand der Technik und den bestbewihrten Verfahren
auf dem Gebiet der Lufttiichtigkeit entsprechen;

b)  den weltweiten Erfahrungen im Luftfahrtbetrieb sowie dem
wissenschaftlichen und technischen Fortschritt Rechnung
tragen;

¢) eine unmittelbare Reaktion auf erwiesene Ursachen von
Unfillen und ernsten Zwischenfillen ermdglichen;

d)  Luftfahrzeugen im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c
keine Anforderungen auferlegen, die mit den Verpflichtun-
gen der Mitgliedstaaten im Rahmen der Internationale
Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) unvereinbar sind.

Artikel 6
Grundlegende Anforderungen fiir den Umweltschutz

(1) Erzeugnisse, Teile und Ausriistungen miissen den Umwelt-
schutzanforderungen der Anderung 8 von Band I und Anderung
5 von Band II des Anhangs 16 des Abkommens von Chicago in
der am 24. November 2005 geltenden Fassung, mit Ausnahme
der Anlagen zu Anhang 16, entsprechen.

(2) Mafinahmen zur Anderung nicht wesentlicher Bestimmun-
gen der Bedingungen des Absatzes 1, um diese mit nach-
folgenden Anderungen des Abkommens von Chicago und seiner
Anhinge, die nach Annahme dieser Verordnung in Kraft treten
und in allen Mitgliedstaaten anzuwenden sind, in Einklang zu
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bringen, sofern durch diese Anpassungen der Geltungsbereich
dieser Verordnung nicht erweitert wird, werden nach dem in
Artikel 65 Absatz 5 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle
erlassen.

(3) MaRnahmen zur Anderung nicht wesentlicher Bestimmun-
gen der Bedingungen des Absatzes 1 durch Ergianzung werden
nach dem in Artikel 65 Absatz 5genannten Regelungsverfahren
mit Kontrolle erlassen, wobei erforderlichenfalls der Inhalt der in
Absatz 1 genannten Anlagen herangezogen wird.

Artikel 7
Piloten

(1) Piloten, die mit dem Fithren von Luftfahrzeugen im Sinne
von Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben b und ¢ befasst sind, sowie
Flugsimulationsiibungsgerite, Personen und Organisationen, die
bei der Ausbildung, Priifung, Kontrolle und flugmedizinischen
Untersuchung dieser Piloten eingesetzt werden bzw. mitwirken,
miissen den in Anhang III aufgefithrten einschligigen ,grund-
legenden Anforderungen” geniigen.

(2) Aufler im Rahmen der Ausbildung darf eine Person die
Funktion des Piloten nur dann ausiiben, wenn sie im Besitz einer
Lizenz und eines arztlichen Zeugnisses ist, die der auszufiihr-
enden Tatigkeit entsprechen.

Einer Person wird nur dann eine Lizenz erteilt, wenn sie die
Vorschriften, die zur Sicherstellung der Erfiilllung der grund-
legenden Anforderungen an theoretische Kenntnisse, praktische
Fertigkeiten, Sprachkenntnisse und Erfahrung gemifl Anhang III
erlassen wurden, erfiillt.

Einer Person wird ein arztliches Zeugnis nur dann ausgestellt,
wenn sie die Vorschriften, die zur Sicherstellung der Erfiillung der
grundlegenden Anforderungen an die flugmedizinische Taug-
lichkeit gemdf Anhang III erlassen wurden, erfillt. Dieses
arztliche Zeugnis kann von flugmedizinischen Sachverstandigen
oder flugmedizinischen Zentren ausgestellt werden.

Ungeachtet des Unterabsatzes 3 kann im Falle einer Pilotenlizenz
fur Freizeitflugverkehr ein Arzt fur Allgemeinmedizin, dem der
Gesundheitszustand des  Antragstellers  hinreichend genau
bekannt ist, im Einklang mit den detaillierten Durchfithrungs-
bestimmungen, die nach dem in Artikel 65 Absatz 3 genannten
Verfahren erlassen werden, als flugmedizinischer Sachverstindi-
ger fungieren, wenn dies nach nationalem Recht zuldssig ist; die
Durchfithrungsbestimmungen stellen sicher, dass das Sicherheits-
niveau aufrechterhalten wird.

Die dem Piloten gewahrten Sonderrechte sowie der Geltungsbe-
reich der Lizenz und des drztlichen Zeugnisses sind in der Lizenz
und dem Zeugnis zu vermerken.

Die Anforderungen der Unterabsitze 2 und 3 kénnen durch
Anerkennung von Lizenzen und érztlichen Zeugnissen erfiillt
werden, die von einem Drittland oder in dessen Namen erteilt
wurden, sofern es sich um Piloten handelt, die mit dem Fiihren
von Luftfahrzeugen im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe ¢
befasst sind.

(3) Die Befdhigung der Ausbildungseinrichtungen fiir Piloten
und der flugmedizinischen Zentren, die mit ihren Sonderrechten

verbundenen Verantwortlichkeiten in Bezug auf die Ausstellung
von Lizenzen und drztlichen Zeugnissen wahrzunehmen, wird
durch Ausstellung einer Zulassung anerkannt.

Ausbildungseinrichtungen fiir Piloten oder flugmedizinischen
Zentren wird eine Zulassung erteilt, wenn die betreffende
Organisation die Vorschriften, die zur Sicherstellung der
Erfullung der entsprechenden grundlegenden Anforderungen
gemdfd Anhang III erlassen wurden, erfillt.

Die durch die Zulassung gewihrten Sonderrechte sind darin zu
vermerken.

(4) Fur die Pilotenausbildung verwendete Flugsimulations-
tibungsgerdte missen zugelassen sein. Das entsprechende
Zeugnis wird erteilt, wenn nachgewiesen ist, dass das Gerdt die
Vorschriften, die zur Sicherstellung der Erfullung der ent-
sprechenden grundlegenden Anforderungen gemafl Anhang III
erlassen wurden, erfiillt.

(5) Personen, die fur die Flugausbildung oder die Flugsimulator-
ausbildung oder die Bewertung der Befihigung eines Piloten
verantwortlich sind, sowie flugmedizinische Sachverstindige
miissen im Besitz eines entsprechenden Zeugnisses sein. Dieses
Zeugnis wird erteilt, wenn nachgewiesen ist, dass die betreffende
Person die Vorschriften, die zur Sicherstellung der Erfillung der
entsprechenden  grundlegenden  Anforderungen — gemifd
Anhang III erlassen wurden, erfiillt.

Die durch das Zeugnis gewihrten Sonderrechte sind darin zu
vermerken.

(6) Die MaRnahmen zur Anderung nicht wesentlicher Bestim-
mungen dieses Artikels durch Ergdnzung werden nach dem in
Artikel 65 Absatz 4 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle
erlassen. In diesen Mafnahmen wird insbesondere Folgendes
festgelegt:

a)  die verschiedenen Berechtigungen fur Pilotenlizenzen und
die fir die unterschiedlichen Arten von Tatigkeiten
geeigneten arztlichen Zeugnisse;

b) die Bedingungen fiir Erteilung, Beibehaltung, Anderung,
Einschrinkung, Aussetzung oder Widerruf der Lizenzen,
Berechtigungen fiir Lizenzen, érztlichen Zeugnisse, Zulas-
sungen und Zeugnisse im Sinne der Absitze 2, 3, 4 und 5
und die Voraussetzungen, unter denen diese Zulassungen
und Zeugnisse nicht verlangt zu werden brauchen;

¢)  die Sonderrechte und Verantwortlichkeiten der Inhaber der
Lizenzen, Berechtigungen fiir Lizenzen, arztlichen Zeug-
nisse, Zulassungen und Zeugnisse im Sinne der Absitze 2,
3, 4 und 5;

d) die Bedingungen fiir die Umwandlung bestehender natio-
naler Pilotenlizenzen und nationaler Flugingenieurlizenzen
in Pilotenlizenzen sowie die Bedingungen fiir die Umwand-
lung nationaler drztlicher Zeugnisse in allgemein aner-
kannte arztliche Zeugnisse;

¢)  unbeschadet der Bestimmungen bilateraler Abkommen, die
in Einklang mit Artikel 12 geschlossen wurden, die
Bedingungen fiir die Anerkennung von Lizenzen aus
Drittlandern;
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f)  die Voraussetzungen, unter denen Piloten von Luftfahrzeu-
gen nach Anhang II Buchstabe a Ziffer ii sowie Buchstaben d
und f, die im gewerblichen Luftverkehr eingesetzt werden,
den in Anhang IIl aufgefithrten einschligigen grundlegen-
den Anforderungen geniigen.

(7) Beim Erlass der in Absatz 6 genannten Mafinahmen achtet
die Kommission besonders darauf, dass diese dem Stand der
Technik einschlieflich der bewihrten Verfahren und dem
wissenschaftlichen und technischen Fortschritt auf dem Gebiet
der Pilotenausbildung entsprechen.

Diese Mafinahmen umfassen auch Bestimmungen fir die
Ausstellung aller Arten von Pilotenlizenzen und Berechtigungen,
die nach dem Abkommen von Chicago erforderlich sind, und fiir
die Ausstellung einer Pilotenlizenz fiir Freizeitflugverkehr, die
nichtgewerblichen Flugverkehr unter Nutzung eines Luftfahr-
zeugs mit einer hochstzulidssigen Startmasse von bis zu 2 000 kg
abdeckt, das die in Artikel 3 Buchstabe j genannten Kriterien
nicht erfiillt.

Artikel 8
Flugbetrieb

(1) Der Betrieb von Luftfahrzeugen im Sinne von Artikel 4
Absatz 1 Buchstaben b und ¢ muss den in Anhang IV
aufgefithrten grundlegenden Anforderungen geniigen.

(2) Sofern in den Durchfithrungsbestimmungen nichts anderes
festgelegt ist, miissen Betreiber, die eine gewerbliche Tatigkeit
ausiiben, nachweisen, dass sie iiber die Befahigung und die Mittel
zur Wahrnehmung der Verantwortlichkeiten verfiigen, die mit
ihren Sonderrechten verbunden sind. Diese Befahigung und diese
Mittel werden durch das Ausstellen eines Zeugnisses anerkannt.
Die dem Betreiber gewihrten Sonderrechte sowie der Umfang
des Betriebs sind darin zu vermerken.

(3) Sofern in den Durchfithrungsbestimmungen nichts anderes
festgelegt ist, miissen Betreiber, die mit dem nichtgewerblichen
Betrieb von technisch komplizierten motorgetriebenen Luft-
fahrzeugen befasst sind, ihre Befihigung und ihre Mittel zur
Wahrnehmung der Verantwortlichkeiten, die mit dem Betrieb der
Luftfahrzeuge verbunden sind, in einer Erklarung angeben.

(4) Flugbegleiter, die mit dem Betrieb von Luftfahrzeugen im
Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben b und c befasst sind,
miissen den in Anhang IV festgelegten grundlegenden Anforde-
rungen geniigen. Im Rahmen des gewerblichen Flugbetriebs
eingesetzte Flugbegleiter miissen im Besitz einer Bescheinigung
sein, wie sie urspringlich in OPS 1.1005 Buchstabe d in
Anhang IIT Abschnitt O der Verordnung (EG) Nr. 1899/2006 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember
2006 zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des
Rates zur Harmonisierung der technischen Vorschriften und der
Verwaltungsverfahren in der Zivilluftfahrt (') beschrieben ist;
nach Ermessen des Mitgliedstaats kann diese Bescheinigung von
zugelassenen Betreibern oder Ausbildungseinrichtungen ausge-
stellt werden.

(5) Die MaRnahmen zur Anderung nicht wesentlicher Bestim-
mungen dieses Artikels durch Ergidnzung werden nach dem in
Artikel 65 Absatz 4 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle

() ABL L 377 vom 27.12.2006, S. 1.

erlassen. In diesen Mafnahmen wird insbesondere Folgendes

festgelegt:

a)  die Bedingungen fiir den Betrieb eines Luftfahrzeugs gemafs
den in Anhang IV aufgefiihrten grundlegenden Anforde-
rungen;

b) die Bedingungen fiir Erteilung, Beibehaltung, Anderung,
Einschrinkung, Aussetzung oder Widerruf der in Absatz 2
genannten Zeugnisse sowie die Bedingungen, unter denen
ein Zeugnis durch eine Erklirung tiber die Befihigung und
die Mittel des Betreibers zur Wahrnehmung der Verant-
wortlichkeiten, die mit dem Betrieb eines Luftfahrzeugs
verbunden sind, ersetzt wird;

¢) die Sonderrechte und Verantwortlichkeiten der Inhaber von
Zeugnissen;

d)  die Bedingungen und Verfahren fur die Erklarung der in
Absatz 3 genannten Betreiber und fiir deren Beaufsichti-
gung sowie die Bedingungen, unter denen eine Erklirung
durch einen Nachweis der durch das Ausstellen eines
Zeugnisses anerkannten Befihigung und Mittel zur Wahr-
nehmung der Verantwortlichkeiten, die mit den Sonder-
rechten des Betreibers verbunden sind, ersetzt wird;

e) die Bedingungen fiir Erteilung, Beibehaltung, Anderung,
Einschrinkung, Aussetzung oder Widerruf der in Absatz 4
genannten Flugbegleiterbescheinigungen;

f)  die Bedingungen fiir die Anordnung eines Betriebsverbots,
einer Betriebseinschrankung oder bestimmter Betriebs-
auflagen aus Sicherheitsgriinden;

g) die Voraussetzungen, unter denen Luftfahrzeuge nach
Anhang 1I Buchstabe a Ziffer ii sowie Buchstaben d und
h, die im gewerblichen Luftverkehr eingesetzt werden, den
in Anhang IV aufgefiihrten einschligigen grundlegenden
Anforderungen geniigen.

(6) Fiir die in Absatz 5 genannten Mafinahmen gilt Folgendes:

—  Sie entsprechen dem Stand der Technik und den bewahrten
Verfahren auf dem Gebiet des Flugbetriebs;

— sie legen die verschiedenen Betriebsarten fest und beriick-
sichtigen entsprechende Anforderungen und Nachweise der
Einhaltung, die der Komplexitit des Betriebs und dem
damit verbundenen Risiko angemessen sind;

— sie tragen den weltweiten Erfahrungen im Luftfahrtbetrieb
sowie dem wissenschaftlichen und technischen Fortschritt
Rechnung;

— sie werden in Bezug auf die gewerbliche Beforderung mit
Flachenflugzeugen und unbeschadet des dritten Gedanken-
strichs zunichst auf der Grundlage der gemeinsamen
technischen Anforderungen und Verwaltungsverfahren,
die in Anhang III der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91
festgelegt sind, ausgearbeitet;

— sie beruhen auf einer Risikobewertung und sind der Grofe
sowie dem Umfang des Flugbetriebs angemessen;

— sie ermdglichen eine unmittelbare Reaktion auf erwiesene
Ursachen von Unfillen und ernsten Zwischenfillen;
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— sie erlegen Luftfahrzeugen im Sinne von Artikel 4 Absatz 1
Buchstabe ¢ keine Anforderungen auf, die mit den ICAO-
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten unvereinbar sind.

Artikel 9

Von einem Drittlandsbetreiber auf Strecken in die,
innerhalb der oder aus der Gemeinschaft eingesetzte
Luftfahrzeuge

(1) In Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d genannte Luftfahrzeuge
sowie ihre Besatzung und ihr Betrieb miissen die geltenden
ICAO-Normen erfiillen. Sind diesbeziigliche Normen nicht
vorhanden, miissen diese Luftfahrzeuge und ihr Betrieb die in
den Anhdngen [, Il und IV festgelegten Anforderungen erfillen,
sofern diese Anforderungen den Rechten dritter Linder aufgrund
internationaler Ubereinkiinfte nicht zuwiderlaufen.

(2) Betreiber, die mit dem gewerblichen Betrieb von Luft-
fahrzeugen befasst sind und dabei Luftfahrzeuge nach Absatz 1
einsetzen, miissen nachweisen, dass sie iiber die Befihigung und
die Mittel verfiigen, um die Anforderungen nach Absatz 1 zu
erfiillen.

Die Anforderung nach Unterabsatz 1 kann erfiillt werden, indem
von einem Drittland oder in dessen Namen ausgestellte
Zeugnisse anerkannt werden.

Die Befidhigung und Mittel nach Unterabsatz 1 werden durch das
Ausstellen einer Genehmigung anerkannt. Die dem Betreiber
gewidhrten Sonderrechte sowie der Umfang des Betriebs sind
darin zu vermerken.

(3) Betreiber, die mit dem nichtgewerblichen Betrieb von
technisch  komplizierten —motorgetriebenen — Luftfahrzeugen
befasst sind und dabei Luftfahrzeuge nach Absatz 1 einsetzen,
konnen verpflichtet werden, ihre Befihigung und ihre Mittel zur
Wahrnehmung der Verantwortlichkeiten, die mit dem Betrieb
dieses Luftfahrzeugs verbunden sind, in einer Erklirung anzu-

geben.

(4) Die MaRnahmen zur Anderung nicht wesentlicher Bestim-
mungen dieses Artikels durch Ergdnzung werden nach dem in
Artikel 65 Absatz 4 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle
erlassen. In diesen Maffnahmen wird insbesondere Folgendes

festgelegt:

a)  das Verfahren, nach dem gestattet werden kann, dass in
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d genannte Luftfahrzeuge
oder Besatzungsmitglieder, die nicht iiber ein den ICAO-
Normen entsprechendes Lufttiichtigkeitszeugnis bzw. eine
entsprechende Lizenz verfiigen, fur Fliige in die, innerhalb
der oder aus der Gemeinschaft eingesetzt werden;

b) die Bedingungen fiir den Betrieb eines Luftfahrzeugs in
Einklang mit Absatz 1;

¢)  unbeschadet der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 und ihrer
Durchfiihrungsbestimmungen die Bedingungen fur Ertei-
lung, Beibehaltung, Anderung, Einschrinkung, Aussetzung
oder Widerruf der Betreibergenehmigung nach Absatz 2,
wobei die vom Eintragungsstaat oder vom Betreiberstaat
ausgestellten Zeugnisse beriicksichtigt werden;

d)  die Sonderrechte und Verantwortlichkeiten der Inhaber von
Genehmigungen;

e) die Bedingungen und Verfahren fiir die Erklirung der in
Absatz 3 genannten Betreiber und fiir deren Beaufsichti-

gung;

f)  die Bedingungen fiir die Anordnung eines Betriebsverbots,
einer Betriebseinschrinkung oder bestimmter Betriebs-
auflagen aus Sicherheitsgriinden gemaf Artikel 22
Absatz 1.

(5) Bei der Annahme der in Absatz 4 genannten Mafinahmen
achtet die Kommission besonders darauf, dass

a)  gegebenenfalls von der ICAO empfohlene Praktiken und
Anleitungen angewandt werden;

b) die Anforderungen nicht iiber die Anforderungen hinaus-
gehen, die an die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b
genannten Luftfahrzeuge und die Betreiber derartiger
Luftfahrzeuge gestellt werden;

¢) gegebenenfalls Mafinahmen angewandt werden, die nach
Artikel 5 Absatz 5 und Artikel 8 Absatz 5 erlassen wurden;

d) das Verfahren zur Erlangung der Genehmigungen in allen
Fillen einfach, angemessen, kostengiinstig und wirksam ist
und Anforderungen und Nachweise der Einhaltung vor-
sieht, die der Komplexitdt der Tatigkeiten und dem damit
verbundenen Risiko angemessen sind. Bei dem Verfahren
wird insbesondere Folgendes beriicksichtigt:

i)  die Ergebnisse des [CAO-Programms zur universellen
Bewertung der Sicherheitsaufsicht;

ii) Informationen aus Vorfeldinspektionen und -auf-
zeichnungen des Programms iiber die Sicherheits-
untersuchung fiir auslindische Luftfahrzeuge (SAFA)
und

i) sonstige anerkannte Informationen iiber Sicherheits-
aspekte in Bezug auf den betreffenden Betreiber.

Artikel 10
Aufsicht und Durchsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten, die Kommission und die Agentur
arbeiten zusammen, um zu gewdhrleisten, dass alle von dieser
Verordnung erfassten Erzeugnisse, Personen oder Organisationen
ihre Vorschriften und Durchfithrungsbestimmungen erfiillen.

(2) Zur Anwendung des Absatzes 1 fithren die Mitgliedstaaten
zusdtzlich zu ihrer Aufsicht iiber die von ihnen erteilten
Zulassungen bzw. Zeugnisse Untersuchungen, einschliefSlich
Vorfeldinspektionen, durch und ergreifen alle Mafnahmen, die
erforderlich sind, um die Fortsetzung von Verstolen zu
verhindern; zu diesen Mafinahmen gehéren auch Startverbote
fur Luftfahrzeuge.

(3) Zur Anwendung des Absatzes 1 fithrt die Agentur
Untersuchungen nach Artikel 24 Absatz 2 und Artikel 55 durch.
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(4) Um den zustindigen Behorden das Ergreifen geeigneter
Durchsetzungsmafinahmen wie etwa Einschrankung, Aussetzung
oder Widerruf der von ihnen erteilten Zulassungen bzw.
Zeugnisse zu erleichtern, tauschen die Mitgliedstaaten, die
Kommission und die Agentur Informationen iiber die festge-
stellten VerstofSe aus.

(5) Die MaRnahmen zur Anderung nicht wesentlicher Bestim-
mungen dieses Artikels durch Ergianzung werden nach dem in
Artikel 65 Absatz 4 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle
erlassen. In diesen Mafnahmen wird insbesondere Folgendes

festgelegt:

a)  die Bedingungen fur die Erhebung, den Austausch und die
Verbreitung von Informationen;

b) die Bedingungen fur die Durchfilhrung von Vorfeldin-
spektionen, einschlieflich systematischer Vorfeldinspektio-
nen;

¢) die Bedingungen fiir die Anordnung eines Startverbots fiir
Luftfahrzeuge, die den Anforderungen dieser Verordnung
oder ihrer Durchfithrungsbestimmungen nicht gentigen.

Artikel 11
Anerkennung von Zulassungen bzw. Zeugnissen

(1) Die Mitgliedstaaten erkennen ohne weitere technische
Anforderungen oder Bewertungen Zulassungen bzw. Zeugnisse
an, die gemdfl dieser Verordnung erteilt wurden. Wurde die
urspriingliche Anerkennung fiir einen bestimmten Zweck oder
bestimmte Zwecke erteilt, bezieht sich eine nachfolgende
Anerkennung ausschlieflich auf dieselben Zwecke.

(2) Die Kommission kann von sich aus oder auf Antrag eines
Mitgliedstaats oder der Agentur das in Artikel 65 Absatz 7
genannte Verfahren einleiten, um zu entscheiden, ob nach dieser
Verordnung erteilte Zulassungen bzw. Zeugnisse tatsichlich
dieser Verordnung und ihren Durchfithrungsbestimmungen
entsprechen.

Im Fall der Nichteinhaltung oder nicht wirksamen Einhaltung
verlangt die Kommission vom Aussteller der Zulassung bzw. des
Zeugnisses, geeignete Abhilfemafinahmen und Schutzmafnah-
men zu ergreifen, z. B. durch Einschrinkung oder Aussetzung
der Zulassung bzw. des Zeugnisses. Dariiber hinaus gilt Absatz 1
ab dem Zeitpunkt, zu dem die Entscheidung der Kommission
den Mitgliedstaaten mitgeteilt wird, nicht mehr fur diese
Zulassung bzw. dieses Zeugnis.

(3) Hat die Kommission ausreichende Nachweise, dass geeig-
nete Abhilfemalnahmen vom Aussteller nach Absatz 2 ergriffen
worden sind, um den Fall der Nichteinhaltung oder nicht
wirksamen Einhaltung anzugehen, und dass keine Schutz-
maflnahmen mehr erforderlich sind, so entscheidet sie, dass
Absatz 1 wieder fiir diese Zulassung bzw. dieses Zeugnis gilt.
Diese Bestimmungen gelten ab dem Zeitpunkt, zu dem die
Entscheidung den Mitgliedstaaten mitgeteilt wird.

(4) Bis zum Erlass der erforderlichen Mafinahmen nach
Artikel 5 Absatz 5, Artikel 7 Absatz 6 und Artikel 9 Absatz 4
und unbeschadet des Artikels 69 Absatz 4 konnen Zulassungen
bzw. Zeugnisse, die nicht gemdfl dieser Verordnung erteilt
werden konnen, auf der Grundlage geltender einzelstaatlicher
Vorschriften erteilt werden.

(5) Bis zum Erlass der Mafnahmen nach Artikel 8 Absatz 5
und unbeschadet des Artikels 69 Absatz 4 konnen Zulassungen
bzw. Zeugnisse, die nicht gemidfl dieser Verordnung erteilt
werden konnen, auf der Grundlage geltender einzelstaatlicher
Vorschriften oder gegebenenfalls auf der Grundlage der einschla-
gigen Anforderungen der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 erteilt
werden.

(6) Dieser Artikel gilt unbeschadet der Verordnung (EG)
Nr. 2111/2005 und ihrer Durchfithrungsbestimmungen.

Artikel 12

Anerkennung von Zulassungen bzw. Zeugnissen aus
Drittlindern

(1) Abweichend von den Bestimmungen dieser Verordnung
und ihrer Durchfithrungsbestimmungen kénnen die Agentur
oder die Luftfahrtbehorden der Mitgliedstaaten auf der Grundlage
von Zulassungen bzw. Zeugnissen, die von Luftfahrtbehorden
eines Drittlands erteilt wurden, gemafd zwischen der Gemein-
schaft und dem betreffenden Land geschlossenen Abkommen
iiber die gegenseitige Anerkennung Zulassungen bzw. Zeugnisse
erteilen.

(2) a) Wenn die Gemeinschaft kein derartiges Abkommen
geschlossen hat, kann ein Mitgliedstaat oder die Agentur
auf der Grundlage von Bescheinigungen, die von den
zustdndigen Behorden eines Drittlands erteilt wurden, in
Anwendung eines Abkommens, das vor Inkrafttreten der
zugehorigen Bestimmungen dieser Verordnung zwischen
diesem Mitgliedstaat und dem betreffenden Drittland
geschlossen und der Kommission und den iibrigen
Mitgliedstaaten mitgeteilt wurde, Zulassungen bzw. Zeug-
nisse erteilen. Die Agentur kann derartige Zulassungen
bzw. Zeugnisse in Anwendung eines zwischen einem der
Mitgliedstaaten und dem betreffenden Drittland geschlos-
senen Abkommens auch im Namen eines Mitgliedstaats
erteilen.

b) Wenn die Kommission der Auffassung ist, dass

— die Bestimmungen eines Abkommens zwischen
einem Mitgliedstaat und einem Drittland kein
Sicherheitsniveau gewihrleisten, das dem durch diese
Verordnung und ihre Durchfithrungsbestimmungen
festgelegten Sicherheitsniveau gleichwertig ist, und/
oder

— ein derartiges Abkommen ohne zwingende Sicher-
heitsgriinde zwischen Mitgliedstaaten diskriminie-
rend wirken wiirde oder der gemeinsamen
AufSenpolitik gegeniiber einem Drittland zuwider-
lauft,

kann sie nach dem in Artikel 65 Absatz 2 genannten
Verfahren von dem betreffenden Mitgliedstaat verlangen,
gemdfl Artikel 307 des Vertrags das Abkommen zu
indern, dessen Anwendung auszusetzen oder es zu
kiindigen.

¢) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maffnahmen,
um Abkommen so bald wie mdglich nach Inkrafttreten
eines Abkommens zwischen der Gemeinschaft und dem
betreffenden Drittland zu kiindigen, soweit diese Abkom-
men vom letztgenannten Abkommen geregelte Bereiche
betreffen.
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Artikel 13
Qualifizierte Stellen

Die Agentur bzw. die betreffende nationale Luftfahrtbehorde
stellen bei der Ubertragung einer bestimmten Zulassungsaufgabe
an eine qualifizierte Stelle sicher, dass diese Stelle die Kriterien
des Anhangs V erfillt.

Artikel 14
Flexibilititsbestimmungen

(1) Die Bestimmungen dieser Verordnung und ihre Durch-
fuhrungsbestimmungen hindern einen Mitgliedstaat nicht daran,
bei einem Sicherheitsproblem, das von dieser Verordnung
erfasste Erzeugnisse, Personen oder Organisationen Dbetrifft,
unverziiglich titig zu werden.

Der Mitgliedstaat teilt der Agentur, der Kommission und den
anderen Mitgliedstaaten unverziiglich die getroffenen MafSnah-
men und die Griinde hierfur mit.

(2) a) Die Agentur priift, ob das Sicherheitsproblem im Rahmen
der ihr nach Artikel 18 Buchstabe d iibertragenen
Befugnisse behoben werden kann. Ist dies der Fall, so
trifft sie innerhalb eines Monats nach ihrer Unterrichtung
gemaf$ Absatz 1 die geeigneten Entscheidungen.

b) Kommt die Agentur zu dem Ergebnis, dass das Sicherheits-
problem nicht gemdfl Buchstabe a behoben werden kann,
so gibt sie innerhalb der unter Buchstabe a genannten Frist
eine Empfehlung gemafl Artikel 18 Buchstabe b, ob diese
Verordnung oder ihre Durchfithrungsvorschriften gein-
dert werden sollten und ob die mitgeteilten Mafnahmen
aufgehoben oder beibehalten werden sollten.

(3) Die MaRnahmen zur Anderung nicht wesentlicher Bestim-
mungen dieser Verordnung, unter anderem durch Ergénzung, im
Zusammenhang mit der Frage, ob ein unzureichendes Sicher-
heitsniveau oder ein Mangel dieser Verordnung oder ihrer
Durchfithrungsbestimmungen die Einleitung ihrer Anderung
rechtfertigen und ob die nach Absatz 1 getroffenen Mafnahmen
weiter angewandt werden konnen, werden nach dem in
Artikel 65 Absatz 6 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle
erlassen. In solchen Fillen werden die MafSnahmen, fiir die dann
Artikel 11 gilt, gegebenenfalls von allen Mitgliedstaaten ange-
wandt. Werden die Manahmen fiir ungerechtfertigt erachtet, so
werden sie von dem betreffenden Mitgliedstaat widerrufen.

(4) Die Mitgliedstaaten konnen im Fall unvorhergesehener und
dringender betrieblicher Umstinde oder betrieblicher Bediirfnisse
von beschrinkter Dauer Freistellungen von den grundlegenden
Anforderungen dieser Verordnung und ihrer Durchfithrungsbe-
stimmungen erteilen, sofern keine Beeintrichtigung des Sicher-
heitsniveaus eintritt. Der Agentur, der Kommission und den
anderen Mitgliedstaaten sind derartige Freistellungen mitzuteilen,
wenn sie wiederholt oder fiir Zeitriume von mehr als zwei
Monaten erteilt werden.

(5) Die Agentur priift, ob die von einem Mitgliedstaat mitge-
teilten Freistellungen weniger restriktiv sind als die geltenden
Gemeinschaftsbestimmungen, und gibt innerhalb eines Monats
nach ihrer Unterrichtung dariiber eine Empfehlung gemif§
Artikel 18 Buchstabe b, ob die Freistellungen dem allgemeinen
Sicherheitsziel dieser Verordnung oder anderer Rechtsvorschrif-
ten der Gemeinschaft entsprechen.

Wenn eine Freistellung den allgemeinen Sicherheitszielen dieser
Verordnung oder anderer Gemeinschaftsvorschriften nicht ent-
spricht, trifft die Kommission nach dem in Artikel 65 Absatz 7
genannten Verfahren die Entscheidung, die Freistellung nicht zu
gestatten. In diesem Fall widerruft der betreffende Mitgliedstaat
die Freistellung.

(6) Lasst sich ein Schutzniveau, das dem durch die Anwendung
der Durchfithrungsbestimmungen erreichten Niveau gleichwertig
ist, mit anderen Mitteln erreichen, konnen die Mitgliedstaaten
ohne Diskriminierung aufgrund der Staatsangehérigkeit eine
Genehmigung in Abweichung von diesen Durchfihrungsbe-
stimmungen erteilen.

In diesen Fillen teilt der betreffende Mitgliedstaat der Agentur
und der Kommission mit, dass er beabsichtigt, eine solche
Genehmigung zu erteilen, und legt die Grinde fur die
Notwendigkeit einer Abweichung von der betreffenden Bestim-
mung sowie die Bedingungen zur Gewihrleistung eines gleich-
wertigen Schutzniveaus dar.

(7) Innerhalb von zwei Monaten nach ihrer Unterrichtung
gemdfl Absatz 6 gibt die Agentur eine Empfehlung gemifS
Artikel 18 Buchstabe b, ob eine nach Absatz 6 vorgeschlagene
Genehmigung die dort festgelegten Kriterien erfullt.

Die Manahmen zur Anderung nicht wesentlicher Bestimmun-
gen dieser Verordnung durch Ergdnzung um zu entscheiden, ob
eine vorgeschlagene Genehmigung erteilt werden kann werden
nach dem in Artikel 65 Absatz 4 genannten Regelungsverfahren
mit Kontrolle inner halb einen Monats nach Empfang der
Empfehlung der Agentur erlassen. In diesem Fall teilt die
Kommission ihre Entscheidung allen Mitgliedstaaten mit, die
dann ebenfalls zur Anwendung der betreffenden Mafinahme
berechtigt sind. Artikel 15 findet auf die betreffende Mafinahme
Anwendung.

Artikel 15
Informationsnetz

(1) Die Kommission, die Agentur und die nationalen Luftfahrt-
behorden tauschen die Informationen aus, die ihnen bei der
Anwendung dieser Verordnung und ihrer Durchfithrungsbe-
stimmungen zuginglich sind. Stellen, die mit der Untersuchung
von Unfillen und Zwischenfillen oder mit der Analyse von
Vorfillen in der Zivilluftfahrt betraut sind, haben das Recht auf
Zugang zu diesen Informationen.
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(2) Unbeschadet des Rechts der Offentlichkeit auf Zugang zu
Kommissionsdokumenten — gemifl der Verordnung (EG)
Nr. 1049/2001 erldsst die Kommission nach dem in Artikel 65
Absatz 3 genannten Verfahren Mafnahmen fur die von ihr auf
eigene Initiative betriebene Weitergabe der Informationen nach
Absatz 1 des vorliegenden Artikels an interessierte Kreise.
Grundlage dieser Mafinahmen, die allgemein oder fiir den
Einzelfall erfolgen konnen, ist die Notwendigkeit,

a)  fiir Personen und Organisationen die Informationen bereit-
zustellen, die sie zur Verbesserung der Flugsicherheit
benotigen;

b)  die Weitergabe von Informationen auf das fur die Zwecke
ihrer Nutzer unbedingt erforderliche Mafl zu beschrinken,
um eine angemessene Vertraulichkeit dieser Informationen
sicherzustellen.

(3) Die nationalen Luftfahrtbehorden ergreifen entsprechend
ihren nationalen Rechtsvorschriften die erforderlichen Maf2-
nahmen, um eine angemessene Vertraulichkeit der Informatio-
nen sicherzustellen, die sie gemdfl Absatz 1 erhalten haben.

(4)  Zur Unterrichtung der Offentlichkeit iiber das allgemeine
Sicherheitsniveau verdffentlicht die Agentur jahrlich einen
Sicherheitsbericht. Ab Inkrafttreten der Maffnahmen nach
Artikel 7 Absatz 5 enthilt dieser Sicherheitsbericht eine
Auswertung aller gemaf Artikel 7 eingegangenen Informationen.
Diese Auswertung muss einfach und verstindlich abgefasst sein
und deutlich machen, ob erhohte Sicherheitsrisiken bestehen. Die
Informationsquellen werden in dieser Auswertung nicht offen
gelegt.

Artikel 16
Schutz der Informationsquellen

(1) Werden Hinweise nach Artikel 15 Absatz 1 von einer
natiirlichen Person der Kommission oder der Agentur freiwillig
gegeben, so wird die Quelle dieser Informationen nicht offen
gelegt. Werden die Hinweise einer nationalen Behorde gegeben,
so genieflt die Quelle dieser Informationen Schutz nach einzel-
staatlichem Recht.

(2) Unbeschadet der geltenden strafrechtlichen Vorschriften
verzichten die Mitgliedstaaten auf die Einleitung von Verfahren in
Fillen eines nicht vorsitzlichen oder versehentlichen Verstofes
gegen Rechtsvorschriften, von denen sie ausschlielich aufgrund
einer Meldung gemdfl dieser Verordnung und ihren Durch-
fithrungsbestimmungen Kenntnis erlangen.

Dies gilt nicht fiir Fille grober Fahrlassigkeit.

(3) Unbeschadet der geltenden strafrechtlichen Vorschriften
und entsprechend den innerstaatlichen Rechtsvorschriften und
ihrer Rechtspraxis stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass
Beschiftigte, die in Anwendung dieser Verordnung und ihrer
Durchfiihrungsbestimmungen Hinweise geben, keine Nachteile
seitens ihres Arbeitgebers erfahren.

Dies gilt nicht fiir Fille grober Fahrlassigkeit.

(4) Dieser Artikel gilt unbeschadet der einzelstaatlichen Vor-
schriften iiber den Zugang der Justizbehorden zu Informationen.

KAPITEL III

EUROPAISCHE AGENTUR FUR FLUGSICHERHEIT

ABSCHNITT 1
Aufgaben
Artikel 17
Errichtung und Funktionen der Agentur

(1) Zur Durchfithrung dieser Verordnung wird eine Europi-
ische Agentur fiir Flugsicherheit errichtet.

(2) Um die ordnungsgemifle Aufrechterhaltung und Weiter-
entwicklung der zivilen Flugsicherheit zu gewahrleisten, erfiillt
die Agentur folgende Funktionen:

a)  Sie nimmt alle unter Artikel 1 Absatz 1 fallenden Aufgaben
wahr und erstellt Gutachten zu allen einschligigen Angele-
genheiten.

b)  Sie unterstiitzt die Kommission durch die Ausarbeitung von
Mafnahmen, die zur Durchfithrung dieser Verordnung zu
treffen sind; wenn es sich hierbei um technische Vor-
schriften und insbesondere um Bau- und Konstruktions-
vorschriften sowie um Vorschriften in Bezug auf
operationelle Aspekte handelt, darf die Kommission deren
Inhalt nicht ohne vorherige Koordinierung mit der Agentur
andern; ferner leistet die Agentur die erforderliche
technische, wissenschaftliche und verwaltungstechnische
Unterstiitzung zur Erfiillung der Aufgaben der Kommission.

¢)  Sie ergreift die erforderlichen Mafinahmen im Rahmen der
Befugnisse, die ihr durch diese Verordnung oder andere
gemeinschaftliche Rechtsvorschriften iibertragen werden.

d) Sie fuhrt die zur Erfullung ihrer Aufgaben nétigen
Inspektionen und Untersuchungen durch.

e)  Sie nimmt in ihren Zustindigkeitsbereichen im Namen der
Mitgliedstaaten Funktionen und Aufgaben wahr, die ihnen
durch geltende internationale Ubereinkiinfte, insbesondere
durch das Abkommen von Chicago, zugewiesen werden.

Artikel 18
Titigkeiten der Agentur

Die Agentur nimmt, soweit angezeigt, folgende Titigkeiten wahr:
a)  Sie richtet Stellungnahmen an die Kommission.

b)  Sie gibt zur Anwendung des Artikels 14 Empfehlungen ab,
die an die Kommission gerichtet sind.



19.3.2008

Amtsblatt der Europaischen Union

L 79/15

¢) Sie erarbeitet Zulassungsspezifikationen, einschlieGlich
Lufttiichtigkeitskodizes und annehmbarer Nachweisverfah-
ren, sowie jegliche Anleitungen fir die Anwendung dieser
Verordnung und ihrer Durchfithrungsbestimmungen.

d)  Sie trifft die angemessenen Entscheidungen zur Anwen-
dung der Artikel 20, 21, 22, 23, 54 und 55.

e)  Sie legt Berichte tiber die gemif Artikel 24 Absatz 1 und
Artikel 54 durchgefihrten Inspektionen zur Kontrolle der
Normung vor.

Artikel 19

Stellungnahmen, Zulassungsspezifikationen und
Anleitungen

(1) Zur Unterstiitzung der Kommission bei der Ausarbeitung
von Vorschligen fiir die Grundsatzregelungen, die Anwendbar-
keit und die grundlegenden Anforderungen, die dem Euro-
pdischen Parlament und dem Rat vorzulegen sind, und bei dem
Erlass der Durchfithrungsbestimmungen erstellt die Agentur
entsprechende Entwiirfe. Die Agentur iibermittelt diese Entwiirfe
als Stellungnahme an die Kommission.

(2) Die Agentur erarbeitet unter Beachtung des Artikels 52 und
der von der Kommission erlassenen Durchfithrungsbestimmun-
gen

a)  Zulassungsspezifikationen, einschlieflich Lufttiichtigkeits-
kodizes und annehmbarer Nachweisverfahren, und

b) sonstige Anleitungen,
die im Zulassungsverfahren verwendet werden.

Diese Unterlagen spiegeln den Stand der Technik und die
bestbewihrten Verfahren in den betreffenden Bereichen wider;
sie werden unter Beriicksichtigung der weltweiten Erfahrungen
im Flugbetrieb sowie des wissenschaftlichen und technischen
Fortschritts aktualisiert.

Artikel 20
Lufttiichtigkeitszeugnis und Umweltzeugnis

(1) In Bezug auf die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a und b
genannten Erzeugnisse, Teile und Ausriistungen nimmt die
Agentur gegebenenfalls und nach den Vorgaben des Abkommens
von Chicago oder seiner Anhidnge im Namen der Mitgliedstaaten
die Funktionen und Aufgaben des Entwurfs-, Herstellungs- oder
Eintragungsstaats wahr, soweit diese die Entwurfsgenehmigung
betreffen. Sie wird hierzu insbesondere wie folgt titig:

a)  Fiir jedes Erzeugnis, fur das eine Musterzulassung oder die
Anderung einer Musterzulassung beantragt wird, erstellt die
Agentur die Musterzulassungsgrundlage und teilt diese mit.
Diese umfasst den anzuwendenden Lufttiichtigkeitskodex,
die Bestimmungen, fur die ein gleichwertiges Sicherheits-
niveau anerkannt wurde, und die besonderen technischen
Einzelspezifikationen, die erforderlich sind, wenn aufgrund
der Konstruktionsmerkmale eines bestimmten Erzeugnisses

oder aufgrund der Betriebspraxis Bestimmungen des Luft-
tiichtigkeitskodex nicht mehr angemessen oder nicht mehr
geeignet sind, um die Erfillung der grundlegenden
Anforderungen zu gewihrleisten.

b)  Fiir jedes Erzeugnis, fir das ein eingeschrinktes Luft-
tiichtigkeitszeugnis beantragt wird, erstellt die Agentur die
besonderen Lufttiichtigkeitsspezifikationen und teilt diese
mit.

¢)  Fir jedes Teil oder jede Ausriistung, fir die ein Zeugnis
beantragt wird, erstellt die Agentur die genauen Luft-
tiichtigkeitsspezifikationen und teilt diese mit.

d)  Fiir jedes Erzeugnis, fiir das gemif$ Artikel 6 ein Umwelt-
zeugnis erforderlich ist, erstellt die Agentur die jeweiligen
Umweltvorschriften und teilt diese mit.

¢)  Die Agentur fuhrt selbst oder durch nationale Luftfahrtbe-
horden oder qualifizierte Stellen Untersuchungen im
Zusammenhang mit der Zulassung von Erzeugnissen,
Teilen und Ausriistungen durch.

f)  Die Agentur erteilt die einschligigen Musterzulassungen
oder zugehorige Anderungszulassungen.

g) Die Agentur stellt Zeugnisse fir Teile und Ausriistungen
aus.

h)  Die Agentur stellt die einschlagigen Umweltzeugnisse aus.

i) Die Agentur dndert oder widerruft die -einschligigen
Zeugnisse oder setzt diese aus, wenn die Voraussetzungen,
unter denen die Zeugnisse ausgestellt wurden, nicht mehr
gegeben sind, oder wenn die juristische oder natiirliche
Person, die Inhaber des Zeugnisses ist, die Verpflichtungen,
die ihr durch diese Verordnung oder ihre Durchfithrungs-
bestimmungen auferlegt werden, nicht erfullt.

j)  Die Agentur sorgt fiir die Erhaltung der Lufttiichtigkeits-
funktionen im Zusammenhang mit den ihrer Aufsicht
unterliegenden Erzeugnissen, Teilen und Ausriistungen;
hierzu zihlt auch, dass sie ohne unangemessene Verzoge-
rung auf ein Sicherheitsproblem reagiert und die einschli-
gigen vorgeschriebenen Informationen heraus- und
weitergibt.

k)  Die Agentur erstellt in Bezug auf Luftfahrzeuge, fiir die eine
Fluggenehmigung erteilt werden soll, Lufttiichtigkeitsstan-
dards und -verfahren zur Einhaltung des Artikels 4 Absatz 4
Buchstabe a.

)  Die Agentur erteilt Luftfahrzeugen im Benehmen mit dem
Mitgliedstaat, in dem die Luftfahrzeuge registriert sind oder
registriert werden sollen, Fluggenechmigungen zum Zwecke
der unter Aufsicht der Agentur erfolgenden Zulassung.

(2) In Bezug auf Organisationen wird die Agentur wie folgt
tatig:

a)  Sie fithrt selbst oder durch nationale Luftfahrtbehorden
oder qualifizierte Stellen Inspektionen und Uberpriifungen
(Audits) der von ihr zugelassenen Organisationen durch.
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b)

(1)

Sie sorgt fir die Ausstellung und Verlingerung der
Zeugnisse fiir

i)  Entwurfsorganisationen oder

ii) im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten ansdssige Pro-
duktionsorganisationen, wenn dies von dem betref-
fenden Mitgliedstaat beantragt wird, oder

i) auflerhalb des Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten
ansidssige Produktions- und Instandhaltungsorganisa-
tionen.

Sie dndert oder widerruft die einschligigen Zeugnisse von
Organisationen oder setzt diese aus, wenn die Voraus-
setzungen, unter denen die Zeugnisse ausgestellt wurden,
nicht mehr gegeben sind oder wenn die betreffende
Organisation die Verpflichtungen, die ihr durch diese
Verordnung oder ihre Durchfithrungsbestimmungen aufer-
legt werden, nicht erfiillt.

Artikel 21
Pilotenzulassung

In Bezug auf die in Artikel 7 Absatz 1 genannten

Bediensteten und Organisationen wird die Agentur wie folgt

tatig:

a)

(2)

Sie fiihrt selbst oder tiber nationale Luftfahrtbehorden oder
qualifizierte Stellen Untersuchungen und Uberpriifungen
(Audits) der von ihr zugelassenen Organisationen sowie
gegebenentfalls des betreffenden Personals durch.

Sie sorgt fir die Ausstellung und Verlingerung der
Zeugnisse fur auferhalb des Hoheitsgebiets der Mitglied-
staaten ansassige Ausbildungseinrichtungen fiir Piloten und
flugmedizinische Zentren sowie gegebenenfalls deren
Personal.

Sie dndert, begrenzt oder widerruft die einschligigen
Zeugnisse oder setzt diese aus, wenn die Voraussetzungen,
unter denen die Zeugnisse von ihr ausgestellt wurden, nicht
mehr gegeben sind oder wenn die juristische oder natiir-
liche Person, die Inhaber des Zeugnisses ist, die Ver-
pflichtungen, die ihr durch diese Verordnung oder ihre
Durchfihrungsbestimmungen —auferlegt werden, nicht
erfiillt.

In Bezug auf die in Artikel 7 Absatz 1 genannten

Flugsimulationsiibungsgerite wird die Agentur wie folgt titig:

a)

Sie fiihrt selbst oder tiber nationale Luftfahrtbehorden oder
qualifizierte Stellen technische Inspektionen der von ihr
zugelassenen Gerite durch.

Sie erteilt und verlingert die Zeugnisse fiir

i)  Flugsimulationsiibungsgerite, die von durch die
Agentur zugelassenen Ausbildungseinrichtungen ein-
gesetzt werden, oder

ii)  im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten befindliche Flug-
simulationsiibungsgerite, wenn der betreffende Mit-
gliedstaat darum ersucht, oder

(1)

ii) auferhalb des Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten
befindliche Flugsimulationsiibungsgerite.

Sie 4ndert, begrenzt oder widerruft die einschligigen
Zeugnisse oder setzt diese aus, wenn die Voraussetzungen,
unter denen die Zeugnisse ausgestellt wurden, nicht mehr
gegeben sind oder wenn die juristische oder natiirliche
Person, die Inhaber des Zeugnisses ist, die Verpflichtungen,
die ihr durch diese Verordnung oder ihre Durchfiihrungs-
bestimmungen auferlegt werden, nicht erfillt.

Artikel 22
Zulassung fiir den Flugbetrieb

Die Agentur reagiert ohne unangemessene Verzogerung auf

ein die Sicherheit des Flugbetriebs betreffendes Problem, indem
sie die Abhilfemafinahmen bestimmt und die zugehorigen
Informationen — auch an die Mitgliedstaaten — verbreitet.

(2)

In Bezug auf die Beschrankung der Flugzeiten wird wie folgt

verfahren:

a)

b)

Die Agentur erarbeitet die einschligigen Zulassungsspezi-
fikationen, um die Erfullung der grundlegenden Anforde-
rungen  sicherzustellen, sowie gegebenenfalls die
entsprechenden Durchfithrungsbestimmungen. Als Grund-
lage umfassen die Durchfithrungsbestimmungen alle
wesentlichen Vorgaben des Unterabschnitts Q des
Anhangs III der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 unter
Beriicksichtigung der neuesten wissenschaftlichen und
technischen Erkenntnisse;

ein Mitgliedstaat kann einzelne Flugzeitspezifikationspline
genehmigen, die von den Zulassungsspezifikationen nach
Buchstabe a abweichen. Der betroffene Mitgliedstaat setzt in
diesem Fall unverziiglich die Agentur, die Kommission und
die anderen Mitgliedstaaten davon in Kenntnis, dass er
beabsichtigt, einen solchen Einzelplan zu genehmigen;

bei Erhalt der Mitteilung beurteilt die Agentur innerhalb
eines Monats den Einzelplan auf der Grundlage einer
wissenschaftlichen und medizinischen Bewertung. Danach
kann der betreffende Mitgliedstaat die Zulassung wie
mitgeteilt erlassen, aufler in dem Fall, dass die Agentur
den Plan mit diesem Mitgliedstaat erortert und Anderungen
dazu vorgeschlagen hat. Sollte der Mitgliedstaat mit diesen
Anderungen einverstanden sein, so kann er die Zulassung
entsprechend erteilen;

im Falle unvorhergesehener und dringender betrieblicher
Umstinde oder betrieblicher Bediirfnisse von beschrinkter
Dauer und mit einmaligem Charakter konnen voriiberge-
hend Abweichungen zu den Zulassungsspezifikationen
angewandt werden, bis die Agentur ihre Stellungnahme
abgegeben hat;

ist ein Mitgliedstaat mit den Schlussfolgerungen der
Agentur zu einem Einzelplan nicht einverstanden, so
verweist er die Angelegenheit zur Entscheidung nach dem
in Artikel 65 Absatz 3 genannten Verfahren dariiber, ob
dieser Plan den Sicherheitszielen dieser Verordnung ent-
spricht, an die Kommission;
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f)  der Inhalt der Einzelpldne, die fiirr die Agentur annehmbar
sind oder zu denen die Kommission eine positive Ent-
scheidung nach Buchstabe e getroffen hat, wird veroffent-
licht.

Artikel 23
Drittlandsbetreiber

(1) In Bezug auf Betreiber von Luftfahrzeugen nach Artikel 4
Absatz 1 Buchstabe d, die eine gewerbliche Titigkeit ausiiben,
wird die Agentur wie folgt tatig:

a)  Sie fithrt selbst oder iiber nationale Luftfahrtbeh6rden oder
qualifizierte Stellen Inspektionen und Uberpriifungen
(Audits) durch.

b) Sie erteilt und verlingert die in Artikel 9 Absatz 2
genannten Genehmigungen, es sei denn, ein Mitgliedstaat
nimmt die Funktionen und Aufgaben des Betreiberstaats fiir
diese Betreiber wahr.

¢) Sie andert, beschrinkt oder widerruft die einschligige
Genehmigung oder setzt diese aus, wenn die Voraus-
setzungen, unter denen sie von ihr ausgestellt wurde, nicht
mehr gegeben sind oder wenn die betreffende Organisation
die Verpflichtungen, die ihr durch diese Verordnung oder
ihre Durchfihrungsbestimmungen auferlegt werden, nicht
erfillt.

(2) In Bezug auf die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d
genannten Luftfahrzeugbetreiber, die keine gewerbliche Tatigkeit
ausiiben, wird die Agentur wie folgt tatig:

a) Sie nimmt die Erklirungen nach Artikel 9 Absatz 3
entgegen und

b) nimmt selbst oder iiber nationale Luftfahrtbehorden oder
qualifizierte Stellen die Aufsicht iiber Betreiber wahr, von
denen sie eine Erklirung erhalten hat.

(3) In Bezug auf Luftfahrzeuge nach Artikel 4 Absatz 1
Buchstabe d erteilt die Agentur Genehmigungen nach Artikel 9
Absatz 4 Buchstabe a.

Artikel 24
Uberwachung der Anwendung der Vorschriften

(1) Die Agentur fithrt Inspektionen zur Kontrolle der Normung
in den von Artikel 1 Absatz 1 erfassten Bereichen durch, um zu
tiberpriifen, ob die zustindigen nationalen Behorden diese
Verordnung und ihre Durchfihrungsbestimmungen anwenden,
und erstattet der Kommission Bericht.

(2) Die Agentur fithrt Untersuchungen von Unternehmen
durch, um die Anwendung dieser Verordnung und ihrer
Durchfithrungsbestimmungen zu iiberwachen.

(3) Die Agentur bewertet die Auswirkungen der Anwendung
dieser Verordnung und ihrer Durchfithrungsbestimmungen;
dabei tragt sie den in Artikel 2 genannten Zielen Rechnung.

(4) Die Agentur wird zur Anwendung des Artikels 10 gehort
und gibt Empfehlungen ab, die an die Kommission gerichtet sind.

(5) Fur die Arbeitsweise der Agentur bei der Wahrnehmung der
in den Absitzen 1, 3 und 4 genannten Aufgaben werden
Anforderungen nach dem in Artikel 65 Absatz 2 genannten
Verfahren festgelegt; den Grundsitzen der Artikel 52 und 53 ist
hierbei Rechnung zu tragen.

Artikel 25
Geldbuflen und Zwangsgelder

(1) Unbeschadet der Artikel 20 und 55 kann die Kommission
auf Anforderung der Agentur:

a)  den Personen und den Unternehmen, denen die Agentur
eine Zulassung bzw. ein Zeugnis ausgestellt hat, Geldbufen
auferlegen, wenn sie vorsitzlich oder fahrlissig gegen diese
Verordnung und ihre Durchfihrungsbestimmungen ver-
stoffen haben;

b)  gegen die Personen und Unternehmen, denen die Agentur
eine Zulassung bzw. ein Zeugnis ausgestellt hat, Zwangs-
gelder verhingen, die sich ab dem in der Entscheidung
festgesetzten Zeitpunkt berechnen, um diese Personen und
Unternehmen zu veranlassen, die Vorschriften dieser Ver-
ordnung und ihrer Durchfihrungsbestimmungen einzu-
halten.

(2) Die Geldbuflen und Zwangsgelder nach Absatz 1 miissen
abschreckend sein und zur Schwere des Falles und der
Wirtschaftskraft des betreffenden Inhabers der Zulassung bzw.
des Zeugnisses in einem angemessenen Verhaltnis stehen, wobei
die Frage, in welchem Ausmafl die Sicherheit beeintrichtigt
wurde, besonders beriicksichtigt wird. Die Hohe der Geldbufen
betrdgt hochstens 4 % der Jahreseinnahmen oder des Umsatzes
des Inhabers der Zulassung. Die Hohe der Zwangsgelder betragt
hochstens 2,5 % der Tagesdurchschnittseinnahmen oder des
Umsatzes des Inhabers der Zulassung.

(3) Die Kommission erldsst nach dem in Artikel 65 Absatz 3
genannten Verfahren die Durchfithrungsbestimmungen fiir die
Anwendung dieses Artikels. Darin legt sie insbesondere fest:

a)  die detaillierten Kriterien fiir die Festlegung der Hohe der
GeldbufSe oder des Zwangsgeldes und

b) die Verfahren fir Untersuchungen, damit verbundene
Mafinahmen und die Berichterstattung sowie die Ver-
fahrensregeln zur Beschlussfassung einschlieflich zum
Recht auf Verteidigung, auf Akteneinsicht, auf Rechtsver-
tretung, auf Vertraulichkeit und zeitweilige Regelungen
sowie die Bemessung und den Einzug von Geldbuflen und
Zwangsgeldern.

(4) Bei Klagen gegen Entscheidungen, mit denen die Kommis-
sion eine Geldbufle oder ein Zwangsgeld festgesetzt hat, hat der
Gerichtshof der Europdischen Gemeinschaften die Befugnis zur
unbeschrinkten Nachpriifung der Entscheidung. Er kann die
festgesetzte GeldbuRe oder das festgesetzte Zwangsgeld auf-
heben, herabsetzen oder erhohen.
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(5) Entscheidungen nach Absatz 1 sind nicht strafrechtlicher
Art.

Artikel 26
Forschung

(1) Unbeschadet des Gemeinschaftsrechts kann die Agentur
Forschungstatigkeiten entwickeln und finanzieren, soweit sie sich
ausschlielich auf Verbesserungsmafinahmen in ihrem Zustin-
digkeitsbereich beziehen.

(2) Die Agentur koordiniert ihre Forschungs- und Entwick-
lungstitigkeiten mit denen der Kommission und der Mitglied-
staaten, um sicherzustellen, dass die entsprechenden Politiken
und Mafinahmen miteinander vereinbar sind.

(3) Die Ergebnisse der von der Agentur finanzierten Forschung
werden veroffentlicht, sofern die Agentur diese nicht als
vertraulich einstuft.

Artikel 27
Internationale Beziehungen

(1) Die Agentur unterstiitzt die Gemeinschaft und die Mit-
gliedstaaten in deren Beziechungen zu Drittlindern nach Mafsgabe
des Gemeinschaftsrechts. Insbesondere leistet sie Hilfe bei der
Harmonisierung der Vorschriften und der gegenseitigen Aner-
kennung von Genehmigungen, mit denen die ordnungsgemifSe
Einhaltung von Vorschriften bescheinigt wird.

(2) Die Agentur kann mit den Luftfahrtbehorden von Drittlidn-
dern und den internationalen Organisationen, die fiir von dieser
Verordnung erfasste Bereiche zustindig sind, im Rahmen von
Arbeitsvereinbarungen mit diesen Stellen im Einklang mit den
einschligigen Bestimmungen des Vertrags zusammenarbeiten.
Diese Vereinbarungen bediirfen der vorherigen Zustimmung der
Kommission.

(3) Die Agentur unterstiitzt die Mitgliedstaaten bei der Ein-
haltung ihrer internationalen Verpflichtungen, insbesondere der
Verpflichtungen aus dem Abkommen von Chicago.

ABSCHNIIT I
Innerer Aufbau
Artikel 28
Rechtsstellung, Sitz und Aufenstellen

(1) Die Agentur ist eine Einrichtung der Gemeinschaft. Sie
besitzt Rechtspersonlichkeit.

(2) Die Agentur besitzt in jedem Mitgliedstaat die weitest-
gehende Rechts- und Geschiftsfahigkeit, die juristischen Perso-
nen nach dessen Rechtsvorschriften zuerkannt ist. Sie kann
insbesondere bewegliches und unbewegliches Vermogen erwer-
ben und verduflern und ist vor Gericht parteifhig.

(3) Die Agentur kann in den Mitgliedstaaten vorbehaltlich
deren Zustimmung eigene AufSenstellen einrichten.

(4) Die Agentur wird von ihrem Exekutivdirektor vertreten.

Artikel 29
Personal

(1) Die Bestimmungen des Statuts der Beamten der Euro-
pdischen Gemeinschaften, der Beschiftigungsbedingungen fiir
die sonstigen Bediensteten der Europiischen Gemeinschaften
und der im gegenseitigen Einvernechmen der Organe der
Europdischen Gemeinschaften erlassenen Regelungen zur Durch-
fuhrung dieses Statuts und der Beschiftigungsbedingungen
gelten fiir das Personal der Agentur unbeschadet der Anwendung
des Artikels 39 der vorliegenden Verordnung auf die Mitglieder
der Beschwerdekammer.

(2) Unbeschadet des Artikels 42 ibt die Agentur gegeniiber
ihrem Personal die der Anstellungsbehérde durch das Statut der
Beamten und die Beschiftigungsbedingungen iibertragenen
Befugnisse aus.

(3) Das Personal der Agentur besteht aus einer streng
begrenzten Zahl von Beamten, die von der Kommission oder
den Mitgliedstaaten fiir leitende Funktionen abgestellt oder
abgeordnet werden. Das {ibrige Personal besteht aus anderen
Bediensteten, die die Agentur entsprechend ihrem Bedarf
einstellt.

Artikel 30
Vorrechte und Befreiungen

Auf die Agentur findet das dem Vertrag zur Griindung der
europdischen Gemeinschaften und dem Vertrag iiber die Griin-
dung der Europiischen Atomgemeinschaft beigefiigt Protokoll
iiber die Vorrechte und Befreiungen der Europaischen Gemein-
schaften Anwendung.

Artikel 31
Haftung

(1) Die vertragliche Haftung der Agentur bestimmt sich nach
dem Recht, das auf den betreffenden Vertrag anzuwenden ist.

(2) Fir Entscheidungen aufgrund einer Schiedsklausel in einem
von der Agentur geschlossenen Vertrag ist der Gerichtshof der
Europiischen Gemeinschaften zustindig.

(3) Im Bereich der aufServertraglichen Haftung ersetzt die
Agentur den durch ihre Dienststellen oder Bediensteten in
Ausiibung ihrer Amtstitigkeit verursachten Schaden nach den
allgemeinen Rechtsgrundsitzen, die den Rechtsordnungen der
Mitgliedstaaten gemeinsam sind.

(4) Fir Streitsachen iiber den Schadensersatz nach Absatz 3 ist
der Gerichtshof der Europiischen Gemeinschaften zustindig.
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(5) Die personliche Haftung der Bediensteten gegeniiber der
Agentur bestimmt sich nach den Vorschriften des Statuts bzw.
der fur sie geltenden Beschiftigungsbedingungen.

Artikel 32
Veroffentlichung von Dokumenten

(1) Unbeschadet der auf der Grundlage von Artikel 290 des
Vertrags gefassten Beschliisse werden die folgenden Dokumente
in allen Amtssprachen der Gemeinschaft erstellt:

a)  der in Artikel 15 Absatz 4 genannte Sicherheitsbericht;

b) an die Kommission gemdfl Artikel 19 Absatz 1 gerichtete
Stellungnahmen;

¢) der in Artikel 33 Absatz 2 Buchstabe b genannte jihrliche
allgemeine Tatigkeitsbericht und das in Artikel 33 Absatz 2
Buchstabe ¢ genannte Arbeitsprogramm.

(2) Die fiir die Arbeit der Agentur erforderlichen Ubersetzun-
gen werden vom Ubersetzungszentrum fiir die Einrichtungen der
Europdischen Union angefertigt.

Artikel 33
Einrichtung und Befugnisse des Verwaltungsrats

(1) Die Agentur verfiigt iiber einen Verwaltungsrat.
(2) Der Verwaltungsrat

a) ernennt den Exekutivdirektor sowie auf Vorschlag des
Exekutivdirektors die Direktoren gemaf$ Artikel 39;

b) nimmt den Jahresbericht tiber die Tatigkeit der Agentur an
und tbermittelt ihn spatestens am 15. Juni dem Euro-
paischen Parlament, dem Rat, der Kommission, dem
Rechnungshof und den Mitgliedstaaten; im Namen der
Agentur iibermittelt er dem Europdischen Parlament und
dem Rat (im Folgenden als ,Haushaltsbehorde” bezeichnet)
jahrlich alle einschldgigen Informationen zu den Ergebnis-
sen der Bewertungsverfahren und insbesondere Informatio-
nen beziiglich der Auswirkungen oder Folgen von
Anderungen bei den der Agentur ibertragenen Aufgaben;

¢) legt nach Stellungnahme der Kommission vor dem
30. September jeden Jahres das Arbeitsprogramm der
Agentur fiir das darauf folgende Jahr fest und tibermittelt es
dem Europdischen Parlament, dem Rat, der Kommission
und den Mitgliedstaaten; das Arbeitsprogramm wird unbe-
schadet des jahrlichen Haushaltsverfahrens der Gemein-
schaft und ihres Gesetzgebungsprogramms in den
einschldgigen Bereichen der Flugsicherheit festgelegt; die
Stellungnahme der Kommission wird dem Arbeitspro-
gramm beigeftigt;

d)  legt im Benehmen mit der Kommission Leitlinien fiir die
Ubertragung von Zulassungsaufgaben an nationale Luft-
fahrtbehorden und qualifizierte Stellen fest;

e) legt Verfahren fiir die Entscheidungen des Exekutivdirektors
gemdfl den Artikeln 52 und 53 fest;

f) nimmt seine Aufgaben im Zusammenhang mit dem
Haushalt der Agentur gemif§ den Artikeln 59, 60 und 63
wabhr;

g) ernennt die Mitglieder der Beschwerdekammer gemifS
Artikel 41;

h) bt die Disziplinargewalt iiber den Exekutivdirektor sowie,
im Einvernehmen mit dem Exekutivdirektor, iiber die
Direktoren aus;

i)  nimmt zu den in Artikel 64 Absatz 1 genannten Gebiihren
und Entgelten Stellung;

j)  gibt sich eine Geschiftsordnung;

k)  beschliefft tiber die fiir die Agentur geltende Sprachen-
regelung;

)  erginzt gegebenenfalls die Liste der in Artikel 32 Absatz 1
genannten Dokumente;

m) legt die Organisationsstruktur der Agentur fest und
bestimmt die Personalpolitik der Agentur.

(3) Der Verwaltungsrat kann den Exekutivdirektor in allen
Fragen beraten, die eng mit der strategischen Entwicklung der
Flugsicherheit, einschlieflich der Forschungstitigkeiten nach
Artikel 26, zusammenhingen.

(4) Der Verwaltungsrat setzt ein beratendes Gremium der
interessierten Kreise ein, das anzuhoren ist, bevor er Ent-
scheidungen in den in Absatz 2 Buchstaben ¢, e, f und i
genannten Bereichen trifft. Er kann auch beschliefen, das
beratende Gremium zu anderen in den Absitzen 2 und 3
genannten Fragen anzuhoren. Die Stellungnahme des beratenden
Gremiums ist fur den Verwaltungsrat nicht bindend.

(5) Der Verwaltungsrat kann Arbeitsgremien einsetzen, die ihn
bei der Ausfithrung seiner Funktionen, einschlieflich der Vorbe-
reitung seiner Entscheidungen und der Uberwachung ihrer
Umsetzung, unterstiitzen.

Artikel 34
Zusammensetzung des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat setzt sich aus einem Vertreter jedes
Mitgliedstaats und einem Vertreter der Kommission zusammen.
Die Mitglieder werden auf der Grundlage ihrer anerkannten
Erfahrungen und Verpflichtungen im Bereich der Zivilluftfahrt,
ihrer Fithrungskompetenzen und ihres Sachverstandes, die fiir die
weitere Forderung der in dieser Verordnung festgesetzten Ziele
erforderlich sind, ausgewdhlt. Der zustindige Ausschuss des
Europiischen Parlaments ist entsprechend umfassend zu unter-
richten.
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Jeder Mitgliedstaat ernennt ein Mitglied des Verwaltungsrats
sowie je einen Stellvertreter, der das Mitglied in dessen
Abwesenheit vertritt. Die Kommission ernennt ebenfalls ihren
Vertreter und dessen Stellvertreter. Die Amtszeit betragt fiinf
Jahre. Die Wiederernennung ist einmal zuldssig.

(2) Die Teilnahme von Vertretern europdischer Drittlander und
die Bedingungen fiir die Teilnahme werden gegebenenfalls in den
in Artikel 66 genannten Vereinbarungen geregelt.

(3) Das in Artikel 33 Absatz 4 genannte beratende Gremium
bestellt vier seiner Mitglieder als Beobachter im Verwaltungsrat.
Sie stellen eine moglichst breite Vertretung der in diesem
beratenden Gremium vertretenen unterschiedlichen Auffassun-
gen sicher. Ihre Amtszeit betragt dreiffig Monate; sie kann einmal
verlangert werden.

Artikel 35
Vorsitz des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat wihlt aus dem Kreis seiner Mitglieder
einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden.
Der stellvertretende Vorsitzende tritt im Fall der Verhinderung
des Vorsitzenden von Amts wegen an dessen Stelle.

(2) Die Amtszeit des Vorsitzenden bzw. des stellvertretenden
Vorsitzenden endet, wenn der Vorsitzende bzw. stellvertretende
Vorsitzende nicht mehr dem Verwaltungsrat angehort. Vorbe-
haltlich dieser Bestimmung betrigt die Amtszeit des Vorsitzen-
den und des stellvertretenden Vorsitzenden drei Jahre.
Wiederwahl ist einmal zuldssig.

Artikel 36
Sitzungen

(1) Der Verwaltungsrat wird von seinem Vorsitzenden einbe-
rufen.

(2) Der Exekutivdirektor der Agentur nimmt an den Beratun-
gen teil.

(3) Der Verwaltungsrat hilt jahrlich mindestens zwei ordent-
liche Sitzungen ab. Dariiber hinaus tritt er auf Veranlassung
seines Vorsitzenden oder auf Antrag mindestens eines Drittels
seiner Mitglieder zusammen.

(4) Der Verwaltungsrat kann alle Personen, deren Stellung-
nahme von Interesse sein kann, als Beobachter zur Teilnahme an
den Sitzungen einladen.

(5) Die Mitglieder des Verwaltungsrats konnen sich vorbe-
haltlich der Bestimmungen der Geschiftsordnung von Beratern
oder Sachverstiandigen unterstiitzen lassen.

(6) Die Sekretariatsgeschifte des Verwaltungsrats werden von
der Agentur wahrgenommen.

Artikel 37
Abstimmungen

(1) Unbeschadet des Artikels 39 Absatz 1 fasst der Ver-
waltungsrat seine Beschliisse mit Zweidrittelmehrheit seiner

Mitglieder. Auf Antrag eines Mitglieds des Verwaltungsrats wird
der in Artikel 33 Absatz 2 Buchstabe k genannte Beschluss
einstimmig gefasst.

(2) Jedes gemif Artikel 34 Absatz 1 ernannte Mitglied hat eine
Stimme. Bei Abwesenheit eines Mitglieds ist sein Stellvertreter
berechtigt, dessen Stimmrecht auszuiiben. Die Beobachter und
der Exekutivdirektor nehmen an Abstimmungen nicht teil.

(3) In der Geschiftsordnung werden detaillierte Vorschriften
fir Abstimmungen festgelegt, insbesondere die Bedingungen,
unter denen ein Mitglied im Namen eines anderen handeln kann,
sowie gegebenenfalls Bestimmungen iiber die Beschlussfahigkeit.

Artikel 38
Aufgaben und Befugnisse des Exekutivdirektors

(1) Die Agentur wird von ihrem Exekutivdirektor geleitet, der
in der Wahrnehmung seiner Aufgaben vollig unabhingig ist.
Unbeschadet der Zustindigkeiten der Kommission und des
Verwaltungsrats darf der Exekutivdirektor Anweisungen von
Regierungen oder einer sonstigen Stelle weder anfordern noch
entgegennehmen.

(2) Das Europdische Parlament oder der Rat koénnen den
Exekutivdirektor auffordern, iiber die Ausfithrung seiner Auf-
gaben Bericht zu erstatten.

(3) Der Exekutivdirektor hat die folgenden Aufgaben und
Befugnisse:

a)  Er billigt die Mafnahmen der Agentur nach Artikel 18
innerhalb der in dieser Verordnung sowie in den Durch-
fuhrungsbestimmungen und sonstigen anwendbaren
Rechtsvorschriften festgelegten Grenzen.

b) Er entscheidet iiber Inspektionen und Untersuchungen
gemdf den Artikeln 54 und 55.

¢)  Er ubertrdgt Zulassungsaufgaben an nationale Luftfahrtbe-
horden oder qualifizierte Stellen gemif den vom Ver-
waltungsrat festgelegten Leitlinien.

d) Er tbernimmt gemaf Artikel 27 Aufgaben im inter-
nationalen Bereich und im Bereich der technischen
Zusammenarbeit mit Drittlindern.

e) Er unternimmt alle erforderlichen Schritte, einschlieflich
des Erlasses interner Verwaltungsvorschriften und der
Veroftentlichung von Mitteilungen, um das Funktionieren
der Agentur gemdf8 dieser Verordnung zu gewihrleisten.

f)  Ererstellt jahrlich einen Entwurf des allgemeinen Tatigkeits-
berichts und legt ihn dem Verwaltungsrat vor.

g) Er ibt gegeniiber den Bediensteten der Agentur die in
Artikel 29 Absatz 2 niedergelegten Befugnisse aus.
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h)  Er stellt den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben der
Agentur gemafd Artikel 59 auf und fiihrt den Haushaltsplan
gemifS Artikel 60 durch.

i) Er kann vorbehaltlich der nach dem in Artikel 65 Absatz 2
genannten Verfahren zu erlassenden Vorschriften seine
Befugnisse anderen Bediensteten der Agentur ibertragen.

j)  Er kann mit Zustimmung des Verwaltungsrats eine Ent-
scheidung tiber die Einrichtung von AufSenstellen in den
Mitgliedstaaten nach Artikel 28 Absatz 3 treffen.

k) Er sorgt fur die Ausarbeitung und Durchfilhrung des
jahrlichen Arbeitsprogramms.

)  Er leistet den Unterstiitzungsersuchen der Kommission
Folge.

Artikel 39
Ernennung von Bediensteten in leitender Funktion

(1) Der Exekutivdirektor wird aufgrund seiner Leistung und
nachgewiesener, fir die Zivilluftfahrt relevante Befiahigung und
Erfahrung ernannt. Der Exckutivdirektor wird vom Verwaltungs-
rat auf Vorschlag der Kommission ernannt oder entlassen. Der
Verwaltungsrat entscheidet mit der Dreiviertelmehrheit seiner
Mitglieder. Vor seiner Ernennung kann der vom Verwaltungsrat
ausgewdhlte Bewerber aufgefordert werden, vor dem bzw. den
zustindigen Ausschiissen des Europdischen Parlaments eine
Erklirung abzugeben und Fragen von deren Mitgliedern zu
beantworten.

(2) Der Exekutivdirektor kann von einem oder mehreren
Direktoren unterstiitzt werden. Bei Abwesenheit oder Verhinde-
rung des Exekutivdirektors nimmt einer der Direktoren seine
Aufgaben wahr.

(3) Die Direktoren der Agentur werden aufgrund ihrer Leistung
und nachgewiesener, fiir die Zivilluftfahrt relevante Befdhigung
und Erfahrung ernannt. Die Direktoren werden auf Vorschlag des
Exekutivdirektors vom Verwaltungsrat ernannt oder entlassen.

(4) Die Amtszeit des Exekutivdirektors und der Direktoren
betrigt fiinf Jahre. Die Amtszeit der Direktoren ist verlingerbar,
die Amtszeit des Exekutivdirektors kann jedoch nur einmal
verldngert werden.

Artikel 40
Befugnisse der Beschwerdekammern

(1) In der Agentur werden eine oder mehrere Beschwerdekam-
mern eingerichtet.

(2) Die Beschwerdekammern sind fiir Entscheidungen tiber
Beschwerden gegen die in Artikel 44 genannten Entscheidungen
zustindig.

(3) Die Beschwerdekammern werden bei Bedarf einberufen.
Die Zahl der Beschwerdekammern und die Arbeitsaufteilung
werden von der Kommission nach dem in Artikel 65 Absatz 3
genannten Verfahren festgelegt.

Artikel 41
Zusammensetzung der Beschwerdekammern

(1) Eine Beschwerdekammer besteht aus einem Vorsitzenden
und zwei weiteren Mitgliedern.

(2) Dem Vorsitzenden und den weiteren Mitgliedern sind
Stellvertreter beigegeben, die sie bei Abwesenheit vertreten.

(3) Der Vorsitzende, die weiteren Mitglieder und deren Stell-
vertreter werden vom Verwaltungsrat anhand einer von der
Kommission festgelegten Liste qualifizierter Bewerber ernannt.

(4) Die Beschwerdekammer kann zwei zusitzliche Mitglieder
hinzuziehen, die sie anhand der in Absatz 3 genannten Liste
auswihlt, wenn sie der Ansicht ist, dass die Art der Beschwerde
dies erfordert.

(5) Die erforderlichen Qualifikationen der Mitglieder jeder
Beschwerdekammer, die Befugnisse der einzelnen Mitglieder in
der Vorphase der Entscheidungen sowie die Abstimmungsregeln
werden von der Kommission nach dem in Artikel 65 Absatz 3
genannten Verfahren festgelegt.

Artikel 42
Mitglieder der Beschwerdekammern

(1) Die Amtszeit der Mitglieder der Beschwerdekammern
einschlieBlich der Vorsitzenden und der Stellvertreter betragt
funf Jahre. Wiederernennung ist zuléssig.

(2) Die Mitglieder der Beschwerdekammern geniefen Unab-
hingigkeit. Bei ihren Entscheidungen sind sie an keinerlei
Weisungen gebunden.

(3) Die Mitglieder der Beschwerdekammern diirfen in der
Agentur keine sonstigen Tatigkeiten ausiiben. Die Tatigkeit als
Mitglied einer Beschwerdekammer kann nebenberuflich ausgetibt
werden.

(4) Die Mitglieder der Beschwerdekammern diirfen wihrend
ihrer jeweiligen Amtszeit nur aus schwer wiegenden Griinden
von der Kommission nach Stellungnahme des Verwaltungsrats
durch einen entsprechenden Beschluss ihres Amtes enthoben
oder aus der Liste qualifizierter Bewerber gestrichen werden.

Artikel 43
Ausschluss und Ablehnung

(1) Die Mitglieder der Beschwerdekammern diirfen nicht an
einem Beschwerdeverfahren mitwirken, das ihre personlichen
Interessen beriihrt oder wenn sie vorher als Vertreter eines an
diesem Verfahren Beteiligten titig gewesen sind oder wenn sie an
der Entscheidung in der Vorinstanz mitgewirkt haben.

(2) Ist ein Mitglied einer Beschwerdekammer aus einem der in
Absatz 1 aufgefiihrten Griinde oder aus einem sonstigen Grund
der Ansicht, an einem Beschwerdeverfahren nicht mitwirken zu
konnen, so teilt es dies der Beschwerdekammer mit.
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(3) Die Mitglieder der Beschwerdekammern konnen von jedem
am Beschwerdeverfahren Beteiligten aus einem der in Absatz 1
genannten Griinde oder wegen der Besorgnis der Befangenheit
abgelehnt werden. Die Ablehnung ist nicht zuldssig, wenn der
am Beschwerdeverfahren Beteiligte Verfahrenshandlungen vorge-
nommen hat, obwohl er den Ablehnungsgrund kannte. Die
Ablehnung darf nicht mit der Staatsangehorigkeit der Mitglieder
begriindet werden.

(4) Die Beschwerdekammern entscheiden iiber das Vorgehen in
den Fillen der Absdtze 2 und 3 ohne Mitwirkung des betroffenen
Mitglieds. Das betroffene Mitglied wird bei dieser Entscheidung
durch seinen Stellvertreter in der Beschwerdekammer ersetzt.

Artikel 44
Beschwerdefihige Entscheidungen

(1) Entscheidungen der Agentur nach den Artikeln 20, 21, 22,
23, 55 oder 64 sind mit der Beschwerde anfechtbar.

(2) Eine Beschwerde nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels
hat keine aufschiebende Wirkung. Die Agentur kann jedoch,
wenn die Umstdnde dies nach ihrer Auffassung gestatten, den
Vollzug der angefochtenen Entscheidung aussetzen.

(3) Eine Entscheidung, die ein Verfahren gegeniiber einem
Beteiligten nicht abschliefSt, ist nur zusammen mit der Endent-
scheidung beschwerdefahig, sofern nicht in der Entscheidung die
gesonderte Beschwerde vorgesehen ist.

Artikel 45
Beschwerdeberechtigte

Jede natiirliche oder juristische Person kann gegen die an sie
ergangenen Entscheidungen sowie gegen diejenigen Entscheidun-
gen Beschwerde einlegen, die, obwohl sie als an eine andere
Person gerichtete Entscheidung ergangen sind, sie unmittelbar
und individuell betreffen. Die Verfahrensbeteiligten sind in dem
Beschwerdeverfahren parteifdhig.

Artikel 46
Frist und Form

Die Beschwerde ist zusammen mit der Begriindung innerhalb
von zwei Monaten nach Bekanntgabe der Malnahmen an die
betreffende Person oder, sofern eine solche Bekanntgabe nicht
erfolgt ist, innerhalb von zwei Monaten ab dem Zeitpunkt, zu
dem die betreffende Person von der Malinahme Kenntnis erlangt
hat, schriftlich bei der Agentur einzulegen.

Artikel 47

Abhilfe

(1) Erachtet der Exekutivdirektor die Beschwerde als zuldssig
und begriindet, so hat er die Entscheidung zu korrigieren. Dies

gilt nicht, wenn dem Beschwerdefithrer ein anderer am
Beschwerdeverfahren Beteiligter gegeniibersteht.

(2) Wird die Entscheidung innerhalb eines Monats nach
Eingang der Beschwerdebegriindung nicht korrigiert, so ent-
scheidet die Agentur umgehend, ob sie gemifl Artikel 44
Absatz 2 Satz 2 den Vollzug der angefochtenen Entscheidung
aussetzt, und legt die Beschwerde der Beschwerdekammer vor.

Artikel 48
Priifung der Beschwerde

(1) Ist die Beschwerde zuldssig, so priift die Beschwerde-
kammer, ob die Beschwerde begriindet ist.

(2) Bei der Priifung der Beschwerde nach Absatz 1 geht die
Beschwerdekammer ziigig vor. Sie fordert die am Beschwerde-
verfahren Beteiligten so oft wie erforderlich auf, innerhalb
bestimmter Fristen eine Stellungnahme zu ihren Bescheiden oder
zu den Schriftsitzen der anderen am Beschwerdeverfahren
Beteiligten einzureichen. Die am Beschwerdeverfahren Beteiligten
haben das Recht, miindliche Erklarungen abzugeben.

Artikel 49
Beschwerdeentscheidungen

Die Beschwerdekammer wird entweder im Rahmen der Zustin-
digkeit der Agentur titig oder verweist die Angelegenheit an die
zustindige Stelle der Agentur zuriick. Diese ist an die Ent-
scheidung der Beschwerdekammer gebunden.

Artikel 50
Klagen vor dem Gerichtshof

(1) Beim Gerichtshof der Europdischen Gemeinschaften kann
Klage erhoben werden, um die Nichtigerklarung von fiir Dritte
rechtsverbindlichen Akten der Agentur zu erwirken, um eine
ungerechtfertigte Untitigkeit feststellen zu lassen oder um fiir
Schiden, die die Agentur in Ausibung ihrer Tatigkeiten
verursacht hat, Schadenersatz zu erlangen.

(2) Nichtigkeitsklagen beim Gerichtshof der Europdischen
Gemeinschaften gegen Entscheidungen der Agentur gemaf$ den
Artikeln 20, 21, 22, 23, 55 oder 64 sind erst zuldssig, nachdem
der interne Rechtsweg der Agentur ausgeschopft wurde.

(3) Die Agentur hat die Malnahmen zu ergreifen, die sich aus
dem Urteil des Gerichtshofs der Europdischen Gemeinschaften
ergeben.

Artikel 51
Unmittelbare Klage

Die Mitgliedstaaten und die Gemeinschaftsorgane kénnen beim
Gerichtshof unmittelbar Klage gegen Entscheidungen der
Agentur erheben.
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ABSCHNITT III
Arbeitsweise
Artikel 52

Verfahren fiir die Erarbeitung von Stellungnahmen,
Zulassungsspezifikationen und Anleitungen

(1) So bald wie moglich nach Inkrafttreten dieser Verordnung
legt der Verwaltungsrat transparente Verfahren fiir die Erarbei-
tung von Stellungnahmen, Zulassungsspezifikationen und
Anleitungen nach Artikel 18 Buchstaben a und c fest.

Die Verfahren umfassen Folgendes:

a)  Heranziehung des in den Luftfahrtbehorden der Mitglied-
staaten vorhandenen Sachverstandes;

b)  soweit erforderlich, Einbezichung geeigneter Sachverstindi-
ger aus den betroffenen Kreisen;

¢)  Gewihrleistung dafiir, dass die Agentur Dokumente ver-
offentlicht und die betroffenen Kreise auf breiter Grundlage
nach einem Zeitplan und einem Verfahren anhort, das die
Agentur auch dazu verpflichtet, schriftlich zum Anho-
rungsprozess Stellung zu nehmen.

(2) Erarbeitet die Agentur nach Artikel 19 Stellungnahmen,
Zulassungsspezifikationen und Anleitungen, die von den Mit-
gliedstaaten anzuwenden sind, so sieht sie ein Verfahren fiir die
Anhorung der Mitgliedstaaten vor. Zu diesem Zweck kann sie
eine Arbeitsgruppe einrichten, in die jeder Mitgliedstaat einen
Sachverstandigen entsenden kann.

(3) Die in Artikel 18 Buchstaben a und c genannten
Maflnahmen sowie die Verfahren, die nach Absatz 1 des
vorliegenden Artikels festgelegt werden, werden in einer amt-
lichen Veroffentlichung der Agentur veréffentlicht.

(4) Es werden besondere Verfahren festgelegt, mit denen
Sofortmafinahmen der Agentur als Reaktion auf ein Sicherheits-
problem geregelt und die einschldgigen betroffenen Kreise tiber
die von ihnen zu treffenden Maffnahmen unterrichtet werden.

Artikel 53
Verfahren fiir Einzelentscheidungen

(1) Der Verwaltungsrat legt transparente Verfahren fiir Einzel-
entscheidungen nach Artikel 18 Buchstabe d fest.

Im Rahmen dieser Verfahren

a)  wird gewihrleistet, dass natiirliche oder juristische Perso-
nen, an die sich die Entscheidung richten soll, und alle
anderen Kreise, die unmittelbar und individuell betroffen
sind, angehort werden;

b)  wird die Bekanntgabe der Entscheidung an natiirliche oder
juristische Personen sowie die Verdffentlichung der Ent-
scheidung geregelt;

¢)  werden die natiirliche oder juristische Person, an die die
Entscheidung gerichtet ist, und andere an dem Verfahren
Beteiligte iiber die der betreffenden Person nach dieser

Verordnung zur Verfigung stehenden Rechtsbehelfe unter-
richtet.

d)  wird gewihrleistet, dass die Entscheidung begriindet wird.

(2) Der Verwaltungsrat legt unter gebiihrender Beachtung des
Beschwerdeverfahrens Verfahren fiur die Einzelheiten der
Bekanntmachung von Entscheidungen fest.

(3) Es werden besondere Verfahren festgelegt, mit denen
Sofortmafinahmen der Agentur als Reaktion auf ein Sicherheits-
problem geregelt und die einschligigen betroffenen Kreise iiber
die von ihnen zu treffenden Maffnahmen unterrichtet werden.

Artikel 54
Inspektionen in den Mitgliedstaaten

(1) Unbeschadet der der Kommission durch den Vertrag
tibertragenen Durchfithrungsbefugnisse unterstiitzt die Agentur
die Kommission bei der Uberwachung der Anwendung dieser
Verordnung und ihrer Durchfithrungsbestimmungen, indem sie
bei den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten Inspektionen
zur Kontrolle der Normung gemifl Artikel 24 Absatz 1
durchfiihrt. Zu diesem Zweck sind die nach dieser Verordnung
bevollmichtigten Bediensteten und die Personen, die von den an
den Inspektionen beteiligten nationalen Behorden abgestellt sind,
befugt, im Einklang mit den Rechtsvorschriften des jeweiligen
Mitgliedstaats

a)  einschligige Aufzeichnungen, Daten, Verfahrensanweisun-
gen und sonstiges Material zu priifen, das fiir die Erreichung
eines Flugsicherheitsniveaus gemifl dieser Verordnung
relevant ist;

b) Kopien oder Ausziige dieser Aufzeichnungen, Daten,
Verfahrensanweisungen und sonstigen Materials anzufer-
tigen;

¢)  mindliche Erklirungen an Ort und Stelle anzufordern;

d) einschldgige Raumlichkeiten, Grundstiicke oder Verkehrs-
mittel zu betreten.

(2) Die Bediensteten der Agentur, die zu den Inspektionen nach
Absatz 1 bevollmachtigt sind, iiben ihre Befugnisse unter Vorlage
einer schriftlichen Vollmacht aus, in der Gegenstand und Zweck
der Inspektion sowie das Datum ihres Beginns angegeben sind.
Die Agentur unterrichtet den betreffenden Mitgliedstaat recht-
zeitig tiber die bevorstehende Inspektion und die Identitdt der
bevollmichtigten Bediensteten.

(3) Der betreffende Mitgliedstaat unterwirft sich den Inspektio-
nen und stellt sicher, dass betroffene Stellen und Personen bei
den Inspektionen mitarbeiten.

(4)  Wird aufgrund einer Inspektion gemif diesem Artikel die
Inspektion eines Unternehmens oder einer Unternehmensver-
einigung erforderlich, so gilt Artikel 55. Widersetzt sich ein
Unternehmen einer solchen Inspektion, so leistet der betreffende
Mitgliedstaat den von der Agentur bevollméchtigten Bediensteten
die notwendige Unterstiitzung, um ihnen die Durchfithrung der
Inspektion zu ermoglichen.
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(5) Berichte, die gemafl diesem Artikel erstellt wurden, werden
in der (den) Amtssprache(n) des Mitgliedstaats vorgelegt, in dem
die Inspektion stattgefunden hat.

Artikel 55
Untersuchung in Unternehmen

(1) Die Agentur kann selbst alle notwendigen Untersuchungen
von Unternehmen nach den Artikeln 7, 20, 21, 22, 23 sowie
Artikel 24 Absatz 2 durchfithren oder die nationalen Luftfahrt-
behorden oder qualifizierte Stellen damit betrauen. Diese
Untersuchungen erfolgen im Einklang mit den Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten, in denen sie durchzufithren sind. Zu
diesem Zweck sind die nach dieser Verordnung bevollmichtigten
Personen befugt,

a)  ecinschligige Aufzeichnungen, Daten, Verfahrensanweisun-
gen und sonstiges Material zu priifen, das fiir die Erfiillung
der Aufgaben der Agentur relevant ist;

b) Kopien oder Ausziige dieser Aufzeichnungen, Daten,
Verfahrensanweisungen und sonstigen Materials anzufer-
tigen;

¢)  mindliche Erklarungen an Ort und Stelle anzufordern;

d)  einschligige Raumlichkeiten, Grundstiicke oder Verkehrs-
mittel der Unternehmen zu betreten;

e) Inspektionen von Luftfahrzeugen in Zusammenarbeit mit
den Mitgliedstaaten durchzufithren.

(2) Die zu den Untersuchungen nach Absatz 1 bevollmachtig-
ten Personen tiben ihre Befugnisse unter Vorlage einer schrift-
lichen Vollmacht aus, in der Gegenstand und Zweck der
Untersuchung angegeben sind.

(3) Die Agentur unterrichtet den betreffenden Mitgliedstaat, in
dessen Hoheitsgebiet die Untersuchung erfolgen soll, rechtzeitig
iiber die bevorstehende Untersuchung und die Identitit der
bevollmichtigten Personen. Bedienstete des betreffenden
Mitgliedstaats unterstiitzen auf Antrag der Agentur die bevoll-
michtigten Personen bei der Durchfithrung ihrer Aufgaben.

Artikel 56
Jihrliches Arbeitsprogramm

Das jdhrliche Arbeitsprogramm bezweckt, die fortlaufende
Verbesserung der europiischen Flugsicherheit zu fordern, und
tragt den Zielen, dem Auftrag und den Aufgaben der Agentur, die
in dieser Verordnung festgelegt sind, Rechnung. Es wird klar
angegeben, welche Auftrige und Aufgaben der Agentur im
Vergleich zum Vorjahr hinzugefiigt, geindert oder zuriickge-
nommen worden sind.

Bei der Gestaltung des jahrlichen Arbeitsprogramms wird die
Methode zugrunde gelegt, die von der Kommission im Rahmen
des mafnahmenbezogenen Managements (ABM) verwendet
wird.

Artikel 57
Jahresbericht

Im Jahresbericht wird dargelegt, wie die Agentur ihr jahrliches
Arbeitsprogramm umgesetzt hat. Es wird klar angegeben, welche
Auftrage und Aufgaben der Agentur im Vergleich zum Vorjahr
hinzugefiigt, gedndert oder zuriickgenommen worden sind.

Darin werden die von der Agentur durchgefithrten Maffnahmen
aufgezeigt und deren Ergebnisse im Hinblick auf die vorgege-
benen Ziele und den dafiir festgelegten Zeitplan, die mit diesen
Mafnahmen verbundenen Risiken, den Ressourceneinsatz und
die allgemeine Arbeitsweise der Agentur bewertet.

Artikel 58
Transparenz und Kommunikation

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 findet auf die
Dokumente der Agentur Anwendung.

(2) Die Agentur kann von sich aus die Kommunikation in ihren
Aufgabenbereichen tibernehmen. Sie stellt insbesondere sicher,
dass zusitzlich zu der Veroffentlichung nach Artikel 52 Absatz 3
die Offentlichkeit und die betroffenen Kreise rasch objektive,
zuverldssige und leicht verstindliche Informationen iiber ihre
Arbeit erhalten.

(3) Jede natiirliche oder juristische Person kann sich in jeder der
in Artikel 314 des Vertrags genannten Sprachen schriftlich an die
Agentur wenden. Die natiirliche oder juristische Person hat
Anspruch auf eine Antwort in derselben Sprache.

(4) Die Informationen, von denen die Agentur nach dieser
Verordnung Kenntnis erhalt, unterliegen der Verordnung (EG)
Nr. 45/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
18. Dezember 2000 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und
Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenver-

kehr (1).

ABSCHNITT IV
Finanzvorschriften
Artikel 59
Haushalt

(1) Die Einnahmen der Agentur setzen sich zusammen aus
a)  einem Beitrag der Gemeinschaft,

b)  einem Beitrag jedes europdischen Drittlands, mit dem die
Gemeinschaft Ubereinkiinfte gemafS Artikel 66 geschlossen
hat,

¢)  den Gebiihren, die Antragsteller und Inhaber von Zulassun-
gen bzw. Zeugnissen und Genehmigungen der Agentur
zahlen,

d)  Entgelten fiir Veroffentlichungen, Ausbildungsmafnahmen
und sonstige von der Agentur erbrachte Dienstleistungen
sowie

) ABLL 8 vom 12.1.2001, S. 1.

—
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e) allen freiwilligen Finanzbeitrdgen von Mitgliedstaaten,
Drittlindern oder anderen Einrichtungen, sofern diese
Beitrdge die Unabhingigkeit und Unparteilichkeit der
Agentur nicht beeintrichtigen.

(2) Die Ausgaben der Agentur umfassen die Ausgaben fiir
Personal-, Verwaltungs-, Infrastruktur- und Betriebsaufwendun-
gen.

(3) Einnahmen und Ausgaben sind auszugleichen.

(4) Der Haushalt fiir Vorschriftenerstellung und die fiir
Zertifizierungstatigkeiten erhobenen und eingezogenen Gebiih-
ren miissen getrennt im Haushalt der Agentur ausgewiesen
werden.

(5) Auf der Grundlage eines Entwurfs eines Voranschlags der
Einnahmen und Ausgaben stellt der Verwaltungsrat jedes Jahr
den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben der Agentur fiir
das folgende Haushaltsjahr auf.

(6) Der in Absatz 4 genannte Voranschlag umfasst auch einen
vorldufigen Stellenplan und wird der Kommission und den
Staaten, mit denen die Gemeinschaft Ubereinkiinfte gemif
Artikel 66 geschlossen hat, zusammen mit dem vorldufigen
Arbeitsprogramm  spatestens am 31. Mirz durch den Ver-
waltungsrat zugeleitet.

(7) Die Kommission iibermittelt den Voranschlag zusammen
mit dem Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der Europdischen
Union der Haushaltsbehorde.

(8) Die Kommission setzt auf der Grundlage des Voranschlags
die von ihr fur erforderlich erachteten Mittelansitze fiir den
Stellenplan und den Betrag des Zuschusses aus dem Gesamt-
haushaltsplan in den Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der
Europiischen Union ein, den sie gemafd Artikel 272 des Vertrags
der Haushaltsbehorde vorlegt.

(9) Die Haushaltsbehorde bewilligt die Mittel fiir den Zuschuss
fur die Agentur. Die Haushaltsbehorde stellt den Stellenplan der
Agentur fest.

(10) Der Haushaltsplan wird vom Verwaltungsrat festgestellt.
Er wird endgiiltig, wenn der Gesamthaushaltsplan der Euro-
pdischen Union endgiiltig festgestellt ist. Er wird gegebenenfalls
entsprechend angepasst.

(11) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushaltsbehorde
schnellstmoglich iiber alle von ihm geplanten Vorhaben, die
erhebliche finanzielle Auswirkungen auf die Finanzierung des
Haushaltsplans haben konnten, was insbesondere fiir Immobi-
lienvorhaben wie die Anmietung oder den Erwerb von Gebauden
gilt. Er setzt die Kommission von diesen Vorhaben in Kenntnis.

Hat ein Teil der Haushaltsbehorde mitgeteilt, dass er eine
Stellungnahme abgeben will, so iibermittelt er diese Stellung-
nahme dem Verwaltungsrat innerhalb von sechs Wochen nach
der Unterrichtung tiber das Vorhaben.

Artikel 60
Ausfithrung und Kontrolle des Haushaltsplans

(1) Der Exekutivdirektor fithrt den Haushaltsplan der Agentur
aus.

(2) Spitestens am 1. Marz nach dem Ende des Haushaltsjahres
tibermittelt der Rechnungsfithrer der Agentur dem Rechnungs-
fihrer der Kommission die vorldufigen Rechnungen zusammen
mit dem Bericht iiber die Haushaltsfiihrung und das Finanz-
management fur das abgeschlossene Haushaltsjahr. Der Rech-
nungsfithrer der Kommission konsolidiert die vorldufigen
Rechnungen der Organe und dezentralisierten Einrichtungen
gemdfd Artikel 128 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/
2002 des Rates vom 25. Juni 2002 tiber die Haushaltsordnung
fur den Gesamthaushaltsplan der Europdischen Gemeinschaf-
ten (1).

(3) Spatestens am 31. Marz nach dem Ende des Haushaltsjahrs
tibermittelt der Rechnungsfithrer der Kommission dem Rech-
nungshof die vorlaufigen Rechnungen der Agentur zusammen
mit dem Bericht iiber die Haushaltsfithrung und das Finanz-
management fiir das abgeschlossene Haushaltsjahr. Der Bericht
tiber die Haushaltsfuhrung und das Finanzmanagement fiir das
Haushaltsjahr geht auch dem Europdischen Parlament und dem
Rat zu.

(4) Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofes zu
den vorldufigen Rechnungen der Agentur gemif Artikel 129 der
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 stellt der Exekutivdi-
rektor in eigener Verantwortung die endgiiltigen Jahresabschliisse
der Agentur auf und legt sie dem Verwaltungsrat zur Stellung-
nahme vor.

(5) Der Verwaltungsrat gibt eine Stellungnahme zu den
endgiiltigen Jahresabschliissen der Agentur ab.

(6) Der Exekutivdirektor leitet diese endgiiltigen Jahresab-
schliisse zusammen mit der Stellungnahme des Verwaltungsrats
spitestens am 1. Juli nach dem Ende Haushaltsjahrs dem
Europdischen Parlament, dem Rat, der Kommission und dem
Rechnungshof zu.

(7) Die endgiiltigen Jahresabschliisse werden veroffentlicht.

(8) Der Exekutivdirektor iibermittelt dem Rechnungshof spi-
testens am 30. September eine Antwort auf seine Bemerkungen.
Diese Antwort geht auch dem Verwaltungsrat zu.

(9) Der Exekutivdirektor unterbreitet dem Europdischen Parla-
ment auf dessen Anfrage hin gemafl Artikel 146 Absatz 3 der
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 alle Informationen,
die fir die ordnungsgemifle Abwicklung des Entlastungsver-
fahrens fiir das betreffende Haushaltsjahr erforderlich sind.

(10)  Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter Mehrheit
beschliefSt, erteilt das Europdische Parlament dem Exekutivdirek-
tor vor dem 30. April des Jahres N + 2 Entlastung zur
Ausfiihrung des Haushaltsplans fiir das Jahr N.

() ABL L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Zuletzt geindert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1525/2007 (ABL. L 343 vom 27.12.2007, S. 9).
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Artikel 61
Betrugsbekimpfung

(1) Zur Bekdmpfung von Betrug, Korruption und sonstigen
rechtswidrigen Handlungen finden die Vorschriften der Ver-
ordnung (EG) Nr. 10731999 des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 25. Mai 1999 iiber die Untersuchungen des
Europiischen Amtes fiir Betrugsbekdmpfung (OLAF) (') ohne
Einschrinkung Anwendung.

(2) Die Agentur tritt der Interinstitutionellen Vereinbarung
vom 25. Mai 1999 zwischen dem Europdischen Parlament, dem
Rat der Europdischen Union und der Kommission der
Europdischen Gemeinschaften tiber die internen Untersuchungen
des Europiischen Amtes fiir Betrugsbekdmpfung (OLAF) () bei
und erldsst unverziiglich die entsprechenden Vorschriften, die fir
samtliche Mitarbeiter der Agentur gelten.

(3) Die Finanzierungsbeschliisse sowie die sich daraus ergeb-
enden Durchfithrungsvertrage und -instrumente sehen ausdriick-
lich vor, dass der Rechnungshof und das OLAF erforderlichenfalls
eine Vor-Ort-Kontrolle bei den Empfingern der Mittel der
Agentur sowie bei den verteilenden Stellen durchfithren kénnen.

Artikel 62
Bewertung

(1) Der Verwaltungsrat gibt vor Ablauf von drei Jahren nach
der Aufnahme der Arbeit durch die Agentur und danach alle funf
Jahre eine unabhidngige externe Bewertung der Durchfithrung
dieser Verordnung in Auftrag.

(2) Im Rahmen der Bewertung ist zu priifen, wie effizient die
Agentur ihren Auftrag erfullt. Desgleichen ist zu beurteilen,
inwieweit diese Verordnung, die Agentur und ihre Arbeitsweise
zu einem hohen Niveau der zivilen Flugsicherheit beigetragen
haben. Bei der Bewertung werden die Standpunkte der beteiligten
Kreise auf europiischer wie auf nationaler Ebene beriicksichtigt.

(3) Die Ergebnisse der Bewertung werden dem Verwaltungsrat
tibermittelt; dieser legt der Kommission Empfehlungen fir
Anderungen dieser Verordnung, der Agentur und deren Arbeits-
weise vor, die diese zusammen mit ihrer Stellungnahme und
geeigneten Vorschligen dem Europdischen Parlament und dem
Rat tibermitteln kann. Gegebenenfalls ist ein Aktionsplan mit
Zeitplan beizufiigen. Die Ergebnisse und die Empfehlungen sind
zu verdffentlichen.

Artikel 63
Finanzvorschriften

Der Verwaltungsrat erldsst nach Konsultation der Kommission
die fiir die Agentur geltende Finanzregelung. Diese darf von der
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2343/2002 der Kommission vom
19. November 2002 betreffend die Rahmenfinanzregelung fiir
Einrichtungen gemif$ Artikel 185 der Verordnung (EG, Euratom)
Nr. 1605/2002 des Rates iiber die Haushaltsordnung fiir den

() ABL L 136 vom 31.5.1999, S. 1.
() ABL L 136 vom 31.5.1999, S. 15.

Gesamthaushaltsplan der Europdischen Gemeinschaften (°) nur
abweichen, wenn besondere Merkmale der Funktionsweise der
Agentur es erfordern und nachdem die Kommission dem
zugestimmt hat.

Artikel 64
Gebiihren und Entgelte

(1) Die MaRnahmen zur Anderung nicht wesentlicher Bestim-
mungen dieses Artikels durch Ergdnzung in Bezug auf die
Gebithrenordnung werden nach dem in Artikel 65 Absatz 4
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.

(2) Die Kommission konsultiert den Verwaltungsrat zum
Entwurf der Mafinahmen gemafS Absatz 1.

(3) Die Maflnahmen gemafd Absatz 1 bestimmen insbesondere
die Tatbestinde, fiir die nach Artikel 59 Absatz 1 Buchstaben ¢
und d Gebiihren und Entgelte zu entrichten sind, die Hohe der
Gebiihren und Entgelte und die Art der Entrichtung.

(4) Gebihren und Entgelte werden erhoben fiir

a) die Ausstellung und Verlingerung von Zulassungen bzw.
Zeugnissen sowie die damit zusammenhangenden Tatigkei-
ten der fortlaufenden Aufsicht;

b) die Erbringung von Dienstleistungen; dabei sind die
tatsichlichen Kosten der Erbringung im Einzelfall zugrunde
zu legen;

¢) die Bearbeitung von Beschwerden.

Alle Gebithren und Entgelte werden in Euro ausgedriickt und
sind in Euro zahlbar.

(5) Die Hohe der Gebiihren und Entgelte ist so zu bemessen,
dass die Einnahmen hieraus grundsitzlich die vollen Kosten der
erbrachten Leistungen decken. Diese Gebiithren und Entgelte,
einschlieflich der 2007 eingenommenen, sind zweckgebundene
Einnahmen der Agentur.

KAPITEL IV
SCHLUSSBESTIMMUNGEN
Artikel 65
Ausschuss

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstiitzt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 3 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung
von dessen Artikel 8.

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung
von dessen Artikel 8.

() ABL L 357 vom 31.12.2002, S. 72.
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Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf einen Monat festgesetzt.

(4) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
Artikel 5a Absitze 1 bis 4 und Artikel 7 des Beschlusses
1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8.

(5) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
Artikel 5a Absitze 1 bis 4 und Absatz 5 Buchstabe b sowie
Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von
dessen Artikel 8.

Die Zeitriume nach Artikel 5a Absatz 3 Buchstabe ¢, Absatz 4
Buchstabe b und Absatz 4 Buchstabe e des Beschlusses 1999/
468/EG werden auf 20 Tage festgesetzt.

(6) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
Artikel 5a Absatz 1, Absatz 2, Absatz 4, Absatz 5 Buchstabe b
und Absatz 6 und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter
Beachtung von dessen Artikel 8.

(7)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 6
des Beschlusses 1999/468/EG.

Vor der Beschlussfassung hort die Kommission den in Absatz 1
des vorliegenden Artikels genannten Ausschuss.

Der Zeitraum nach Artikel 6 Buchstabe b des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

Befasst ein Mitgliedstaat den Rat mit einem Beschluss der
Kommission, so kann der Rat mit qualifizierter Mehrheit binnen
drei Monaten einen anders lautenden Beschluss fassen.

Artikel 66
Beteiligung europiischer Drittlinder

Die Agentur steht der Beteiligung europdischer Drittlander offen,
die Vertragsparteien des Abkommens von Chicago sind und mit
der Europdischen Gemeinschaft Ubereinkiinfte geschlossen
haben, nach denen sie das Gemeinschaftsrecht auf dem von
dieser Verordnung und ihren Durchfithrungsbestimmungen
erfassten Gebiet tibernehmen und anwenden.

GemiR den einschligigen Bestimmungen dieser Ubereinkiinfte
werden Vereinbarungen erarbeitet, die unter anderem Art und
Umfang der Beteiligung dieser Linder an den Arbeiten der
Agentur sowie detaillierte Regeln dafiir, einschlieSlich Bestim-
mungen zu Finanzbeitrdgen und Personal, festlegen.

Artikel 67
Aufnahme der Titigkeiten der Agentur

(1) Die Agentur nimmt die ihr nach Artikel 20 obliegenden
Zulassungsaufgaben ab dem 28. September 2003 auf. Bis zu
diesem Zeitpunkt wenden die Mitgliedstaaten weiterhin die
einschlagigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften an.

(2) Wihrend einer zusitzlichen Ubergangszeit von 42 Mona-
ten ab dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt konnen die
Mitgliedstaaten abweichend von den Artikeln 5, 6, 12 und 20
unter den Bedingungen, die die Kommission in den ent-
sprechenden Mafinahmen festlegt, weiterhin Zulassungen bzw.
Zeugnisse und Genehmigungen ausstellen. Fiir den Fall, dass die
Mitgliedstaaten in diesem Zusammenhang Zulassungen bzw.
Zeugnisse auf der Grundlage von Zulassungen bzw. Zeugnissen
ausstellen, die Drittlander erteilt haben, wird in den Manahmen
der Kommission den in Artikel 12 Absatz 2 Buchstaben b und ¢
niedergelegten Grundsitzen gebithrend Rechnung getragen.

Artikel 68
Sanktionen

Die Mitgliedstaaten legen Sanktionen fiir Verstofie gegen diese
Verordnung und ihre Durchfithrungsbestimmungen fest. Die
Sanktionen miissen wirksam, verhaltnismafig und abschreckend
sein.

Artikel 69
Aufhebung

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 wird unbeschadet des
Unterabsatzes 2 aufgehoben.

Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als
Bezugnahmen auf die vorliegende Verordnung und sind nach
der Entsprechungstabelle in Anhang VI zu lesen.

(2) Die Richtlinie 91/670/EWG wird mit Inkrafttreten der in
Artikel 7 Absatz 6 genannten Mafinahmen aufgehoben.

(3) Anhang III der Verordnung (EWG) Nr. 392291 wird mit
Inkrafttreten der entsprechenden in Artikel 8 Absatz 5 genann-
ten Mafinahmen gestrichen.

(4) Fir Erzeugnisse, Teile und Ausriistungen, Organisationen
und Personen, deren Zulassung gemaf$ den in den Absitzen 1, 2
und 3 des vorliegenden Artikels genannten Vorschriften erteilt
oder anerkannt worden ist, gilt Artikel 11.

(5) Die Richtlinie 2004/36/EG wird mit Inkrafttreten der in
Artikel 10 Absatz 5 der vorliegenden Verordnung genannten
Maflnahmen unbeschadet der in Artikel 8 Absatz 2 jener
Richtlinie genannten Durchfithrungsbestimmungen aufgehoben.

Artikel 70
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver-
offentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Die Artikel 5, 6, 7, 8, 9 und 10 gelten ab den in den jeweiligen
Durchfithrungsbestimmungen vorgesehenen Zeitpunkten, spi-
testens aber ab 8. April 2012.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Straffburg am 20. Februar 2008.

Im Namen des Rates
Der Prisident
J. LENARCIC

Im Namen des Europdischen Parlaments
Der Prasident
H.-G. POTTERING
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1.b.

1.b.1.

1.b.2.

1.b.3.

1.b.4.

l.c

l.cl.

1.c.2.

ANHANG 1

Grundlegende Anforderungen an die Lufttiichtigkeit gemif Artikel 5

Integritdt des Erzeugnisses: Die Integritat des Erzeugnisses muss fiir alle vorgesehenen Flugbedingungen wihrend der
Betriebslebensdauer des Luftfahrzeugs sichergestellt sein. Die Einhaltung aller Anforderungen muss durch Bewertung oder
Analyse, erforderlichenfalls durch Priifungen gestiitzt, nachgewiesen werden.

Tragende Teile und Werkstoffe: Die Integritit der Struktur muss iiber den gesamten Betriebsbereich des
Luftfahrzeugs einschlieflich seines Antriebssystems und in ausreichendem MafSe dariiber hinaus sichergestellt sein
und wihrend der Betriebslebensdauer des Luftfahrzeugs aufrechterhalten werden.

Alle Teile des Luftfahrzeugs, deren Ausfall die Integritit der Struktur beeintrachtigen konnte, miissen folgenden
Bedingungen entsprechen, ohne dass es zu schadlicher Verformung oder zum Ausfall kommt. Dies gilt auch fur
alle Gegenstinde mit erheblicher Masse und ihre Riickhaltemittel.

Alle Kombinationen von Belastungen, die nach verniinftigem Ermessen innerhalb des Gewichtsbereichs, des
Bereichs der Schwerpunktlage, des Betriebsbereichs und der Betriebslebensdauer des Luftfahrzeugs und in
ausreichendem Maf dariiber hinaus auftreten konnen, sind zu berticksichtigen. Hierzu zahlen Belastungen durch
Boen, Flugmanover, Druckbeaufschlagung, bewegliche Oberflichen sowie Steuerungs- und Antriebssysteme
sowohl wihrend des Fluges als auch am Boden.

Belastungen und mogliche Ausfille aufgrund von Notlandungen oder Notwasserungen sind zu beriicksichtigen.
Dynamische Effekte sind durch das Antwortverhalten der Struktur auf diese Belastungen abzudecken.
Das Luftfahrzeug darf keine aeroelastische Instabilitdt und keine ibermafigen Vibrationen aufweisen.

Herstellungsverfahren und Werkstoffe, die beim Bau des Luftfahrzeugs zum Einsatz kommen, miissen bekannte
und reproduzierbare konstruktive Eigenschaften aufweisen. Durch das Betriebsumfeld bedingte Anderungen der
Leistungskennwerte der Werkstoffe miissen beriicksichtigt werden.

Die Auswirkungen zyklischer Belastung, Beeintrichtigungen durch Umwelteinfliisse, Unfallschaden und Einzel-
schiden diirfen nicht dazu fiihren, dass die Integritit der Struktur so weit abfillt, dass ein annehmbares Niveau der
Restwiderstandsfahigkeit unterschritten wird. Alle erforderlichen Anweisungen, die die fortdauernde Luft-
tiichtigkeit in dieser Hinsicht gewihrleisten, sind bekannt zu machen.

Antrieb: Die Integritit des Antriebssystems (d. h. des Triebwerks und gegebenenfalls des Propellers) muss iiber den
gesamten Betriebsbereich des Antriebssystems und in ausreichendem Mafle dariiber hinaus wiahrend der
Betriebslebensdauer des Antriebssystems nachweislich sichergestellt sein.

Das Antriebssystem muss innerhalb der angegebenen Grenzen und unter Beriicksichtigung von Umwelt-
auswirkungen und -bedingungen den geforderten Schub oder die geforderte Leistung unter allen erforderlichen
Flugbedingungen erbringen.

Herstellungsverfahren und Werkstoffe, die beim Bau des Antriebssystems zum Einsatz kommen, miissen ein
bekanntes und reproduzierbares konstruktives Verhalten aufweisen. Durch das Betriebsumfeld bedingte
Anderungen der Leistungskennwerte der Werkstoffe miissen beriicksichtigt werden.

Die Auswirkungen zyklischer Belastung, Beeintrichtigungen durch Umwelt- und Betriebseinfliisse und daraus
resultierende mogliche Ausfille von Teilen diirfen nicht dazu fithren, dass die Integritit des Antriebssystems unter
ein annehmbares Niveau abfillt. Alle erforderlichen Anweisungen, die die fortdauernde Lufttiichtigkeit in dieser
Hinsicht gewahrleisten, sind bekannt zu machen.

Alle erforderlichen Anweisungen, Informationen und Anforderungen an die sichere und ordnungsgemife
Verbindung zwischen dem Antriebssystem und dem Luftfahrzeug sind bekannt zu machen.

Systeme und Ausriistungen

Das Luftfahrzeug darf keine konstruktiven Eigenschaften oder Einzelheiten aufweisen, die erfahrungsgemaf
gefahrlich sind.

Das Luftfahrzeug und alle Systeme, Ausriistungen und Gerite, die fiir die Musterzulassung oder aufgrund von
Betriebsvorschriften erforderlich sind, miissen unter allen vorhersehbaren Betriebsbedingungen iiber den gesamten
Betriebsbereich des Luftfahrzeugs und in hinreichendem Mafe dariiber hinaus bestimmungsgemif funktionieren,
wobei dem Betriebsumfeld des Systems, der Ausriistung oder des Gerits gebithrend Rechnung zu tragen ist.
Andere Systeme, Ausriistungen und Gerite, die fiir die Musterzulassung oder aufgrund von Betriebsvorschriften
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nicht erforderlich sind, diirffen — auch im Falle einer Fehlfunktion — die Sicherheit nicht verringern und das
ordnungsgemafle Funktionieren anderer Systeme, Ausriistungen oder Gerdte nicht beeintrdchtigen. Systeme,
Ausriistungen und Gerdte miissen ohne auflergewohnliche Fahigkeiten mit normalem Kraftaufwand bedienbar
sein.

Systeme, Ausriistungen und zugehorige Gerdte von Luftfahrzeugen miissen sowohl einzeln als auch in Beziechung
zueinander so konstruiert sein, dass ein einzelner Ausfall, bei dem nicht nachgewiesen wurde, dass er dufSerst
unwahrscheinlich ist, nicht zu einem verhidngnisvollen Totalausfall fithren kann, und die Wahrscheinlichkeit eines
Ausfalls muss umgekehrt proportional zur Schwere seiner Auswirkungen auf das Luftfahrzeug und seine Insassen
sein. In Bezug auf das genannte Einzelausfall-Kriterium wird anerkannt, dass hinsichtlich der Grofe und der
allgemeinen Auslegung des Luftfahrzeugs eine angemessene Toleranz vorzusehen ist und dass dies moglicherweise
dazu fiihrt, dass einige Teile und Systeme von Hubschraubern und Kleinflugzeugen dieses Einzelausfall-Kriterium
nicht erfillen konnen.

Fiir die sichere Durchfithrung des Fluges erforderliche Informationen und Informationen iiber unsichere Zustinde
miissen der Besatzung oder gegebenenfalls dem Instandhaltungspersonal deutlich, kohdrent und unzweideutig
mitgeteilt werden. Systeme, Ausriistungen und Steuerungs- und Kontrolleinrichtungen, einschlieflich optischer
und akustischer Signaleinrichtungen, miissen so konstruiert und angeordnet sein, dass Fehler, die zum Entstehen
von Gefahren beitragen konnten, minimiert werden.

Es miissen konstruktive Vorkehrungen getroffen werden, um Gefahren fiir das Luftfahrzeug und die Insassen
aufgrund von hinreichend wahrscheinlichen Bedrohungen sowohl innerhalb als auch aufSerhalb des Luftfahrzeugs
zu minimieren; hierzu zihlt auch der Schutz vor der Moglichkeit, dass bei Luftfahrzeugbauteilen erhebliche
Storungen auftreten oder dass sie auseinanderbrechen.

Erhaltung der Lufttiichtigkeit

Es sind Anweisungen fiir die Erhaltung der Lufttiichtigkeit aufzustellen, um zu gewdhrleisten, dass der
Lufttiichtigkeitszustand des Luftfahrzeugs nach der Zulassung iiber die gesamte Betriebslebensdauer des
Luftfahrzeugs aufrechterhalten wird.

Es sind Vorkehrungen zu treffen, um die Inspektion, die Einstellung, das Schmieren, den Ausbau oder den
Austausch von Teilen und Geriten zu ermoglichen, soweit dies fiir die Erhaltung der Lufttiichtigkeit erforderlich ist.

Die Anweisungen fiir die Erhaltung der Lufttiichtigkeit sind — je nach Informationsumfang — in Form eines oder
mehrerer Handbiicher zu erteilen. Die Handbiicher miissen Anweisungen fiir Instandhaltung und Instandsetzung,
Angaben zu Wartungsarbeiten sowie Verfahrensanweisungen fiir die Fehlerbehebung und Inspektion enthalten
und in einem praktisch handhabbaren Format ausgefiithrt werden.

Die Anweisungen fiir die Erhaltung der Lufttiichtigkeit miissen Angaben zur Beschrinkung der Lufttiichtigkeit
enthalten, in denen jeweils verbindliche Austauschfristen, Inspektionsintervalle und entsprechende Verfahrens-
anweisungen fur die Inspektion festgelegt werden.

Auf die Lufttiichtigkeit bezogene Aspekte des Betriebs der Erzeugnisse

Die folgenden Voraussetzungen miissen nachweislich gegeben sein, damit wihrend des Betriebs des Erzeugnisses
ein zufrieden stellendes Sicherheitsniveau fiir Personen an Bord oder am Boden gewihrleistet ist:

Die Betriebsarten, fiir die das Luftfahrzeug zugelassen ist, miissen festgelegt sein; ebenso miissen fiir den sicheren
Betrieb notwendige Beschrankungen und Angaben, einschlieSlich Umweltbeschrankungen und Leistungsangaben,
festgelegt sein.

Das Luftfahrzeug muss unter allen vorgesehenen Betriebsbedingungen, auch nach Ausfall eines oder gegebenenfalls
mehrerer Antricbssysteme, sicher steuerbar und manovrierbar sein. Der Muskelkraft des Piloten, der
Flugdeckumgebung, der Arbeitsbelastung des Piloten und anderen menschlichen Faktoren sowie der Flugphase
und der Flugdauer ist gebithrend Rechnung zu tragen.

Es muss moglich sein, reibungslos von einer Flugphase in eine andere iiberzugehen, ohne dass unter den
wahrscheinlichen Betriebsbedingungen in aufergewohnlichem Maf Flugfahigkeiten, Wachsamkeit, Muskelkraft
oder Arbeitsaufwand erforderlich sind.

Die Stabilitdt des Luftfahrzeugs muss so beschaffen sein, dass die an den Piloten gestellten Anforderungen unter
Berticksichtigung der Flugphase und der Flugdauer nicht ibermafig sind.

Es sind Verfahrensanweisungen fiir Normalbetrieb, Ausfallzustinde und Notfallsituationen zu erstellen.

Es miissen dem Typ angepasste Warnvorrichtungen oder andere Préventionsvorkehrungen, die ein Uberschreiten
des normalen Flugleistungsbereichs verhindern sollen, vorhanden sein.



19.3.2008

Amtsblatt der Europaischen Union

L 79/31

2.a.7.

2b.

2.c.

2.c.1.

2.c.2.

2.c.3.

3.a.

3.a.l.

3.a.2.

3.a.3.

3.a.4.

3.b.

Die Eigenschaften des Luftfahrzeugs und seiner Systeme miissen ein sicheres Beenden von Grenzflugzustidnden, die
moglicherweise erreicht werden, gestatten.

Die Angaben zu Betriebsgrenzen und andere Informationen, die fiir den sicheren Betrieb erforderlich sind, miissen
den Besatzungsmitgliedern zuginglich gemacht werden.

Der Betrieb von Erzeugnissen muss vor Gefahren durch widrige duffere oder innere Einfliisse, einschliefSlich
Umwelteinfliissen, geschiitzt werden.

Insbesondere darf die wihrend des Betriebs des Erzeugnisses begriindet zu erwartende Einwirkung von
Phianomenen wie schlechtes Wetter, Blitzschlag, Vogelschlag, hochfrequente Strahlungsfelder, Ozon usw. zu
keinem unsicheren Zustand fiithren.

Die Fluggastraume miissen fiir die Fluggiste angemessene Beforderungsbedingungen und einen ausreichenden
Schutz vor allen erwarteten Gefahren im Flugbetrieb oder bei Notfallsituationen, einschlielich Feuer, Rauch und
giftige Gase sowie Gefahren aufgrund eines plotzlichen Druckabfalls, schaffen. Es sind Vorkehrungen zu treffen,
um den Insassen im Falle einer Notlandung oder Notwasserung nach verniinftigem Ermessen die Moglichkeit zu
eroffnen, schwere Verletzungen zu vermeiden und das Luftfahrzeug ziigig zu verlassen, und um sie vor den
Auswirkungen der Verzogerungskrifte zu schiitzen. Es miissen klare und unzweideutige Zeichen oder Durchsagen
vorgesehen werden, um den Insassen erforderlichenfalls Anweisungen iiber angemessenes sicheres Verhalten und
die Lage und ordnungsgemife Verwendung von Sicherheitsausriistungen erteilen zu konnen. Die erforderlichen
Sicherheitsausriistungen miissen schnell zugénglich sein.

Die Flugbesatzungsrdaume miissen so ausgelegt sein, dass sowohl der Flugbetrieb, einschlieflich Vorkehrungen fiir
die Lageerkennung, als auch die Bewiltigung aller erwarteten Situationen und Notfille erleichtert werden. Das
Umfeld der Flugbesatzungsrdume darf die Fihigkeit der Flugbesatzung zur Ausiibung ihrer Aufgaben nicht
beeintrichtigen; es ist so auszulegen, dass eine Storung wahrend des Betriebs und eine Fehlbedienung der
Betitigungseinrichtungen vermieden werden.

Organisationen (einschlieflich natiirlicher Personen, die im Rahmen des Entwurfs, der Herstellung oder der Instandhaltung
tatig werden)

Eine Organisationszulassung wird erteilt, wenn die folgenden Bedingungen erfiillt sind:

Die Organisation verfiigt tiber alle fiir das Arbeitsspektrum erforderlichen Mittel. Hierzu zahlen unter anderem:
Einrichtungen, Personal, Ausriistung, Werkzeuge und Material, schriftlich fixierte Aufgaben, Verantwortlichkeiten
und Verfahren, Zugang zu einschlagigen Daten und Fithrung von Aufzeichnungen.

Die Organisation fithrt ein Managementsystem ein und erhalt es aufrecht, um die Einhaltung der grundlegenden
Anforderungen fiir die Lufttiichtigkeit zu gewahrleisten, und strebt die fortlaufende Verbesserung dieses Systems
an.

Die Organisation trifft Vereinbarungen mit anderen einschldgigen Organisationen, soweit dies erforderlich ist, um
die fortdauernde Einhaltung der grundlegenden Anforderungen fiir die Lufttiichtigkeit zu gewihrleisten.

Die Organisation richtet ein System zur Meldung und/oder Bearbeitung von Vorfillen ein, das in den Rahmen des
Managementsystems nach Abschnitt 3.a.2 und der Vereinbarungen nach Abschnitt 3.a.3 eingebunden wird, um
einen Beitrag zur standigen Verbesserung der Sicherheit der Erzeugnisse zu leisten.

Im Falle von Organisationen fiir Instandhaltungsausbildung gelten die Bedingungen der Abschnitte 3.a.3 und 3.a.4
nicht.
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ANHANG 11

Luftfahrzeuge gemifl Artikel 4 Absatz 4

Artikel 4 Absitze 1, 2 und 3 gilt nicht fiir Luftfahrzeuge, die zu mindestens einer der nachfolgenden Kategorien gehoren:

a)

historische Luftfahrzeuge, die folgende Kriterien erfiillen:
i) technisch weniger komplizierte Luftfahrzeuge,
—  deren urspriingliche Auslegung vor dem 1.1.1955 festgelegt wurde und
—  deren Produktion vor dem 1.1.1975 eingestellt wurde,
oder
ii)  Luftfahrzeuge von eindeutiger historischer Bedeutung
—  aufgrund der Teilnahme an einem bemerkenswerten historischen Ereignis oder
—  als wichtiger Schritt in der Entwicklung der Luftfahrt oder
— aufgrund einer wichtigen Rolle innerhalb der Streitkrifte eines Mitgliedstaats;

speziell fur Forschungszwecke, Versuchszwecke oder wissenschaftliche Zwecke ausgelegte oder veranderte
Luftfahrzeuge, die wahrscheinlich in sehr begrenzten Stiickzahlen produziert werden;

Luftfahrzeuge, die zu mindestens 51 % von einem Amateur oder einer Amateurvereinigung ohne Gewinnzweck fiir
den Eigengebrauch ohne jegliche gewerbliche Absicht gebaut werden;

militdrisch genutzte Luftfahrzeuge, sofern es sich nicht um Muster handelt, fiir die eine Musterbauart von der Agentur
festgelegt wurde;

Flichenflugzeuge, Hubschrauber und Motorgleitschirme mit hochstens zwei Sitzen und einer von den Mitgliedstaaten
erfassten hochstzuldssigen Startmasse (MTOM) von nicht mehr als

i) 300 kg im Fall von einsitzigen Landflugzeugen/-hubschraubern oder
i) 450 kg im Fall von zweisitzigen Landflugzeugen/-hubschraubern oder
i) 330 kg im Fall von einsitzigen Amphibienflugzeugen oder Schwimmerflugzeugen/-hubschraubern oder

iv) 495 kg im Fall von zweisitzigen Amphibienflugzeugen oder Schwimmerflugzeugen/-hubschraubern, sofern sie
fiir den Fall, dass sie sowohl als Schwimmerflugzeuge/-hubschrauber als auch als Landflugzeuge/-hubschrauber
betrieben werden, jeweils beide MTOM-Grenzwerte nicht tiberschreiten;

v)  472,5 kg im Fall von zweisitzigen Landflugzeugen mit an der Zelle montiertem Fallschirm-Gesamtrettungs-
system;

vi) 315 kg im Fall von einsitzigen Landflugzeugen mit an der Zelle montiertem Fallschirm-Gesamtrettungssystem

und, bei Flichenflugzeugen, mit einer Abreiffgeschwindigkeit oder Mindestgeschwindigkeit im stationdren Flug in
Landekonfiguration von hochstens 35 Knoten CAS (Calibrated Air Speed — berichtigte Fluggeschwindigkeit);

einsitzige und zweisitzige Tragschrauber mit einer hochstzuldssigen Startmasse von nicht mehr als 560 kg;

Segel- und Gleitflugzeuge mit einer hochstzuldssigen Leermasse von nicht mehr als 80 kg im Fall von einsitzigen bzw.
100 kg im Fall von zweisitzigen Flugzeugen, einschlieflich fuflstartfihiger Flugzeuge;
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h)  Nachbildungen von Luftfahrzeugen gemifl den Buchstaben a bis d, deren Konstruktion dem Original-Luftfahrzeug
dhnlich ist;

i)  unbemannte Luftfahrzeuge mit einer Betriebsmasse von nicht mehr als 150 kg;

j)  sonstige Luftfahrzeuge mit einer hochstzuldssigen Leermasse (einschlieRlich Kraftstoff) von nicht mehr als 70 kg.
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ANHANG III

Grundlegende Anforderungen fiir die Erteilung von Pilotenlizenzen gemif$ Artikel 7

Ausbildung
Allgemeines

Wer sich zum Fiithren eines Luftfahrzeuges ausbilden lisst, muss vom Bildungsstand sowie von der korperlichen
und geistigen Verfassung her die notwendigen Voraussetzungen aufweisen, um die entsprechenden theoretischen
Kenntnisse und praktischen Fertigkeiten zu erwerben, aufrechtzuerhalten und nachzuweisen.

Theoretische Kenntnisse

Ein Pilot muss einen Kenntnisstand erlangen und aufrechterhalten, der den im Luftfahrzeug ausgeiibten Aufgaben
entspricht und den mit der Art der Tatigkeit verbundenen Risiken angemessen ist. Diese Kenntnisse miissen
mindestens Folgendes umfassen:

i) Luftrecht;

ii)  allgemeine Flugzeugkunde;

i)  technische Fragen im Zusammenhang mit der Luftfahrzeugkategorie;
iv)  Flugleistung und Flugplanung;

v)  menschliches Leistungsvermogen und dessen Grenzen;

vi)  Meteorologie;

vii)  Navigation;

vii)  betriebliche Verfahren einschlieflich Ressourcenmanagement;

ix)  Grundlagen des Fliegens;

x)  Sprechfunkverkehr und

xi)  nichttechnische Fertigkeiten einschlieBlich Erkennung und Bewiltigung von Gefahrenlagen und Fehlern.

Nachweis und Aufrechterhaltung theoretischer Kenntnisse

Der Erwerb und das Vorhandensein theoretischer Kenntnisse miissen durch eine standige Bewertung wahrend der
Ausbildung und gegebenenfalls durch Priifungen nachgewiesen werden.

Die theoretischen Kenntnisse miissen in angemessenem Umfang aufrechterhalten werden. Die Erfiillung dieser
Anforderung ist durch regelmédfige Bewertungen, Priifungen, Tests oder Kontrollen nachzuweisen. Die Haufigkeit
von Priifungen, Tests oder Kontrollen muss dem mit der Tatigkeit verbundenen Risiko angemessen sein.

Praktische Fertigkeiten

Ein Pilot muss die praktischen Fertigkeiten erwerben und aufrechterhalten, die der Ausiibung seiner Aufgaben im
Luftfahrzeug entsprechen. Diese Fertigkeiten miissen dem mit der Art der Tatigkeit verbundenen Risiko
angemessen sein und — den Aufgaben im Luftfahrzeug entsprechend — gegebenenfalls Folgendes umfassen:

i) Flugvorbereitung und -durchfithrung, einschlieflich Luftfahrzeugleistung, Bestimmung von Masse und
Schwerpunktlage, Kontrolle und Wartung des Luftfahrzeugs, Kraftstoffplanung, Wetterbeurteilung,
Streckenplanung, Luftraumbeschriankungen und Verfiigbarkeit der Start- und Landebahn;

ii)  Flugplatzbetrieb und Platzrundenverfahren;
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i)  Vermeidung von Zusammenstoflen und Vorsichtsmafnahmen;
iv)  Fithren des Luftfahrzeugs nach Sichtmerkmalen;

v)  Flugmandéver, einschlieflich kritischer Situationen und damit zusammenhéngender ,Upset“-Manéver, soweit
technisch durchfiihrbar;

vi)  Starts und Landungen mit und ohne Seitenwind;
vii)  Fithren des Luftfahrzeugs ausschlieflich nach Instrumenten, entsprechend der Art der Titigkeit;

vii) Betriebsverfahren, einschlielich Teamfahigkeit und Ressourcenmanagement, je nach Art des Betriebs
(Alleinbetrieb oder Flugbesatzung mit mehreren Mitgliedern);

ix)  Navigation und Anwendung der Luftverkehrsregeln und verwandter Verfahren nach Sichtmerkmalen oder
unter Einsatz von Navigationshilfen;

x)  auergewohnliche und Notverfahren, einschlielich simulierter Ausfille der Luftfahrzeugausriistung;
xi)  Einhaltung von Flugverkehrs- und Sprechfunkverkehrsverfahren;
xii)  Besonderheiten der Luftfahrzeugmuster oder Luftfahrzeugklassen;

xii)  zusdtzliche Schulung praktischer Fertigkeiten, die gegebenenfalls zur Minderung der Risiken bei bestimmten
Tatigkeiten erforderlich sind, und

xiv) nichttechnische Fertigkeiten einschlieflich Erkennung und Bewiltigung von Gefahrenlagen und Fehlern;
dabei sind geeignete Bewertungsmethoden in Verbindung mit der Bewertung der technischen Fertigkeiten
anzuwenden.

Nachweis und Aufrechterhaltung praktischer Fertigkeiten

Ein Pilot muss die Fihigkeit zur Durchfithrung der Verfahren und Flugmanéver mit einem Kompetenzgrad
nachweisen, der den im Luftfahrzeug ausgefithrten Aufgaben entspricht; hierzu ist Folgendes nachzuweisen:

i) Fithren des Luftfahrzeugs innerhalb seiner Betriebsgrenzen;

ii)  gleichmifSige und exakte Durchfithrung simtlicher Flugmanover;
iii)  gutes Urteilsvermogen und ordnungsgemifSe Flugzeugfithrung;
iv)  Anwendung der Luftfahrtkenntnisse;

v)  Beherrschung des Luftfahrzeugs zu jedem Zeitpunkt des Fluges, so dass die erfolgreiche Durchfithrung der
Verfahren oder Flugmanéver jederzeit gewahrleistet ist, und

vi)  nichttechnische Fertigkeiten einschlieflich Erkennung und Bewiltigung von Gefahrenlagen und Fehlern;
dabei sind geeignete Bewertungsmethoden in Verbindung mit der Bewertung der technischen Fertigkeiten
anzuwenden.

Die praktischen Fertigkeiten miissen in angemessenem Umfang aufrechterhalten werden. Die Erfillung dieser
Anforderung ist durch regelmafige Bewertungen, Priifungen, Tests oder Kontrollen nachzuweisen. Die Hiufigkeit
von Priifungen, Tests oder Kontrollen muss dem mit der Titigkeit verbundenen Risiko angemessen sein.

Sprachkenntnisse

Ein Pilot muss Sprachkenntnisse auf einem Niveau nachweisen, das den im Luftfahrzeug ausgefiihrten Aufgaben
entspricht. Die nachgewiesenen Kenntnisse umfassen Folgendes:

i)  Fahigkeit zum Verstehen von Wetterinformationsunterlagen,
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lg.

1.h.

1.h.1.

1.h.2.

1i1.

ii)  Benutzung von Strecken-, An- und Abflugkarten und zugehorigen luftfahrttechnischen Informationsunter-
lagen und

i)  Fahigkeit zur Verstindigung mit anderen Flugbesatzungsmitgliedern und Flugsicherungsdiensten in allen
Flugphasen einschlieflich Flugvorbereitung.

Flugsimulationsibungsgerite

Wird zur Ausbildung oder zum Nachweis erworbener bzw. aufrechterhaltener praktischer Fertigkeiten ein
Flugsimulationsiibungsgerit (FSTD) verwendet, so muss dieses fiir ein bestimmtes Leistungsniveau in den
Bereichen zugelassen sein, die fiir die Erfilllung der entsprechenden Aufgaben relevant sind. Insbesondere die
Nachbildung der Konfiguration, der Handhabungseigenschaften, der Luftfahrzeugleistung und des Systemver-
haltens muss dem Luftfahrzeug in angemessener Weise entsprechen.

Ausbildungslehrgang

Die Ausbildung muss in Form eines Ausbildungslehrgangs erfolgen.
Ein Ausbildungslehrgang muss folgende Bedingungen erfiillen:
i) Fir jede Art von Ausbildungslehrgang ist ein Lehrplan zu erstellen, und

ii)  der Ausbildungslehrgang muss eine tibersichtliche Darstellung der vermittelten theoretischen Kenntnisse und
gegebenenfalls der praktischen Flugausbildung (einschlieflich Ausbildung an synthetischen Flugiibungs-
gerdten) umfassen.

Lehrberechtigte

Theoretische Ausbildung

Die theoretische Ausbildung muss durch entsprechend qualifizierte Lehrberechtigte erfolgen. Sie miissen
i) iber geeignete Kenntnisse auf dem Ausbildungsgebiet verfiigen und

ii)  eine geeignete Lehrmethodik anwenden konnen.

Flugpraktische Ausbildung und Ausbildung an Flugsimulatoren

Die flugpraktische Ausbildung und die Ausbildung an Flugsimulatoren miissen durch entsprechend qualifizierte
Lehrberechtigte erfolgen; diese miissen

i) die fur die zu vermittelnde Ausbildung geeigneten theoretischen Kenntnisse und praktischen Erfahrungen
besitzen,

ii)  eine geeignete Lehrmethodik anwenden konnen,

i)  tber Erfahrungen in der Vermittlung der Flugmanover und -verfahren verfiigen, fur die die flugpraktische
Ausbildung erfolgen soll,

iv)  nachweislich iiber die Lehrfihigkeit in den entsprechenden flugpraktischen Bereichen verfiigen,
einschlielich Flugvor- und -nachbereitung sowie Unterricht in Schulungsraumen, und

v)  regelmifig an Auffrischungsschulungen teilnehmen, um sicherzustellen, dass die zu vermittelnden
Kenntnisse und Fertigkeiten immer auf dem neuesten Stand sind.

Fluglehrer miissen zudem berechtigt sein, ein Luftfahrzeug, fur das die Ausbildung erfolgt, als Kommandant zu
fithren, sofern es sich nicht um die Ausbildung an neuen Luftfahrzeugmustern handelt.

Priifer

Fur die Beurteilung der Fertigkeiten von Piloten verantwortliche Personen miissen

i) die Anforderungen fiir Fluglehrer oder fir Lehrer fiir Flugsimulatoren erfiillen,
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ii)  befdhigt sein, die Leistung eines Piloten zu beurteilen und Flugpriifungen und Kontrollen durchzufithren.

2. Erforderliche Erfahrung

2.a.1.  Eine Person, die als Flugbesatzungsmitglied, Lehrberechtigter oder Priifer titig ist, muss eine fiir die Ausiibung der
betreffenden Tatigkeiten ausreichende Erfahrung erwerben und aufrechterhalten, sofern nicht den Durchfithrungs-
bestimmungen vorgesehen ist, dass die entsprechenden Fertigkeiten nach Abschnitt 1.e nachzuweisen sind.

3. Ausbildungseinrichtungen

3.a. Anforderungen an Ausbildungseinrichtungen

3.a.1.  Eine Einrichtung zur Ausbildung von Piloten muss folgende Anforderungen erfiillen:

i) Sie muss iiber alle Mittel verfiigen, die fir das mit ihrer Tatigkeit verbundene Aufgabenspektrum erforderlich
sind. Hierzu zdhlen unter anderem Einrichtungen, Personal, Ausriistung, Werkzeuge und Material, schriftlich
fixierte Aufgaben, Verantwortlichkeiten und Verfahren, Zugang zu einschligigen Daten und Fithrung von
Aufzeichnungen.

ii)  Sie muss ein Managementsystem in Bezug auf die Sicherheit und die Ausbildungsstandards einfiihren, das
System aufrechterhalten und seine fortlaufende Verbesserung anstreben und

i)  gegebenenfalls Vereinbarungen mit anderen einschligigen Organisationen treffen, um die kontinuierliche
Einhaltung der oben genannten Anforderungen zu gewihrleisten.

4. Flugmedizinische Tauglichkeit
4a. Medizinische Kriterien
4a.1.  Alle Piloten miissen in regelmifiigen Abstinden ihre flugmedizinische Tauglichkeit fiir die zufrieden stellende

Ausfithrung ihrer Aufgaben unter Beriicksichtigung der Art der Tatigkeit nachweisen. Die Einhaltung der

Anforderungen wird anhand einer geeigneten Beurteilung auf der Grundlage der besten flugmedizinischen Praxis

nachgewiesen, wobei die Art der Tatigkeit und eine mogliche altersbedingte geistige und korperliche

Leistungsminderung beriicksichtigt wird.

Flugmedizinische Tauglichkeit umfasst die korperliche und geistige Tauglichkeit und bedeutet, dass der Pilot nicht

an einer Krankheit oder Behinderung leidet, aufgrund deren er nicht in der Lage ist,

i)  die zum Fithren eines Luftfahrzeugs notwendigen Aufgaben auszufithren oder

ii)  die ihm zugewiesenen Aufgaben jederzeit zu erfiillen oder

i)  seine Umgebung richtig wahrzunehmen.

4a.2. Kann die flugmedizinische Tauglichkeit nicht in vollem Umfang nachgewiesen werden, diirfen ausgleichende
Mafinahmen ergriffen werden, die eine gleichwertige Flugsicherheit gewahrleisten.

4b. Flugmedizinische Sachverstindige

4b.1.  Ein flugmedizinischer Sachverstindiger muss

i) die Befdhigung und Approbation als Arzt besitzen,

ii)  eine flugdrztliche Ausbildung haben und regelmidRig an Auffrischungskursen in Flugmedizin teilnehmen, um
sicherzustellen, dass die Beurteilungsstandards eingehalten werden,

iii)  iiber praktische Kenntnisse und Erfahrungen in Bezug auf die Bedingungen verfiigen, unter denen Piloten
ihre Aufgaben erfiillen.
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Flugmedizinische Zentren

Flugmedizinische Zentren miissen folgende Bedingungen erfiillen:

ii)

iii)

Sie miissen iiber alle Mittel verfiigen, die fiir das mit ihren Sonderrechten verbundene Aufgabenspektrum
erforderlich sind. Hierzu zdhlen unter anderem Einrichtungen, Personal, Ausriistungen, Werkzeuge und
Material, schriftlich festgelegte Aufgaben, Verantwortlichkeiten und Verfahren, Zugang zu einschligigen
Daten und Fithrung von Aufzeichnungen.

Sie miissen ein Managementsystem in Bezug auf die Sicherheit und die flugmedizinischen Beur-
teilungsstandards einfiihren, das System aufrechterhalten und seine fortlaufende Verbesserung anstreben.

Sie miissen gegebenenfalls Vereinbarungen mit anderen einschligigen Organisationen treffen, um die
kontinuierliche Einhaltung dieser Anforderungen zu gewiahrleisten.
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la.

1.b.

l.c

1.d.

le.

2.a.l.

2.a.2.

2.a.3.

ANHANG IV

Grundlegende Anforderungen an den Flugbetrieb gemif8 Artikel 8

Allgemeines

Ein Flug darf nur dann durchgefithrt werden, wenn die Besatzungsmitglieder und gegebenenfalls das gesamte
sonstige an der Vorbereitung und Durchfithrung des Fluges beteiligte Betriebspersonal mit den Gesetzen,
Vorschriften und Verfahren vertraut sind, die fiir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben mafigebend sind und fiir die zu
iiberfliegenden Gebiete, die fir den Anflug vorgesehenen Flugplitze und die damit zusammenhidngenden
Flugsicherungseinrichtungen gelten.

Ein Flug muss so durchgefithrt werden, dass die im Flughandbuch oder erforderlichenfalls im Betriebshandbuch
spezifizierten Betriebsverfahren fiir die Vorbereitung und Durchfithrung des Fluges befolgt werden. Hierzu miissen
Priiflisten vorliegen, die von den Besatzungsmitgliedern je nach Gegebenheit in allen Betriebsphasen des
Luftfahrzeugs unter normalen und auffergewohnlichen Bedingungen sowie in Notfillen benutzt werden. Fiir alle
nach verniinftigem Ermessen vorhersehbaren Notfille miissen Verfahren festgelegt werden.

Vor jedem Flug sind die Aufgaben und Pflichten jedes Besatzungsmitglieds festzulegen. Der Kommandant ist fir
den Betrieb und die Sicherheit des Luftfahrzeugs sowie fiir die Sicherheit aller an Bord befindlichen
Besatzungsmitglieder, Fluggdste und Frachtstiicke verantwortlich.

Gegenstiande oder Stoffe, die eine wesentliche Gefahrdung fiir die Gesundheit, die Sicherheit, Sachwerte oder die
Umwelt darstellen konnen, wie zum Beispiel gefihrliche Giiter, Waffen und Munition, dirfen in keinem
Luftfahrzeug mitgefihrt werden, sofern nicht besondere Sicherheitsvorkehrungen und -anweisungen zur
Minderung der damit verbundenen Risiken zur Anwendung kommen.

Alle Daten, Dokumente, Unterlagen und Informationen, die zur Aufzeichnung der Einhaltung der in Abschnitt 5.c
genannten Bedingungen benotigt werden, sind fiir jeden Flug bereitzustellen und fiir einen der Art des Betriebs
angemessenen Mindestzeitraum aufzubewahren.

Flugvorbereitung

Ein Flug darf nur angetreten werden, wenn mit allen nach verniinftigem Ermessen verfigbaren Mitteln festgestellt
worden ist, dass alle nachfolgenden Bedingungen erfiillt sind:

Fir die Durchfiihrung des Fluges sind unter Beriicksichtigung der vorhandenen AIS Unterlagen des
Flugberatungsdienstes (Aeronautical Information Services) alle geeigneten Einrichtungen vorhanden, die
unmittelbar fir den Flug und fur den sicheren Betrieb des Luftfahrzeugs erforderlich sind, einschliefSlich
Sprechfunkeinrichtungen und Navigationshilfen.

Die Besatzung muss mit der Unterbringung und dem Gebrauch der jeweiligen Sicherheits- und Notausriistung
vertraut sein, und die Fluggiste miissen dariiber unterrichtet sein. Mithilfe konkreter Angaben miissen der
Besatzung und den Fluggésten ausreichende weiter gehende Informationen zu Notverfahren und zum Gebrauch
der Sicherheitsausriistung bereitgestellt werden.

Der Kommandant muss sich davon iiberzeugt haben, dass
i) das Luftfahrzeug gemafl Abschnitt 6 lufttiichtig ist,

ii)  das Luftfahrzeug, sofern erforderlich, ordnungsgemaif registriert ist und sich die entsprechenden Zeugnisse
an Bord befinden,

i)  die gemafl Abschnitt 5 fiir die Durchfithrung des Fluges erforderliche Instrumentierung und Ausriistung im
Luftfahrzeug installiert und betriebsbereit ist, sofern in der geltenden Mindestausriistungsliste (Minimum
Equipment List, MEL) oder gleichwertigen Dokumenten keine Ausnahme vorgesehen ist,

iv)  die Masse des Luftfahrzeugs und die Schwerpunktlage so sind, dass der Flug innerhalb der in den
Lufttiichtigkeitsunterlagen vorgeschriebenen Grenzen durchgefithrt werden kann,

v)  das gesamte Handgepack, das gesamte aufgegebene Gepick und die gesamte Fracht ordnungsgemaf verteilt
und gesichert sind und
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vi) die in Abschnitt 4 genannten Betriebsgrenzen des Luftfahrzeuges wihrend des Fluges zu keiner Zeit
tiberschritten werden.

Die Flugbesatzung muss iiber Informationen zu den Wetterbedingungen am Startflugplatz, am Bestimmungsflug-
platz und gegebenenfalls an Ausweichflugplitzen sowie entlang der Flugstrecke verfiigen. Besondere Auf-
merksamkeit ist potenziell gefahrlichen atmosphirischen Bedingungen zu schenken.

Bei Fliigen in ein Gebiet mit bekannten oder zu erwartenden Vereisungsbedingungen muss das Luftfahrzeug fiir
den sicheren Betrieb unter diesen Bedingungen zugelassen, ausgeriistet und/oder vorbereitet sein.

Fiir einen Flug nach Sichtflugregeln miissen die Wetterbedingungen entlang der Flugstrecke eine Einhaltung dieser
Flugregeln ermdglichen. Fiir einen Flug nach Instrumentenflugregeln miissen ein Bestimmungsflugplatz und
gegebenentfalls ein oder mehrere Ausweichflugplitze ausgewihlt werden, auf denen das Luftfahrzeug landen kann,
und zwar unter besonderer Beriicksichtigung der Wettervorhersagen, der Verfiigbarkeit von Flugsicherungs-
diensten, der Verfiigbarkeit von Bodeneinrichtungen sowie der Instrumentenflugverfahren, die von dem Staat
zugelassen sind, in dem sich der Bestimmungs- und/oder Ausweichflugplatz befindet.

Die an Bord mitgefiihrte Kraftstoff- und Olmenge muss ausreichen, um den beabsichtigten Flug sicher durchfithren
zu konnen, wobei die Wetterbedingungen, etwaige die Leistung des Luftfahrzeugs beeinflussende Elemente sowie
erwartete Verzogerungen wihrend des Fluges zu beriicksichtigen sind. Dartiber hinaus muss fir unvorherge-
sehenen Mehrverbrauch eine Kraftstoffreserve mitgefithrt werden. Gegebenenfalls sind Verfahren fiir das
Kraftstoffmanagement wahrend des Fluges festzulegen.

Flugbetrieb

In Bezug auf den Flugbetrieb miissen alle folgenden Bedingungen eingehalten werden:

Je nach Luftfahrzeugmuster muss jedes Besatzungsmitglied bei Start und Landung, und wenn es der Kommandant
aus Sicherheitsgriinden fiir notwendig halt, auf seinem Platz sitzen und je nach Luftfahrzeugmuster mit dem
vorhandenen Haltesystem angeschnallt sein.

Je nach Luftfahrzeugmuster miissen alle vorgeschriebenen Flugbesatzungsmitglieder mit angelegtem Sicherheits-
gurt auf ihrem Platz verbleiben, es sei denn, eine Abwesenheit ist wahrend des Fluges aus physiologischen oder
betrieblichen Griinden erforderlich.

Je nach Luftfahrzeugmuster und je nach Betriebsart muss der Kommandant bei Start und Landung, wahrend des
Rollens und wenn er es aus Sicherheitsgriinden fiir notwendig halt, dafir sorgen, dass jeder Fluggast auf seinem
Platz sitzt und ordnungsgemif$ gesichert ist.

Ein Flug ist so durchzufithren, dass in allen Flugphasen ein ausreichender Abstand zu anderen Luftfahrzeugen
aufrechterhalten wird und eine angemessene Hindernisfreiheit sichergestellt ist. Dieser Abstand muss mindestens
der in den geltenden Luftverkehrsregeln festgelegten Staffelung entsprechen.

Ein Flug darf nur dann fortgesetzt werden, wenn die bekannten Bedingungen weiterhin mindestens den in
Abschnitt 2 genannten Bedingungen entsprechen. Bei einem Flug nach Instrumentenflugregeln darf zudem ein
Anflug auf einen Flugplatz unterhalb bestimmter Héhen oder iiber eine bestimmte Position hinaus nicht
fortgesetzt werden, wenn die vorgeschriebenen Sichtkriterien nicht erfillt sind.

Bei einem Notfall muss der Kommandant dafiir sorgen, dass alle Fluggiste den Umstinden entsprechende
Notanweisungen erhalten.

Der Kommandant muss alle notwendigen Mafinahmen ergreifen, um die Folgen eines storenden Verhaltens von
Fluggisten fiir den Flug auf ein Mindestmafl zu begrenzen.

Ein Luftfahrzeug darf nur dann auf der Bewegungsfliche eines Flugplatzes gerollt werden bzw. sein Rotor darf nur
dann laufen, wenn die das Luftfahrzeug fiihrende Person ausreichend befugt ist.

Die vorgeschriebenen Verfahren fiir das Kraftstoffmanagement wihrend des Fluges sind gegebenenfalls
anzuwenden.
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4.b.

4.c.

4.c.1.

5.a.

5.b.

5.c.

6.a.

6.b.

Flugzeugleistung und Betriebsgrenzen

Ein Luftfahrzeug muss in Ubereinstimmung mit seinen Lufttiichtigkeitsunterlagen und allen damit zusammen-
hiangenden Betriebsverfahren und Betriebsgrenzen, wie sie im genchmigten Flughandbuch bzw. gleichwertigen
Unterlagen aufgefithrt sind, betrieben werden. Das Flughandbuch bzw. gleichwertige Unterlagen miissen der
Besatzung zur Verfiigung stehen und fiir jedes Luftfahrzeug auf dem aktuellen Stand gehalten werden.

Das Luftfahrzeug muss in Ubereinstimmung mit den geltenden Umweltschutzvorschriften betrieben werden.

Ein Flug darf nur dann angetreten oder fortgesetzt werden, wenn bei der geplanten Betriebsmasse und unter
Beriicksichtigung simtlicher Faktoren, die die Leistung des Luftfahrzeugs wesentlich beeinflussen, die fiir das
Luftfahrzeug geplante Leistung die Durchfithrung aller Flugphasen innerhalb der entsprechenden Entfernungen/
Gebiete und Hindernisfreiheiten zuldsst. Zu den Leistungsfaktoren, die Start, Reiseflug und Landeanflug/Landung
wesentlich beeinflussen, zihlen insbesondere

i) Betriebsverfahren,

ii)  Druckhohe am Flugplatz,

iiiy  Temperatur,

iv)  Wind,

v)  Grofe, Neigung und Zustand des Start-/Landebereichs sowie

vi)  Zustand der Zelle, der Triebwerke oder der Bordanlagen unter Beriicksichtigung moglicher Defekte.

Diese Faktoren sind direkt als Betriebsparameter oder indirekt durch Toleranzen oder Spannen zu beriicksichtigen,
die bei der Planung von Leistungsdaten je nach Betriebsart bereitgestellt werden.

Instrumente, Daten und Ausriistung

Ein Luftfahrzeug muss unter Beriicksichtigung der fir die jeweilige Flugphase geltenden Luftverkehrsregeln und
Luftverkehrsvorschriften mit allen fiir den beabsichtigten Flug notwendigen Navigations-, Kommunikations- und
sonstigen Ausriistungen ausgestattet sein.

Gegebenenfalls muss ein Luftfahrzeug unter Beriicksichtigung der mit den Fluggebieten, den zu fliegenden
Strecken, der Flughohe und der Flugdauer verbundenen Risiken mit allen erforderlichen medizinischen
Ausriistungen sowie Sicherheits-, Riumungs- und Uberlebensausriistungen ausgestattet sein.

Alle fur die Durchfithrung des Fluges durch die Besatzung erforderlichen Daten miissen unter Beriicksichtigung der
geltenden Luftverkehrsvorschriften, Luftverkehrsregeln, Flughhen und Fluggebiete auf dem neuesten Stand und an
Bord des Luftfahrzeugs verfiigbar sein.

Erhaltung der Lufttiichtigkeit

Das Luftfahrzeug darf nur dann betrieben werden, wenn folgende Bedingungen erfiillt sind:

i)  Das Luftfahrzeug befindet sich in einem lufttiichtigen Zustand,

ii)  die fiir den beabsichtigten Flug erforderliche Betriebs- und Notausriistung ist betriebsbereit,
i)  das Lufttiichtigkeitszeugnis des Luftfahrzeugs ist giiltig, und

iv) die Instandhaltung des Luftfahrzeugs wurde in Ubereinstimmung mit dem Instandhaltungsprogramm

durchgefiihrt.

Vor jedem Flug oder vor jeder zusammenhingenden Abfolge von Fliigen ist durch eine Vorflugkontrolle
festzustellen, ob das Luftfahrzeug fiir den beabsichtigten Flug tauglich ist.
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6.d.

6.f.

7.b.

7.d.

7.f.

7.8

Das Instandhaltungsprogramm muss insbesondere Instandhaltungsarbeiten und -intervalle enthalten, insbesondere
diejenigen, die in den Anweisungen fiir die Erhaltung der Lufttiichtigkeit vorgeschrieben sind.

Das Luftfahrzeug darf nur betrieben werden, wenn es nach der Instandhaltung von entsprechend qualifizierten
Personen oder Organisationen zum Betrieb freigegeben wurde. Die Freigabebescheinigung muss insbesondere die
wesentlichen Angaben zu der durchgefiihrten Instandhaltung enthalten.

Alle Unterlagen zum Nachweis der Lufttiichtigkeit des Luftfahrzeugs sind so lange aufzubewahren, bis die darin
enthaltenen Informationen durch neue Informationen ersetzt worden sind, die dem Umfang und den Einzelheiten
nach gleichwertig sind; ausfithrliche Instandhaltungsaufzeichnungen sind jedoch mindestens 24 Monate lang
aufzubewahren. Bei einem angemieteten Luftfahrzeug sind alle Unterlagen zum Nachweis der Lufttiichtigkeit des
Luftfahrzeugs mindestens fiir die Dauer des Mietverhiltnisses aufzubewahren.

Alle Anderungen und Reparaturen miissen die grundlegenden Anforderungen fiir die Lufttiichtigkeit erfiillen. Die
Nachweisdaten fiir die Erfiillung der Lufttiichtigkeitsanforderungen sind aufzubewahren.

Besatzungsmitglieder

Bei der Festlegung der Anzahl und Zusammensetzung der Besatzung ist Folgendes zu beriicksichtigen:

i)  die Zulassungsbeschrinkungen des Luftfahrzeugs, gegebenenfalls einschlieflich der entsprechenden
Vorfithrung der Notrdaumung,

ii)  die Auslegung des Luftfahrzeugs und

ili)  die Art und Dauer des Betriebs.

Flugbegleiter miissen

i) regelmifig geschult und gepriift werden, damit sie eine angemessene Befidhigung zur Ausfithrung der ihnen
zugewiesenen Sicherheitsaufgaben erlangen und aufrechterhalten, und

ii)  in regelmafigen Abstinden auf ihre flugmedizinische Tauglichkeit zur sicheren Ausfithrung ihrer
Sicherheitsaufgaben hin untersucht werden. Die Erfillung der Anforderungen ist durch eine geeignete
Beurteilung auf der Grundlage der besten flugmedizinischen Praxis nachzuweisen.

Der Kommandant muss befugt sein, alle erforderlichen Anweisungen fiir die Gewihrleistung des Betriebs und der
Sicherheit des Luftfahrzeugs sowie der an Bord befindlichen Personen und/oder Sachwerte zu geben und die dafiir
geeigneten Mafnahmen zu treffen.

In einem Notfall, der den Betrieb oder die Sicherheit des Luftfahrzeugs und/oder der Personen an Bord gefihrdet,
muss der Kommandant alle Mafinahmen ergreifen, die er im Interesse der Sicherheit fiir notwendig erachtet.
Werden dabei ortliche Vorschriften oder Verfahren verletzt, muss der Kommandant fiir eine entsprechende
unverziigliche Benachrichtigung der zustandigen 6rtlichen Behorden sorgen.

Aufergewohnliche Notsituationen diirfen nicht simuliert werden, wenn sich Fluggiste oder Fracht an Bord
befinden.

Ein Besatzungsmitglied darf nicht zulassen, dass die Erfullung seiner Aufgaben oder seine Entscheidungsfahigkeit
aufgrund der Auswirkungen von Miidigkeit — unter Beriicksichtigung unter anderem von kumulierter Ermiidung,
Schlafmangel, Anzahl der Flugsektoren, Nachtarbeit und Uberschreitung von Zeitzonen — so beeintréchtigt wird,
dass die Flugsicherheit gefihrdet ist. Die Ruhezeiten miissen den Besatzungsmitgliedern ausreichend Zeit zur
Erholung von den Auswirkungen des vorangegangenen Dienstes geben, so dass sie zu Beginn des darauf folgenden
Flugdienstzeitraums gut ausgeruht sind.

Ein Besatzungsmitglied darf den zugeteilten Dienst an Bord eines Luftfahrzeugs nicht antreten, wenn es unter
Einwirkung von psychoaktiven Substanzen oder Alkohol steht oder wenn es aufgrund einer Verletzung,
Ermiidung, der Wirkung von Medikamenten, einer Erkrankung oder dhnlichen Ursachen dienstuntauglich ist.
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8.a.1.

8.a.2.

8.a.3.

8.a.4.

8.a.5.

8b.

8.d.

Zusdtzliche Anforderungen fiir den gewerblichen Betrieb und fiir den Betrieb technisch komplizierter motorgetriebener
Luftfahrzeuge

Fiir den gewerblichen Betrieb und den Betrieb technisch komplizierter motorgetriebener Luftfahrzeuge miissen
folgende Bedingungen erfiillt sein:

Der Betreiber verfiigt entweder direkt oder indirekt durch Vertrage iiber die fir den Umfang und das Spektrum des
Betriebs erforderlichen Mittel. Hierzu zdhlen unter anderem Luftfahrzeuge, Einrichtungen, Managementstruktur,
Personal, Ausriistung, Dokumentierung der Aufgaben, Verantwortlichkeiten und Verfahren, Zugang zu
einschldgigen Daten und Fithrung von Aufzeichnungen.

Der Betreiber setzt nur ausreichend qualifiziertes und geschultes Personal ein und fiihrt stindig Schulungs- und
Uberpriifungsprogramme fiir die Besatzungsmitglieder und anderes mafigebliches Personal durch.

Der Betreiber erstellt eine MEL oder ein gleichwertiges Dokument unter Beriicksichtigung folgender
Voraussetzungen:

i)  Das Dokument muss Anweisungen fiir den Betrieb des Luftfahrzeugs unter genau vorgegebenen
Bedingungen enthalten, unter denen bestimmte Instrumente, Ausriistungsteile oder Funktionen zu Beginn
des Fluges abgeschaltet sind,

ii)  das Dokument muss fiir jedes einzelne Luftfahrzeug unter Beriicksichtigung der jeweiligen Betriebs- und
Instandhaltungsbedingungen des Betreibers erstellt werden, und

i)  die Mindestausriistungsliste (MEL) muss auf der Grundlage der Basis-Mindestausriistungsliste (MMEL), sofern
diese vorhanden ist, erstellt werden und darf nicht weniger einschrankend sein als die MMEL.

Der Betreiber fithrt ein Managementsystem ein und erhdlt es aufrecht, um die Einhaltung der grundlegenden
Anforderungen fiir den Betrieb zu gewiahrleisten; ferner strebt er die fortlaufende Verbesserung dieses Systems an,
und

der Betreiber legt ein Unfallverhiitungs- und Sicherheitsprogramm einschlieflich einer Regelung fiir die Meldung
von Vorfillen fest, die im Rahmen des Managementsystems zu verwenden ist, um einen Beitrag zur stidndigen
Verbesserung der Betriebssicherheit zu leisten, und wendet dieses Programm kontinuierlich an.

Der gewerbliche Betrieb und der Betrieb technisch komplizierter motorgetriebener Luftfahrzeuge diirfen nur
gemdfl einem Betriebshandbuch des Betreibers erfolgen. Dieses Handbuch muss fir simtliche betriebene
Luftfahrzeuge alle erforderlichen Anweisungen, Informationen und Verfahren enthalten, die fiir das Betriebs-
personal zur Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderlich sind. Beschrinkungen hinsichtlich Flugzeit, Flug-
dienstzeitraumen und Ruhezeiten fiir die Besatzungsmitglieder sind auszuweisen. Das Betriebshandbuch und seine
iiberarbeiteten Fassungen miissen mit dem genehmigten Flughandbuch im Einklang stehen und gegebenenfalls
geandert werden.

Der Betreiber muss gegebenenfalls Verfahren festlegen, um die Folgen eines storenden Verhaltens von Fluggasten
fur den sicheren Flugbetrieb auf ein Mindestmaf$ zu begrenzen.

Der Betreiber muss an das Luftfahrzeug und die Art des Betriebs angepasste Gefahrenabwehrprogramme
erarbeiten und aufrechterhalten, die insbesondere Folgendes umfassen:

i) Sicherheit des Cockpits,
ii)  Priifliste zur Durchsuchung des Luftfahrzeugs,
i) Schulungsprogramme,

iv)  Schutz von elektronischen Systemen und Computersystemen zur Verhinderung von vorsitzlichen Eingriffen
in das System und Zerstorungen und

v)  Meldeverfahren bei widerrechtlichen Eingriffen.

Wenn Gefahrenabwehrmafinahmen die Betriebssicherheit beeintrachtigen konnen, sind die Risiken zu bewerten
und geeignete Verfahren zur Minderung der Sicherheitsrisiken zu entwickeln; dazu ist unter Umstinden der Einsatz
einer Spezialausriistung erforderlich.

Der Betreiber muss einen Luftfahrzeugfiihrer aus der Flugbesatzung als Kommandanten benennen.
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8.f. Um Ermiidungen zu verhindern, ist ein Dienstplansystem aufzustellen. Fiir einen Flug oder eine Abfolge von
Fliigen sind im Rahmen dieses Dienstplansystems die Flugzeit, Flugdienstzeitraume, Dienstzeitraume und
angepasste Ruhezeiten vorzuschen. Bei innerhalb des Dienstplansystems festgelegten Beschrankungen sind alle
wichtigen Faktoren zu beriicksichtigen, die zu Ermiidung beitragen, wie insbesondere die Anzahl der Flugsektoren,
eine Uberschreitung von Zeitzonen, Schlafmangel, die Unterbrechung des Tagesrhythmus, Nachtarbeit,
Positionierungsfliige, kumulative Dienstzeit fir bestimmte Zeitrdume, Aufteilung zugewiesener Aufgaben
zwischen Besatzungsmitgliedern sowie auch die Bereitstellung aufgestockter Besatzungen.

8.g. Die in den Abschnitten 6.2, 6.d und 6.e angefithrten Aufgaben miissen von einer fiir die Erhaltung der
Lufttiichtigkeit zustdndigen Organisation kontrolliert werden, die neben den in Anhang I Abschnitt 3.a genannten
Anforderungen folgende Bedingungen erfiillen muss:

i) Sie muss zur Instandhaltung von Erzeugnissen, Teilen und Ausriistungen unter ihrer Verantwortung
qualifiziert sein oder einen Vertrag mit einer qualifizierten Organisation fiir diese Erzeugnisse, Teile und
Ausriistungen abgeschlossen haben, und

ii)  sie muss ein Organisationshandbuch erstellen, in dem fiir den Gebrauch durch das betreffende Personal und
dessen Anleitung eine Beschreibung aller Verfahren der Organisation zur Erhaltung der Lufttiichtigkeit
enthalten sind, gegebenenfalls einschlieflich einer Beschreibung der Verwaltungsvereinbarungen zwischen
der Organisation und der zugelassenen Instandhaltungsorganisation.
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ANHANG V

Kriterien fiir qualifizierte Stellen gemifd Artikel 13

Die Stelle, ihr Leiter und das mit der Durchfithrung der Priifungen betraute Personal diirfen weder unmittelbar noch
als Bevollmichtigte an Entwurf, Herstellung, Vertrieb oder Instandhaltung der Erzeugnisse, Teile, Ausriistungen,
Komponenten oder Systeme oder an deren Betrieb, Leistungserbringung oder Nutzung beteiligt sein. Ein Austausch
technischer Informationen zwischen den beteiligten Organisationen und der qualifizierten Stelle wird dadurch nicht
ausgeschlossen.

Die Stelle und das mit den Zulassungsaufgaben betraute Personal miissen ihre Aufgaben mit der groftmoglichen
beruflichen Integritit und fachlichen Kompetenz wahrnehmen und diirfen — insbesondere seitens Personen oder
Personengruppen, die von den Ergebnissen der Zulassung betroffen sind — keinerlei Druck oder Anreiz, insbesondere
finanzieller Art, ausgesetzt sein, der ihr Urteil oder die Ergebnisse ihrer Untersuchungen beeintrichtigen konnte.

Die Stelle muss ausreichendes Personal beschiftigen und iiber die erforderlichen Mittel verfiigen, um die technischen
und verwaltungsmifigen Aufgaben, die mit dem Zulassungsverfahren verbunden sind, wahrzunehmen; Sie sollte auch
Zugang zu der Ausriistung haben, die fiir auflergewohnliche Priifungen benotigt wird.

Das mit den Untersuchungen betraute Personal muss iiber folgende Voraussetzungen verfiigen:
—  grindliche fachliche und berufliche Ausbildung;

— ausreichende Kenntnis der Vorschriften fiir die von ihm durchgefiihrten Zulassungsaufgaben und ausreichende
praktische Erfahrung auf diesem Gebiet;

—  notige Befihigung zur Abfassung der Erkldrungen, Unterlagen und Berichte, mit denen die Durchfithrung der
Untersuchungen nachgewiesen wird.

Die Unparteilichkeit des Untersuchungspersonals muss gewéhrleistet sein. Seine Vergiitung darf weder von der Zahl
der durchgefithrten Untersuchungen noch von deren Ergebnis abhdngen.

Die Stelle muss haftpflichtversichert sein, sofern nicht der Mitgliedstaat nach innerstaatlichem Recht fiir die Stelle
haftet.

Das Personal der Stelle ist hinsichtlich aller Informationen, von denen es in Durchfithrung seiner Aufgaben gemif$
dieser Verordnung Kenntnis erlangt, zur Verschwiegenheit verpflichtet.



L 79/46 Amtsblatt der Europdischen Union 19.3.2008
ANHANG VI
ENTSPRECHUNGSTABELLE
Verordnung (EG) Nr. 15922002 Vorliegende Verordnung
Artikel 1 Artikel 1

Artikel 2 Absatz 1

Artikel 2 Absatz 1

Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a bis e

Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a bis e

Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe f

Artikel 2 Absatz 3

Artikel 2 Absatz 3

Artikel 3 Buchstaben a bis g

Artikel 3 Buchstaben a bis g

Artikel 3 Buchstaben h bis |

Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a bis ¢

Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a bis ¢

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d

Artikel 4 Absitze 2 und 3

Artikel 4 Absatz 2

Artikel 4 Absatz 4

Artikel 4 Absatz 5

Artikel 4 Absatz 3

Artikel 4 Absatz 6

Artikel 5 Absatz 1

Artikel 5 Absatz 1

Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 1, Einleitung

Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 1, Einleitung

Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 1, Buchstaben a bis ¢

Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstaben a bis ¢

Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 1, Buchstabe d

Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstaben d und e

Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 1, Buchstaben e und f

Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstaben f und g

Artikel 5 Absatz 3

Artikel 5 Absatz 3

Artikel 5 Absatz 4

Artikel 5 Absatz 4 Unterabsatz 1, Einleitung

Artikel 5 Absatz 5 Unterabsatz 1, Einleitung

Artikel 5 Absatz 4 Unterabsatz 1, Buchstaben a bis d

Artikel 5 Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstaben a bis d

Artikel 5 Absatz 4 Unterabsatz 1, Buchstabe e Ziffern i bis
iii

Artikel 5 Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstabe e Ziffern i bis iii

Artikel 5 Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstabe e Ziffern iv bis
vi

Artikel 5 Absatz 4 Unterabsatz 1, Buchstaben f bis i

Artikel 5 Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstaben f bis i

Artikel 5 Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstabe j

Artikel 5 Absatz 5 Unterabsatz 1, Einleitung

Artikel 5 Absatz 6 Unterabsatz 1, Einleitung

Artikel 5 Absatz 5 Unterabsatz 1, Buchstaben a, b und ¢

Artikel 5 Absatz 6 Unterabsatz 1 Buchstaben a, b und ¢

Artikel 5 Absatz 6 Unterabsatz 1 Buchstabe d

Artikel 6

Artikel 6

Artikel 7

Artikel 8

Artikel 9

Artikel 10




19.3.2008

Amtsblatt der Europaischen Union

L 79/47

Verordnung (EG) Nr. 1592/2002

Vorliegende Verordnung

Artikel 8 Absatz 1

Artikel 11 Absatz 1

Artikel 11 Absitze 2 bis 4

Artikel 8 Absatz 2

Artikel 11 Absatz 5

Artikel 11 Absatz 6

Artikel 9

Artikel 12

Artikel 13

Artikel 10 Absatz 1

Artikel 14 Absatz 1

Artikel 14 Absatz 2

Artikel 10 Absatz 2

Artikel 14 Absatz 3

Artikel 10 Absatz 3

Artikel 14 Absatz 4

Artikel 10 Absatz 4

Artikel 14 Absatz 5

Artikel 10 Absatz 5

Artikel 14 Absatz 6

Artikel 10 Absatz 6

Artikel 14 Absatz 7

Artikel 11 Artikel 15
— Artikel 16
Artikel 12 Artikel 17

Artikel 13 Einleitung

Artikel 18 Einleitung

Artikel 13 Buchstabe a

Artikel 18 Buchstabe a

Artikel 18 Buchstabe b

Artikel 13 Buchstabe b

Artikel 18 Buchstabe ¢

Artikel 13 Buchstabe ¢

Artikel 18 Buchstabe d

Artikel 18 Buchstabe e

Artikel 14

Artikel 19

Artikel 15 Absatz 1 Einleitung

Artikel 20 Absatz 1 Einleitung

Artikel 15 Absatz 1 Buchstaben a bis j

Artikel 20 Absatz 1 Buchstaben a bis j

Artikel 20 Absatz 1 Buchstaben k und 1

Artikel 15 Absatz 2

Artikel 20 Absatz 2

Artikel 21

Artikel 22

Artikel 23

Artikel 16 Absitze 1 und 2

Artikel 24 Absitze 1 und 2

Artikel 24 Absatz 3

Artikel 16 Absatz 3

Artikel 24 Absatz 4

Artikel 16 Absatz 4

Artikel 24 Absatz 5

Artikel 25
Artikel 17 Artikel 26
Artikel 18 Artikel 27
Artikel 19 Artikel 28




Amtsblatt der Europiischen Union

19.3.2008

Verordnung (EG) Nr. 1592/2002

Vorliegende Verordnung

Artikel 20 Artikel 29
Artikel 21 Artikel 30
Artikel 22 Artikel 31
Artikel 23 Artikel 32

Artikel 24 Absitze 1 bis 4

Artikel 33 Absitze 1 bis 4

Artikel 33 Absatz 5

Artikel 25 Absitze 1 und 2

Artikel 34 Absitze 1 und 2

Artikel 34 Absatz 3

Artikel 26 Artikel 35
Artikel 27 Artikel 36
Artikel 28 Artikel 37

Artikel 29 Absitze 1 und 2

Artikel 38 Absitze 1 und 2

Artikel 29 Absatz 3 Buchstaben a bis j

Artikel 38 Absatz 3 Buchstaben a bis j

Artikel 38 Absatz 3 Buchstaben k und |

Artikel 30 Artikel 39
Artikel 31 Artikel 40
Artikel 32 Artikel 41
Artikel 33 Artikel 42
Artikel 34 Artikel 43
Artikel 35 Artikel 44
Artikel 36 Artikel 45
Artikel 37 Artikel 46
Artikel 38 Artikel 47
Artikel 39 Artikel 48
Artikel 40 Artikel 49
Artikel 41 Artikel 50
Artikel 42 Artikel 51
Artikel 43 Artikel 52
Artikel 44 Artikel 53
Artikel 45 Artikel 54

Artikel 46 Absatz 1 Einleitung

Artikel 55 Absatz 1 Einleitung

Artikel 46 Absatz 1 Buchstaben a bis d

Artikel 55 Absatz 1 Buchstaben a bis d

Artikel 55 Absatz 1 Buchstabe e

Artikel 46 Absitze 2 und 3

Artikel 55 Absitze 2 und 3

Artikel 56

Artikel 57

Artikel 47 Absitze 1 und 2

Artikel 58 Absitze 1und 2

Artikel 47 Absatz 3




19.3.2008

Amtsblatt der Europaischen Union

L 79/49

Verordnung (EG) Nr. 1592/2002

Vorliegende Verordnung

Artikel 47 Absatz 4

Artikel 58 Absatz 3

Artikel 47 Absatz 5

Artikel 58 Absatz 4

Artikel 48 Absatz 1 Einleitung

Artikel 59 Absatz 1 Einleitung

Artikel 48 Absatz 1 Buchstabe a

Artikel 59 Absatz 1 Buchstaben a und b

Artikel 48 Absatz 1 Buchstaben b und ¢

Artikel 59 Absatz 1 Buchstaben ¢ und d

Artikel 59 Absatz 1 Buchstabe e

Artikel 48 Absitze 2 und 3

Artikel 59 Absitze 2 und 3

Artikel 59 Absatz 4

Artikel 48 Absitze 4 bis 10

Artikel 59 Absitze 5 bis 11

Artikel 49 Artikel 60
Artikel 50 Artikel 61
Artikel 51 Artikel 62
Artikel 52 Artikel 63
Artikel 53 Artikel 64
Artikel 54 Artikel 65
Artikel 55 Artikel 66
Artikel 56 Artikel 67
— Artikel 68
Artikel 57 Artikel 69
Artikel 59 Artikel 70




	Inhalt
	Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Februar 2008 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Europäischen Agentur für Flugsicherheit, zur Aufhebung der Richtlinie 91/670/EWG des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 und der Richtlinie 2004/36/EG 

